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(Beginn um 9.02 Uhr.)

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Guten Morgen!

Die 27. Sitzung des Gemeinderates ist eröffnet.

Es sind einige Gemeinderätinnen und Gemeinderäte entschuldigt: Frau GRin Cammerlander, Frau GRin Gaal, Herr GR Schreuder und Frau GRin Dr Vitouch sind krank. Herr GR Dr Wolf ist bis 12 Uhr entschuldigt, und der Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny ist zwischen 10 und 11 Uhr und von 16 bis 17 Uhr in Vertretung des Herrn Bürgermeisters unterwegs.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Frage (FSP - 05322-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR Mag Dietbert Kowarik gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (Heimlich, still und leise will die Rathaus SPÖ das Haus für Punks im 15. Bezirk in unmittelbarer Nähe zu Schulen, Kindereinrichtungen und dem Meiselmarkt gegen den Willen der Anrainer ansiedeln. Die Erfahrungen haben gezeigt, wie sehr Anrainer und Geschäftsleute unter dem Verhalten der Punks zu leiden haben. Der Bezirksvorsteher wurde nach eigenen Aussagen von den Plänen der Rathaus SPÖ überrascht. Warum wurde gegen den Willen der Bevölkerung und ohne geeignete Information gerade der Standort Johnstraße 45 für das Punker Haus gewählt?)
Ich bitte um die Beantwortung, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Sie fragen in Ihrer Anfrage, wieso und ob heimlich, still und leise ein Haus für Punks im 15. Bezirk errichtet wird. Die Antwort ist Nein. Es wird keine Punkerhütte errichtet, sondern es wird in der Johnstraße 45 ein soziales Wohnprojekt für junge Erwachsene entstehen, ein soziales Wohnprojekt, das in dem Bereich angesiedelt ist, der in dieser Stadt für soziale Wohnprojekte zuständig ist, nämlich im Fonds Soziales Wien und dort in der „wieder wohnen" GmbH. Es ist ein Wohnprojekt für junge Erwachsene, kein autonomes Projekt. Es wird rund um die Uhr Betreuung dort geben. Das Wohnprojekt wird Wohn- und Schlafmöglichkeiten bieten, wird es sich auch zum Ziel setzen, den jungen Erwachsenen ein Stück mitzuhelfen, dort Tritt zu fassen, wo der Tritt vielleicht verloren gegangen ist. Wir wissen auch, dass diese jungen Menschen zum Teil große gesundheitliche Probleme haben. Es wird dort keinen öffentlichen Veranstaltungsraum geben. Die Bewohnerinnen und Bewohner werden sich, so wie das eben üblich ist in den Wohnprojekten, die die Stadt Wien führt, an klare Regeln halten müssen.

Mir geht es hierbei darum, junge Menschen, die eine andere Lebensform haben, aber eine Lebensform haben, die ihnen durchaus auch Probleme macht, dabei zu unterstützen. Und ich denke, wir sind eine Stadt, wo wir stolz darauf sind, dass jede und jeder ein Dach über dem Kopf haben soll.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. – Die 1. Zusatzfrage: Herr Mag Kowarik. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Guten Morgen! 

Frau Stadträtin, meine Frage war eigentlich, warum gerade und vor allem gegen den Willen der Bevölkerung der Standort Johnstraße 45 gewählt wurde. Wie Sie in der Anfrage auch lesen können, ist das vielleicht nicht der günstigste Standort. Vielleicht können Sie mir die eigentliche Frage noch beantworten!

Ich darf aber auch gleich die 1. Zusatzfrage anführen. Es wurde auch in der Anfrage selbst schon angeführt: Die Informationspolitik der Stadt Wien ist vielleicht nicht die glücklichste, um es vorsichtig auszudrücken. Die Anrainer haben die Tatsache, dass sie mit einem Haus für Punks, sage ich einmal, beglückt werden, aus der Zeitung erfahren müssen. Sie waren da nicht sehr erbaut darüber, wie Sie sich vorstellen können. Und sogar der Bezirksvorsteher Braun hat von sich gegeben, dass er überrascht worden ist und dass er nichts davon gewusst hat, dass das zu uns in den Bezirk kommt. Er war dementsprechend zuerst vehement dagegen, wie Sie sich vielleicht auch erinnern können, hat auch Unterschriften gesammelt und ist dann später offensichtlich bei Gesprächen überzeugt worden, sage ich einmal.

Meine Frage: Warum wurde verabsäumt, gleich von vornherein offensiv zu informieren? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben in den letzten Jahren den Bereich des betreuten Wohnens in Wien sehr, sehr stark ausgebaut, was auch zu einer deutlichen Verbesserung der Situation für Menschen mit sozialen Problemen geführt hat. Und wir sind immer wieder auf der Suche nach Orten, wo es Sinn macht, solche Projekte anzusiedeln. So gibt es ganz konkret für die Johnstraße 45, die von der Größenordnung her ein kleines Haus ist, das auch nicht mehr Platz als für maximal 35 Bewohnerinnen und Bewohner bietet, schon länger eine Option des Fonds Soziales Wien, der jetzt konkret für sozial betreutes Wohnen für junge Erwachsene hier auch schlagend gemacht worden ist. Und selbstverständlich wurde auch sofort Kontakt mit allen umliegenden Institutionen aufgenommen.

Die Tatsache, dass das dort ein Haus für Punks ist, Herr Kollege Kowarik, ist das, was Sie dort verbreiten, was Sie ja auch hier in dieser Anfrage sagen, weil das natürlich das ist, womit Sie politisches Kleingeld machen. Mir geht es darum, dass Menschen, die in dieser Stadt Probleme haben, auch auf uns zählen können und wir das auch ernst nehmen und sie dabei unterstützen, Probleme zu lösen.

Ich sage noch einmal: Es ist keine Punkerhütte, es ist kein autonomes Haus, sondern es handelt sich um sozial betreutes Wohnen nach den Regeln, wie in dieser Stadt sozial betreutes Wohnen funktioniert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Antonov gestellt. – Bitte. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen, Frau Stadträtin!

Sie wissen ja wahrscheinlich, dass wir GRÜNEN die einzige Partei sind, die in dieser Frage von Anfang an einen sehr klaren Standpunkt eingenommen hat. Wir stehen hinter diesem Projekt selbstverständlich. Wir halten absolut nichts davon, durch Wortwahl das Projekt irgendwie mit rotem Bühnennebel zu vernebeln. Es ist ein Wohnprojekt für Punks. Es heißt „PANKAHYTTN", weil die Initiative, die dort einziehen wird, „PANKAHYTTN“ heißt.

Unser Standpunkt war von Anfang an: Die AnrainerInnen müssen miteinbezogen werden, die AnrainerInnen müssen informiert werden. AnrainerInnen und die jungen Leute von der „PANKAHYTTN“ müssen die Möglichkeit haben, miteinander zu sprechen und Ängste auszuräumen, die ja womöglich umsonst da sind, weil sie vielleicht gar keinen Gegenstand haben. 

Und es gibt auch im 7. Bezirk Beispiele, wie man in so einem Verfahren besser vorgehen kann. Sie erinnern sich wahrscheinlich, wie es um das AsylwerberInnenheim im 7. Bezirk gegangen ist, hat man dort von Anfang an die Offensive ergriffen und hat AnrainerInnen von Anfang an miteinbezogen.

Nun ist es ja auf Grund interner Schwierigkeiten zwischen Rathaus und Bezirks-SPÖ hier leider schon ein bisschen verfahren. 

Ich möchte Sie aber fragen, inwieweit dieses Projekt jetzt in Zukunft, um weitere Probleme zu vermeiden, außer den SozialarbeiterInnen mit begleitenden Maßnahmen gestützt und gefördert werden wird. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich denke, dass es ein Prozess war, der hier stattgefunden hat, und daher bleibe ich auch dabei, weil es so ist, dass das nicht die „PANKAHYTTN“ ist. Es gab ja viele, viele Gespräche, die vor allem auch der Herr GR Florianschütz mit den Punks geführt hat. Das ist nicht das, was die Punks ursprünglich wollten. Sie wollten ein autonom verwaltetes Haus, das ihnen die Stadt ohne Regeln zur Verfügung stellt. Da habe ich von Anfang an, auch schon von diesem Platz aus gesagt: Das wird es mit Sicherheit nicht geben! Wir geben niemandem ein Haus, der halt ein Haus will – viele Menschen wollen Häuser –, sondern wir fühlen uns für Menschen, die soziale Probleme haben, verantwortlich. Daher wird es dort, wo sozial betreutes Wohnen in dieser Stadt verankert ist, im Fonds Soziales Wien in der „wieder wohnen" GmbH, ein Projekt geben. Und es wird auch klare Regeln geben – auch klare Regeln, wo es ursprünglich bei der Forderung der Punks geheißen hat, dass sie das nicht wollen, wo jetzt klar ist: Die Regeln gibt es oder es gibt das soziale Wohnprojekt nicht. Die zwei Alternativen stehen zur Verfügung, und da haben sie sich ganz klar dafür entschieden. 

Es ist auch mit dem Bezirk vereinbart – und es ist ja heute am Abend auch die Bürger- und Bürgerinnenversammlung –, dass die Sozialarbeiterinnen und Sozialarbeiter, die dort tätig sind, auch herausreichend arbeiten. Das heißt, dass sie nicht nur im Haus verhaftet sind, sondern auch die Umgebung mitbetreuen. Daher glaube ich, dass das ein sehr erfolgsversprechendes Projekt ist, und gehe nicht davon aus, dass es, wenn es einmal angelaufen ist, zu gröberen Problemen kommen wird, weil auch den jungen Menschen, die dort einziehen werden, vollkommen klar ist: Es gibt zwei Varianten, entweder man hält sich an die Regeln, dann gibt es ein soziales Wohnprojekt im Rahmen der Stadt Wien, oder es gibt das soziale Wohnprojekt nicht mehr. Und das ist ausgesprochen und klar in dieser Art und Weise akzeptiert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 3. Zusatzfrage stellt Frau GRin Praniess-Kastner. – Bitte. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Prinzipiell ist ja schon einiges gesagt worden zu der Punkerhütte oder zum sozialen Wohnprojekt, wie es von der Stadt tituliert wird. Festzuhalten für uns ist, dass wir natürlich für soziale Wohnprojekte der Stadt sind. Wir haben ja auch schon einmal im Gesundheitsausschuss, im Sozialausschuss darüber gesprochen, dass wir auch sehr viel von dem Projekt halten, das in der Stadt Graz bereits seit ein paar Jahren erfolgreich läuft, wo die Punks wohnen, betreut sind, aber auch ein Arbeitsprojekt angesiedelt ist. 

Im Gesundheitsausschuss konnten wir das leider nicht ausführlich genug klären, weil uns damals das Konzept für diese Punkerhütte oder das soziale Wohnprojekt, wie es genannt wird, nicht vorgestellt wurde und uns auch der Standort damals nicht verraten wurde; wiewohl er aber in den Zeitungen schon publiziert war. Die Vorgehensweise war natürlich nicht sehr glücklich, aber das wurde auch schon hinlänglich diskutiert. Es wurden die BewohnerInnen und der 15. Bezirk nicht informiert. Darüber brauchen wir, glaube ich, nicht mehr zu sprechen, das ist vergossene Milch. 

Worüber ich aber gerne sprechen würde, wäre das Konzept. Meiner Information nach, geht es eben um betreutes Wohnen, erstens einmal um Wohnen und Betreuung, und Sie haben davon gesprochen, dass das eher ein gemischtes Projekt ist.

Jetzt die ganz konkrete Frage an Sie: An welche Zielgruppen ist gedacht, die dort betreut werden sollen, und wie sieht auch das genaue Konzept der Betreuung aus? 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin!

Wir haben es kurz im Ausschuss schon besprochen. Es ist jetzt zunächst einmal so, dass jene obdachlosen Punks, die sich an diese Regeln halten, und zwar zu den Bedingungen, wie wir sozial betreutes Wohnen anbieten, einziehen. Ein ganz wesentlicher Punkt dabei ist, dass der erste Schritt zur Integration auch der sein wird, dass die, die dort einziehen, sich das selber herrichten müssen. Das heißt, bis zum Anfang des Dezember wird das so hergerichtet, dass die Fenster in Ordnung sind und es im Winter nicht zu kalt ist, aber den Rest der Inneneinrichtung und des Herrichtens müssen die Punks unter Anleitung selbst machen. Dann geht es meines Erachtens nach dem Konzept auch sehr stark darum, individuell anzuschauen, welche Ressourcen die jungen Menschen haben. 

Ich bin schon der Meinung, jeder kann seinen Lebensstil selbst wählen, ich bin aber nicht der Meinung, dass man sagen kann, wenn jemand sich mit 20 Jahren dafür entscheidet, dass er eigentlich nicht arbeiten will und keine weitere Ausbildung machen will und ihn das eigentlich alles nicht interessiert: Der Gesellschaft ist das eigentlich egal. Daher ist ein ganz wesentlicher Aspekt in dem Projekt, auch individuell abzuklären: Wo sind Ressourcen? Wo sind Probleme? Wie kann man die Menschen auch darin unterstützen, zukünftig ein Leben zu leben, wo wirklich derjenige oder diejenige auf eigenen Beinen stehen kann? Das wird der wesentliche Punkt sein. 

Ich kenne das Projekt in Graz auch, Sie ja auch. Da wissen wir auch beide, da können wir nicht von einem 100-prozentigen Erfolg bei allen ausgehen. Wichtig ist zu schauen, wo Ressourcen da sind, diese zu nützen, um zu einer Veränderung des Lebens beitragen zu können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – 4. Zusatzfrage: Herr GR Lindenmayr, bitte. 

GR Siegi Lindenmayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich hätte gerne gewusst, ob es schon Kontakt zu den umliegenden Einrichtungen gegeben hat.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Den hat es selbstverständlich gegeben. Nach der Information des Bezirks und auch der Festlegung, dass es die Bürgerversammlung geben wird, gab es sofort vom Fonds Soziales Wien bereits am 7.11. Termine mit der Volksschule, mit dem Kindergarten, mit dem Hort, mit der Berufsschule und natürlich auch mit dem Meiselmarkt. Es finden seither laufend Gespräche statt, wo es eben ganz konkret darum geht, die Vereinbarung, die mit den Bewohnerinnen und Bewohnern getroffen wird, auch ganz genau darauf abzustellen, was für die umliegenden Institutionen sehr wichtig ist. Das heißt, es gibt Ansprechpersonen und der Dialog ist da. 

Man muss auch eines ganz klar sagen: Im Gegensatz zu dem, was hier insbesondere von einer Partei dargestellt wird, ist es nicht so, dass alle die Welle machen, dass das Projekt dort hinkommt, auch von Untergangsstimmung ist keinesfalls die Rede. Es ist der Kontakt da und es finden auch sehr, sehr gute Gespräche statt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Mag Kowarik.

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ich empfehle Ihnen einmal, dass Sie tatsächlich mit den Anrainern dort oben sprechen. Die werden Ihnen vielleicht etwas anderes erzählen. Sie haben auch davon gesprochen, dass eine Vereinbarung mit den Herrschaften, also mit den Anrainern gemacht werden soll oder gemacht wurde. Vereinbarung ist immer zweiseitig. Ich weiß nicht, ob die Anrainer und Geschäftsleute in dem unmittelbaren Grätzel gerne eine Vereinbarung diesbezüglich eingehen würden. Ich kann es mir nicht vorstellen und empfehle, dass Sie heute Abend auch zur Informationsveranstaltung gehen. Da werden Sie ja hören, was die Anrainer wirklich meinen.

Zur 1. Zusatzfrage von mir bezüglich der Information haben Sie gesagt, dass der Fonds Soziales Wien die Johnstraße schon länger als Option hat. Der Bezirk hat davon offensichtlich nichts gewusst, auch das haben wir schon gesagt. Soll so sein, wir müssen uns leider jetzt damit auseinandersetzen.

Meine 2. Zusatzfrage betrifft die Kosten, die kolportiert wurden. Es wurde gesagt, dass 750 000 EUR für den Ankauf des Hauses aufgewendet werden müssen, 50 000 EUR rund für Sanierung und 500 000 EUR Betreuungskosten pro Jahr. Das sind die Zahlen, die in den Medien herumgeistern. Sie werden uns vielleicht heute sagen, wie es wirklich ist. Das wären 1,3 Millionen EUR im ersten Jahr. Wenn man mit 30 Punks rechnet – Sie haben gesagt, bis 35, ich sage einmal 30 Jugendliche –, die dort reinkommen, ist das eine doch ziemlich hohe Zahl. Das wäre dann 43 000 EUR pro Jugendlichen pro Jahr, wenn Sie das so rechnen wollen beziehungsweise 3 600 EUR im Monat. 

Glauben Sie, dass diese Kosten wirklich gerechtfertigt sind für Jugendliche, die unsere Gesellschaft bewusst ablehnen, gerade auch im Hinblick auf jene Bürger, die täglich arbeiten gehen und die tatsächlich mit ihren Steuergeldern dafür sorgen, dass unsere Gesellschaft erhalten wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Herr Gemeinderat!

Zunächst einmal: Das ist ein Missverständnis, ein bewusstes oder unbewusstes. Selbstverständlich gibt es keine Vereinbarung mit den Anrainerinnen und den Anrainern, sondern es gibt eine Vereinbarung mit den Bewohnerinnen und Bewohnern, wo es ganz klare Regeln gibt, an die es sich zu halten gilt. Es ist auch die Konzeption so, dass es dort keinen Veranstaltungsraum geben wird. Es wird dort überhaupt kein autonomes Projekt geben, sondern es wird 24 Stunden, rund um die Uhr, 365 Tage im Jahr Betreuung diesbezüglich geben. 

Schauen Sie, Herr Kollege Kowarik, wir werden in dieser Frage auf keinen grünen Zweig kommen, weil wir unterschiedliche gesellschaftspolitische Konzepte vertreten. Die Frage ist: Ist der soziale Friede in dieser Stadt uns das wert oder nicht? Und diese Frage kann man mit Nein beantworten, wenn man der Meinung ist, man möchte eigentlich möglichst viele Wickel, und überall dort, wo Wickelpotenzial ist, gießt man noch möglichst viel Öl ins Feuer oder schneidet sich die Wange auf oder sonst irgendetwas. Das ist die eine Variante. Die andere Variante ist zu wählen, wenn man der Meinung ist, dass man das in dieser Stadt nicht möchte, und wenn man nicht möchte, dass Häuser besetzt werden, und keine Gewalt möchte. Man möge nur in das sonst oft hoch gelobte Skandinavien schauen. Schauen wir nach Dänemark, schauen wir nach Stockholm, schauen wir aber auch nach Belgien, wo es regelmäßig Krawalle gibt. Das möchte ich in dieser Stadt nicht, und dafür sind es mir die eingesetzten Mittel auch wert, jawohl! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke.

Jetzt kommen wir zur 2. Frage. (FSP - 05317-2007/0001 - KGR/GM) Diese wurde von Frau GRin Dr Sigrid Pilz gestellt und ist an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet. (In der Vergangenheit wurden an der Gerichtsmedizin der Med Uni Wien rund 1 500 Obduktionen pro Jahr im Auftrag der Stadt Wien durchgeführt. Nunmehr haben Sie die Obduktionstätigkeit den Pathologischen Instituten der TU 1 im KAV übertragen. Wie viel zusätzliches Personal, insbesondere FachärztInnen für Pathologie, wurden für diese Aufgabe eingestellt?)
Bitte um Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! 

Sie fragen mich, ob durch die Obduktionen, die nunmehr in den Häusern der TU 1 vorgenommen werden, zusätzliches Personal zur Verfügung gestellt wird. In Folge der Novelle des Leichen- und Bestattungsgesetzes, die wir ja hier einstimmig beschlossen haben, ist von einer Reduktion der Obduktionen auszugehen. Das war ja auch ein wesentlicher Punkt des Rechnungshofes. Die MA 15 hat nunmehr eine Vereinbarung mit dem Wiener Krankenanstaltenverbund getroffen, wodurch die angeordneten Obduktionen in den Einrichtungen des Wiener Krankenanstaltenverbundes vorgenommen werden, ganz konkret in den sieben Pathologien im SMZ-Ost, auf der Baumgartner Höhe, in der Rudolfstiftung, im Wilhelminenspital, im Kaiser-Franz-Josef-Spital, im Kaiserin-Elisabeth-Spital und in Hietzing. 

Die Organisation ist so, dass pro Wochentag eine der sieben Pathologien für die sanitätsbehördlichen Obduktionen zuständig ist. Seit der Übertragung der Aufgabe Anfang Oktober sind drei bisher in der MA 15 beschäftigte Prosekturgehilfen inklusive Dienstposten in den KAV transferiert worden. Diese sind in der Krankenanstalt Rudolfstiftung, im SMZ-Ost und im Kaiser-Franz-Josef-Spital eingesetzt.

Es ist so, dass von einer Reduktion der Obduktionen auszugehen ist. Das ist ja auch ein Punkt, den wir bei der Änderung des Leichen- und Bestattungsgesetzes diskutiert haben. Wir gehen an sich davon aus, dass der zusätzliche Arbeitsaufwand in einem bewältigbaren Rahmen ist und mit den drei zusätzlichen Prosekturgehilfen daher das Auslangen gefunden werden kann.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: 1. Zusatzfrage: Frau Dr Pilz, bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin!

Das bestätigt leider meine Befürchtungen. Es muss klar sein, und wir haben zugestimmt. Der Rechnungshof hat eine berechtigte Kritik geübt, und man kann die Dinge verändern, und diese hohe Zahl an Obduktionen muss nicht unbedingt zur Qualitätssicherung beitragen. Eine so geringe Zahl, wie wir sie jetzt haben, die dann noch dazu nicht auf der Gerichtsmedizin, sondern sozusagen im Kreis herum auf den Pathologien durchgeführt wird, gibt aber Anlass zur Sorge, insbesondere, wenn Sie jetzt sagen, dass dann zwei Prosekturgehilfen, aber kein fachärztliches, gerichtsmedizinisches oder pathologisches Personal eingestellt wird. Es gibt seitens der Fachleute große Sorgen. Ein Gerichtsmediziner sagt, dass allein in diesem Jahr 73 verdächtige Fälle aus 913 Obduktionen festgestellt wurden.

Man möge sich vorstellen, dass es künftig für jemanden Sinn macht, weil das Risiko der Entdeckung nicht gegeben ist, die Erbtante vorzeitig am Ableben zu unterstützen, um es zynisch auszudrücken. Es könnte möglicherweise Chaos auf eine sehr makabere Art und Weise geben, dass Särge unnotwendigerweise durch die Stadt transportiert werden, um die Obduktionen vornehmen zu lassen. 

Wir haben erhebliche Zweifel, dass die Qualität gesichert werden kann, und ich frage daher: Ist es tatsächlich so, dass Sie überlegen, ich hoffe, aus Gründen der Qualitätssicherung, diese Aufträge wieder an die Gerichtsmedizin zurückzugeben, sollte sie hoffentlich saniert werden? Und wie stellen Sie sich vor, dass Sie bis dahin die Qualität sichern?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das waren zwei Fragen, aber ich beantworte gerne beide. Die erste Frage ist mit Ja zu beantworten. Von Anfang an sind alle diesbezüglich informiert worden – Rektor Schütz, der Herr Minister –, dass das eine Maßnahme ist, die vom Rechnungshof gefordert wurde. Wir haben gestern hier gemeinsam einen Zuweisungsantrag beschlossen, es mögen bitte die Dinge, die der Rechnungshof fordert, umgesetzt werden. Das war eine ganz konkrete und sehr rasche Umsetzung einer solchen Forderung aus unterschiedlichen Gründen, dass sozusagen das in der Gerichtsmedizin nicht mehr gut und sinnvoll war. Aber ja, in dem Moment, wo die Gerichtsmedizin einen Standard hat, der dem Jahr 2007 entspricht –und die Verantwortung dafür trägt das Wissenschaftsministerium, das ja auch Gelder hat, wie gestern auch kundgetan wurde, die es jetzt anders einsetzen möchte, was ich nicht für sinnvoll halte –, bin ich dafür, dass wir wieder in der Gerichtsmedizin die sanitätsbehördlichen Obduktionen vornehmen lassen. 

Was war jetzt die zweite Frage? (GRin Dr Sigrid Pilz: Qualitätssicherung!) – Die Qualitätssicherung, genau! Die Qualitätssicherung ist meines Erachtens sehr wohl gegeben, weil die Pathologinnen und Pathologen in den Krankenanstalten des Krankenanstaltenverbundes sehr gut ausgebildet sind. Und man muss jetzt schon die Kirche im Dorf lassen, dass natürlich neben allen berechtigten Sorgen, die hier diskutiert werden, wir auch nicht wegschieben dürfen, dass berufsständische Fragen diskutiert werden. Ich weise nur darauf hin, dass überall anders in Österreich – und da rede ich jetzt nicht von Niederösterreich, wo es 26 Obduktionen gibt, sondern da rede ich auch von Oberösterreich, wo es, glaube ich, 140 oder 150 Obduktionen, also doch erklecklich mehr gibt – das in den Pathologien der Spitäler gemacht wird und die Pathologinnen und Pathologen auch sehr gut ausgebildet sind. Meiner Meinung nach handelt es sich hier schon auch um eine berufsständische Frage zwischen Gerichtsmedizinern und Gerichtsmedizinerinnen und Pathologinnen und Pathologen, das ist keine nur inhaltliche Frage.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr. – 2. Zusatzfrage: Frau GRin Korosec, bitte

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Weil Sie das Wissenschaftsministerium genannt und eher beschuldigt haben, muss ich Ihnen schon einmal sagen, dass grundsätzlich die Stadt Wien zuständig ist. Da gibt es ja eine Verordnung aus dem Jahr 1855, dass die Stadt Wien für die zeitgemäße Infrastruktur zu sorgen hat. Also, das ist einmal das Erste. Das gilt sowohl für die sanitätsbehördlichen Obduktionen, aber auch für die Obduktionen von Gerichten. In der Vergangenheit gab es so eine Art Amtshilfe, das kann man sagen, aber grundsätzlich sind Sie zuständig. 

Jetzt ist mir ja bekannt – und Sie wissen das ja noch viel besser –, dass seit zehn Jahren verhandelt wird. Seit zehn Jahren wird über eine Pauschalierung, über eine Erhöhung der Pauschalbeträge, verhandelt, was von der Stadt Wien immer abgelehnt wurde. Das heißt, es ist nicht etwas, was da nur vom Rechnungshof hereingebrochen ist. Da ist dann die Gesetzesänderung gekommen, aber grundsätzlich verhandelt wird bereits seit zehn Jahren. 

Jetzt ist es in den KAV-Spitälern. Sie haben jetzt gesagt, da gibt es jetzt ein Rotationsprinzip, das heißt, da fährt man jeden Tag in Wien mit den Leichen herum – auch etwas makaber. 

Meine Frage geht in die Richtung: Können Sie sich vorstellen – und zwar im Sinne der Qualitätssicherung in erster Linie –, dass alle Obduktionen an einem KAV-Spital durchgeführt werden, erstens einmal aus personellen Gründen und vor allem aber aus Gründen der Qualitätssicherung?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau GRin Korosec!

Zu Ihrer Einleitung muss ich einfach sagen, dass das nicht stimmt. Das ist eine Fiktion, die aufrechterhalten wurde, und das ist jetzt das Problem, dass ich keine Ärztin bin. Aber ich bin Juristin und kenne daher natürlich sehr gut diese Verordnung aus dem Jahr 1855. Diese sieht ganz klar vor, wenn es ein Gerichtsmedizinisches Institut gibt, sind dort die Obduktionen vorzunehmen, wenn nicht – steht im § 27 dieser Verordnung – möge der Ortsvorsteher bereitstellen: Tische, Bänke, ausreichende Anzahl von Handtüchern und Wasser. – Ich meine, das können wir jederzeit zur Verfügung stellen. Dass das nicht so ist, wie Sie hier sagen, zeigt sich ja auch darin, dass, nachdem ich zu Beginn der Debatte klargelegt habe, wie die Rechtslage ist, von niemandem mehr dieses Argument gekommen ist, dass die Stadt Wien zuständig wäre, weil wir eben nicht zuständig sind.

Das wäre genauso, wenn Sie sagten: Frau Wehsely, wieso kümmern Sie sich nicht um das Institut für Völkerrecht? Dann sage ich: Interessante These, kümmern wir uns halt jetzt um das Institut für Völkerrecht! Aber wir sind nicht zuständig für diese Frage.

Der Punkt ist aber der – und das habe ich zu Beginn schon bei der Entscheidung gesagt und sage ich wiederholt –: Wir sind bereit, die Zuständigkeit für die Obduktionen in eine sanierte Gerichtsmedizin wieder zu übertragen, auch wissend, dass das sozusagen finanziell mehr zu Buche schlägt, als das jetzt in den KAV-Spitälern ist, weil ich auch als Juristin der Meinung bin, dass die Frage einer Gerichtsmedizin eine große Tradition in dieser Stadt hat und eine sehr, sehr wichtige Einrichtung ist. 

Ich appelliere noch einmal an den Bund, hier seine Verantwortung wahrzunehmen. Wenn der Herr Wissenschaftsminister jetzt lapidar sagt, es gibt 16,5 Mil-
lionen EUR, die im Budget für die Gerichtsmedizin vorgesehen sind, die er halt jetzt anders einsetzt, zeigt schon diese seine Aussage, dass er offensichtlich zuständig ist, denn: Warum soll er Geld in einem Budget für eine Sanierung für etwas haben, wofür er nicht zuständig ist? Ich meine, das wäre relativ schrullig, und ich kann mir nicht vorstellen, dass das der Fall ist. Das heißt, die Tatsache, dass er sagt, die 16 Millionen EUR, die für diese Sanierung vorgesehen sind, werden jetzt anders eingesetzt, ist zumindest eine konkludente Zustimmung dessen, dass er die Verantwortung dafür trägt.

Ich hoffe aber und sage das auch von diesem Pult aus noch einmal, dass es hier zu einer Lösung durch den Bund kommt, zu einer Sanierung oder Neuerrichtung. Wir werden unseren Beitrag durch die Mitfinanzierung des Betriebs leisten, indem wir unsere Obduktionen wieder gerne dort machen, wenn alle Kritikpunkte des Rechnungshofs dann auch erfüllt sind. 

Zur Frage der Qualitätssicherung: Ich denke nicht, dass es geht, das in einem Spital des KAV zu machen. Wir können das gerne noch einmal prüfen. Ich denke, dass das von der Quantität her nicht möglich ist. Wir müssen jetzt auch schauen, wie sich das einspielt. Ich sage noch einmal: Ich hoffe, dass das nicht allzu lange dauert, weil ich hoffe, dass es die Entscheidung gibt, dass die Gerichtsmedizin saniert wird, und wir nach der Sanierung dann wieder dorthin übersiedeln können. Wir können schauen, ob eine Konzentration auf wenige Standorte möglich ist. Aber es nur an einem Standort zu machen, würde die jeweilige Pathologie aus meiner Sicht überfordern. Ich lasse das aber gerne noch einmal überprüfen. Wir können darüber noch einmal sprechen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – 3. Zusatzfrage: Herr GR Deutsch, bitte.

GR Christian Deutsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Meine sehr geehrte Frau Stadträtin!

Im Zusammenhang mit der Gerichtsmedizin ist auch immer von einem Bericht des Rechnungshofes die Rede, in dem Beanstandungen auch veröffentlicht wurden. Meine konkrete Frage lautet: Was waren die wesentlichen Kritikpunkte des Rechnungshofes an der Gerichtsmedizin der Medizinischen Universität Wien?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich werde einige, nicht alle, daraus zitieren, denn sonst würde es zu lange dauern. Eine wesentliche Aufforderung gegenüber der Medizinuniversität Wien als Zuständige für die Gerichtsmedizin war es, dass die Medizinuniversität aufgefordert wurde, ein Gesamtkonzept für das Department der Gerichtsmedizin zu erstellen. Zum wiederholen Mal sagt der Rechnungshofbericht: Die bereits 2004 bemängelten unzureichenden hygienischen Zustände im Leichenhaus wurden bei dieser Prüfung wieder festgestellt. Dann wurde die MA 15 auch dafür kritisiert, dass sie bei der Anordnung von Obduktionen keine Informationen von Angehörigen oder behandelnden Ärzten oder den Krankenanstalten eingeholt hat, sondern einfach automatisch obduziert wurde. Dann hat der Rechnungshof eben der Stadt Wien empfohlen, die Durchführung der sanitätsbehördlichen Obduktionen in die Stadt Wien zu übertragen, also städtische Einrichtungen heranzuziehen. Dann kam die schon bekannte Kritik, dass eben in Niederösterreich 25 sanitätsbehördliche Obduktionen sind, und der Rechnungshof uns dafür kritisiert, dass wir sechzigmal so viel obduzieren und dass im alten Gesetz, im alten Leichen- und Bestattungsgesetz auch keine Begründung für die Notwendigkeit der Anordnung einer Obduktion vorgesehen war. Und dann wurden wir auch noch dafür kritisiert, dass dank der Prosekturgehilfen, die durch die MA 15 zur Verfügung gestellt wurden, geringere Kosten gegenüber den Gerichten verrechnet worden sind, also wir als Stadt Wien sozusagen die Justiz quersubventioniert haben. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – 4. Zusatz-
frage: Herr GR Mag Ebinger.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wie Sie richtig festgestellt haben: Wir sind sozusagen mit der Übertragung der sanitätsbehördlichen Obduktionen an den KAV einer Empfehlung oder Kritik des Rechnungshofes gefolgt. Mir ist das grundsätzlich egal, ob das in der Gerichtsmedizin passiert. Ich gehe nicht davon aus, dass die Pathologen in den jeweiligen Spitälern des KAV das nicht können, weil ja sanitätsbehördliche Obduktionen Dinge sind, die im gesundheitspolitischen Interesse sind – Seuchengefahr, irgendwelche Viren. Grundsätzlich sind das nicht so spezielle Dinge, die vielleicht spezielles Wissen erfordern wie klassische Gerichtsmedizin. Aber ich habe auch kein Problem damit, dass das in der Gerichtsmedizin weiterhin gemacht wird. 

Dass die Gerichtsmedizin überhaupt geschlossen wird, damit hätte ich schon ein Problem, weil, wie gesagt, eben die klassischen gerichtsmedizinischen Obduktionen doch ein großes Spezialistentum benötigen. 

Wenn ich jetzt die Zeitungsmeldungen verfolge, dann sehe ich, dass der Herr Minister Hahn oder der Herr Rektor Schütz sehr wohl die Forschung und Lehre erhalten wollen und lese gleichzeitig, dass aber nichts saniert wird. Ich frage mich: Wenn die Forschung und Lehre an dem Standort erhalten wird, müssten sie ja trotzdem sanieren, oder bleiben, forschen und lehren sie im unsanierten Gebäude? Und vor allen Dingen: Forschen und lehren sie ohne Leichen? Was wollen sie denn? Sie brauchen ja irgendwelche praktischen Beispiele zum Forschen und Lehren, sonst ist das ja alles nur Theorie. Diese Aussage halte ich für völlig schwachsinnig. Sie brauchen ja quasi für Forschung und Lehre die gerichtsmedizinischen Obduktionen. Deswegen müsste meines Erachtens allein von dieser Aussage die Gerichtsmedizin sowieso in der Sensengasse bleiben und auch eine Sanierung, grundsätzlich vorgesehen mit diesem Budget, das Sie erwähnt haben, erfolgen.

Da Sie aber jetzt gesagt haben, Sie sind ja grundsätzlich bereit, auch Ihren Beitrag zu leisen, indem Sie die sanitätsbehördlichen Obduktionen wieder zurückgeben, weil es an einem Standort sein sollte, möchte ich Sie fragen: Wären Sie auch bereit, als Stadt Wien einen Beitrag zur Sanierung der Sensengasse zu leisten?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist ein bisschen eine grün-blaue Koalition! Das war ja gestern schon der Vorschlag der Frau Klubobfrau Vassilakou, die Stadt Wien soll wieder einmal dafür zahlen. Tatsache ist – das möchte ich hier noch einmal betonen –, ich teile all die Dinge, die Sie hier eigenartig finden. Ich bin auch gespannt, wie in einem Gebäude, das seit vielen, vielen Jahren massiv kritisiert wird, wo es dann zukünftig keine Leichen mehr gibt, Lehre und Forschung durchgeführt werden soll. Das finde ich eine interessante virtuelle Vorstellung. 

Daher sage ich noch einmal: Es waren 16,5 Mil-
lionen EUR für die Sanierung vorgesehen. Ich gehe jetzt einmal davon aus – ich bin keine Bauexpertin und schon gar nicht eine Gerichtsmedizinsanierungsexpertin –, wenn im Budget des Wissenschaftsministeriums für die Universität 16,5 Millionen EUR für die Sanierung vorgesehen waren, dass da ein Betrag vorgesehen war, mit dem man das sanieren kann. Ich sage noch einmal: Bitte diesen Betrag zu investieren für die Sanierung! Wir tragen dann mit der Übertragung der sanitätsbehördlichen Obduktionen wieder in die Gerichtsmedizin bei, den Betrieb auch mitzusichern. Ich würde nur bitten, diesen ersten Schritt jetzt einfach einmal zu machen, dann kann man über die Frage des Betriebes sehr gerne reden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Letzte Zusatzfrage: Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): In dem Zusammenhang von Mikado zu sprechen – wer sich zuerst bewegt, hat verloren –, ist in Bezug auf Leichen ein bisschen zynisch, aber es geht hier nicht um die Leichen, die sich bewegen sollen, sondern offensichtlich um die politischen Verantwortungsträger und -trägerinnen – im Justizministerium, Wissenschaftsministerium und auch du in deiner Situation, darauf zu warten, dass der Erste etwas tut. Vielleicht sollten wir auch unseren Teil als politisch Verantwortung dazu beitragen.

Um zurückzukommen auf die von mir sehr bewunderte Kompetenz, aus einer Verordnung aus dem Jahre Schnee zitieren zu können: Was musst du bereitstellen? – Einen Tisch, eine Bank und Wasser und Handtücher. Vielleicht könnte man diese Verordnung einmal zur Debatte stellen, dass man vielleicht auch Handschuhe und so etwas bereitstellt. Vielleicht können wir die Verordnung ein bisschen erneuern, denn das halte ich doch für ein nicht ganz zeitgemäßes Programm. 

Das ist aber auch letztlich das Problem: Das Tabu der Gesellschaft beginnt mit dem Ablehnen – und da haben wir viel zu lange alle miteinander nicht hingeschaut. 

Ich möchte doch jetzt noch einmal auf den Vorschlag der Frau Klubobfrau Vassilakou zurückkommen, eine Finanzierungsgesellschaft zu machen, und zwar nicht, damit du den Job von Bundesminister Hahn machst oder von Rektor Schütz, sondern damit man auch für die Aufgaben, die hier in der Stadt anstehen, sorgen kann. Und das ist auch oft und leider ein gerichtsmedizinisches und nicht nur ein pathologisches Thema, denn wir wollen ja aus sicherheitspolitischen Gründen in der Stadt den Mord nicht zu einem lukratives Vorhaben machen. Wäre eine Finanzierungsgesellschaft zwischen MUW, Justizministerium und Stadt Wien eine Lösung, der du nahetreten könntest?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Zunächst einmal zum Thema Mikado und dass das im Zusammenhang mit Leichen eigenartig ist. Ich sage nur, ich bin nicht Teil des Mikados, weil ich als Einzige der etwaigen Playerinnen und Player schon gesagt habe, was mein Beitrag ist, und gesagt habe: Wenn der Bund seine Verantwortung wahrnimmt, bin ich bereit – obwohl die Variante, die wir jetzt gewählt haben, eine für die Steuerzahlerinnen und Steuerzahler Schonendere ist –, weil ich finde, dass die Gerichtsmedizin eine 200-jährige Tradition in dieser Stadt hat und gut, richtig und wichtig ist und mir auch unzuständigerweise in meiner Aufgabe als Gesundheitsstadträtin die Forschung und Lehre am Herzen liegt und ich nicht weiß, wie man in einem kaputten Institut ohne Leichen diesen Bereich lehren und forschen soll, dass wir die sanitätsbehördlichen Obduktionen auch zu höheren Kosten dorthin wieder transferieren. Ich bin der Meinung, wenn alle, die sich in diesem Gebiet als Player und Playerinnen sehen, so einen Schritt gehen, haben wir das Problem morgen gelöst. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Damit haben wir die 2. Frage abgehandelt.

Auch die 3. Frage (FSP - 05316-2007/0001 - KVP/GM) wurde an die Frau amtsführende Stadträtin für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales gerichtet, und zwar von Frau GRin Praniess-Kastner. (Die Stadt Wien führt über den Fonds Soziales Wien [FSW] seit zwei Jahren ein Pilotprojekt zur Persönlichen Assistenz durch. Ende März 2008 wird die Finanzierung der Persönlichen Assistenz für derzeit 21 TeilnehmerInnen beendet. Befürworten Sie eine Fortführung der Persönlichen Assistenz als ständige Institution der Stadt Wien?) 

Bitte um die Beantwortung.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Frau Gemeinderätin! 

Ich komme mir schon vor wie bei „Und täglich grüßt das Murmeltier“, aber wir können es gerne zum 17. Mal hier ausdiskutieren. 

Wir haben schon mehrmals darüber diskutiert und ich habe auch schon mehrmals mitgeteilt, dass mir selbstverständlich ein adäquates, zeitgemäßes Betreuungsangebot für Menschen mit Behinderungen in dieser Stadt sehr am Herzen liegt. Ich versichere Ihnen auch – und wir haben gestern hier einen einstimmigen Antrag beschlossen –, dass noch vor Jahresende ein diesbezügliches Ergebnis für die Zukunft der Leistung Persönliche Assistenz präsentiert wird, um die Existenzsicherung zu garantieren.

Menschen mit Behinderungen sollen in dieser Stadt ein vielfältiges Angebot an Leistungs- und Entwicklungsmöglichkeiten erhalten. Ich möchte daher betonen, weil mir das auch eben sehr wichtig ist, dass es nicht darum geht, Angebote gegeneinander auszuspielen, sondern es darum geht, die richtige Leistung, die passende Leistung an die betroffenen Frauen, Männer und Kinder heranzutragen.

Da ist es schon immer wieder meines Erachtens auch notwendig, sich vor Augen zu führen, was die Stadt in diesem Bereich tut. In Wien stehen 1 448 vollbetreute und rund 1 000 teilbetreute Wohnplätze zur Verfügung. Derzeit können ungefähr 4 000 behinderte Menschen das Angebot an Beschäftigungstherapie in Anspruch nehmen. Darüber hinaus gibt es – und das ist mir ganz besonders wichtig und das, finde ich, müssen wir noch mehr verstärken – Qualifizierungs- und Arbeitsintegrationsmaßnahmen für ungefähr 1 300 Menschen mit Behinderungen. Mehr als 5 Millionen EUR investieren wir jährlich in die Frühförderung. Auch der Bereich von Beratungsstellen ist in der Stadt mit einem Fördervolumen von rund 1,1 Millionen EUR gut ausgestattet. Dann kommt noch der Bereich der Mobilität, wo wir gemeinsam gerade eine Umstellung machen, dazu. 

Ich denke, dass diese Beispiele auch widerspiegeln, dass wir in Wien miteinander sehr bemüht sind, den Menschen mit Behinderungen eine vielfältige und treffsichere Angebotspalette zu präsentieren. Selbstverständlich wird auch die Leistung Persönliche Assistenz in diesem Blumenstrauß eine von vielen Blumen in Zukunft sein. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – Bitte jetzt die 1. Zusatzfrage.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Ich glaube, auch der Vorsitzenden ist dieses Thema sehr präsent, denn sonst wäre sie nicht auf die Idee gekommen, dass es ein viel diskutiertes Thema in diesem Haus war. 

Frau Stadträtin! Ich gebe Ihnen recht, es gibt ein sehr vielseitiges Angebot für behinderte Menschen. Ich gestehe Ihnen zu, das sage ich auch, das bestehende Angebot für behinderte Menschen ist notwendig und richtig, weil ich auch der Überzeugung bin, behinderte Menschen müssen eine Wahlmöglichkeit haben.

Sie haben das Mobilitätskonzept angesprochen. Wir haben ein gemeinsames Interesse, das im Sinne der Selbstständigkeit der behinderten Menschen voranzubringen. Wir hätten auch gerne unsere Ideen zur Persönlichen Assistenz mit eingebracht, nämlich gemeinsam mit den GRÜNEN. Die Opposition würde gerne an einem konstruktiven Ergebnis für die Selbstbestimmung behinderter Menschen in dieser Stadt mitarbeiten.

Aus diesem Grund haben wir gestern einige Anträge gestellt, die helfen sollen, das System im Sinne der betroffenen Menschen mitzuentwickeln. Leider haben Sie diese Anträge abgelehnt. Diese Anträge haben auch die Kosten für dieses Modellprojekt betroffen. 

Ich möchte nicht noch einmal die Vorteile wiederholen. Wir wissen, dieses Modellprojekt hat einen gesamtgesellschaftlichen und volkswirtschaftlichen Nutzen. 

Nun meine konkrete Frage an Sie: Sehen Sie die Möglichkeit, alle die bestehenden Dinge, die es derzeit für behinderte Menschen gibt, aber auch die, die ModellprojektteilnehmerInnen schon vorher zugestanden bekommen haben, an Leistungen der Stadt mit einzuberechnen? – Ich spreche vom betreuten Wohnen, vollbetreuten Wohnen oder auch Wohnen – leider! – in Heimen, das, wie wir beide wissen, noch immer eine Möglichkeit ist, schwer behinderte Menschen unterzubringen, aber auch von Heimhilfe, PflegehelferInnen-Stunden und dem vielfältigen Angebot, das bisher zur Verfügung gestanden ist.

Ganz kurz noch zu der Frage: Sehen Sie die Möglichkeit, das mit einzuberechnen? Haben Sie auch vor, es einzuberechnen? Das ergäbe möglicherweise andere Summen als die, von denen bisher ausgegangen wird.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Das ist jetzt geschäftsordnungsmäßig nicht zulässig, aber meinen Sie mit „einberechnen“ „gegenüberstellen“? (GRin Karin Praniess-Kastner: Ja!) – Ja, okay.

Der Pilotversuch wurde ja nicht gemacht, dass man sagt: Man macht jetzt einen Pilotversuch, und das war es. Der Pilotversuch wurde ja mit den Betroffenen gemeinsam erarbeitet und bietet daher für mich und für meine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter die Grundlage zur Weiterentwicklung. Ich bin der Meinung – und ich glaube, dass wir auch einer Meinung sind –, dass gerade auch im Bereich der Behindertenbetreuung es nicht so ist, dass wir sagen können, da haben wir ein System und das ist für immer und ewig so, sondern dass das auch eine Art rollierende Planung ist, wo sich die Bedürfnisse ändern, wo sich auch sozusagen die Welt verändert und wo wir dann auch immer addieren, aber auch reagieren müssen. 

Daher ist ein Punkt, zu schauen, in welchem Ausmaß Leistungen – ambulante Leistungen insbesondere – in welcher Höhe errichtet und den Menschen zur Verfügung gestellt werden. Und der Vergleich mit der Persönlichen Assistenz ist ein ganz wichtiger Punkt. 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – Bitte jetzt die 2. Zusatzfrage: Herr GR Lasar, bitte. 

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Ich weiß, es ist ein sehr gutes und sehr wichtiges Projekt. Meine Frage dazu: Wird es seitens des Fonds Soziales Wien einen Bericht über dieses Projekt 2008 geben? Wenn ja, werden auch die Oppositionsparteien ein Exemplar davon bekommen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ja, es wird mit Auslaufen des Pilotprojektes 2008 einen Evaluierungsbericht geben, und den werden alle zur Verfügung gestellt bekommen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – Bitte jetzt die 3. Zusatzfrage: Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin! 

Sie halten sich sehr bedeckt ob des neuen Modells, ob der neuen Vorgangsweise. Schon in der Budgetdebatte habe ich Sie gebeten, etwas konkreter zu werden. Da kam auch eine eher unkonkrete Antwort, auch jetzt wieder: Es wird geben und es soll geben, und eigentlich nichts Konkretes.

Es würde mich schon interessieren, warum! Sollen wir dann über eine Presseaussendung erfahren, wie es aussehen wird? Werden die Betroffenen das über eine Presseaussendung erfahren? Oder wird es hier frühzeitige Informationen geben? Offensichtlich nicht hier im Gemeinderat. 

Ich frage Sie jetzt noch einmal konkret: Wird es sich bei diesem neuen Projekt, bei diesem neuen Modell um Fachleistungen handeln oder um Geldleistungen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Ich bin im Dialog mit den Betroffenen. Ich habe erst letzte Woche eine sehr lange Sitzung mit den Vertreterinnen und Vertretern der Beratungseinrichtungen geführt, weil die ja für mich natürlich die Wesentlichen sind, weil die ja die betroffenen Menschen mit besonderen Bedürfnissen beraten müssen. Wir sind über eine Stunde zusammengesessen und haben uns darüber ausgetauscht – zum Beispiel darüber ausgetauscht, dass wir gemeinsam der Meinung sind, dass das oberösterreichische Modell der Persönlichen Assistenz keines ist, das gut ist, weil es zu wenig Stunden vorsieht, dass das niederösterreichische Modell, wo zehn Leute im Modell sind, auch kein gutes ist, und dass wir daher auf Basis des Pilotversuches uns bemühen werden, ein breiteres Modell für Wien zu schaffen. Dabei ist mir ein ganz besonders wichtiger Punkt der Bereich, den ich vorher schon angesprochen habe, nämlich der Bereich der Arbeitsintegration, weil – und auch die Frau Kollegin Praniess-Kastner betont das immer wieder, und ich teile diese Meinung zu 100 Prozent – gerade die Persönliche Assistenz die Möglichkeit gibt, oft die einzige Möglichkeit für Menschen ist, ins Erwerbsleben einzusteigen. Daher ist die Förderung dieses Aspekts mit dem Konnex, damit Menschen darin zu unterstützen, ins Arbeitsleben einzusteigen, und auch die Wirtschaft in die Pflicht zu nehmen in diesem Bereich, aber auch Aus- und Fortbildungen zu unterstützen, ein ganz, ganz wichtiger Punkt.

Der zweite Punkt ist, dass der Bezugsrahmen – einen besseren gibt es nicht, ich sage nicht, dass er wunderbar ist, aber er ist es nun einmal – das Pflegegeld ist und zukünftig in diesem Bereich sein muss und dass wir auf Hochdruck daran arbeiten und es mir ganz stark darum geht, in diesem Modell dann auch in die Breite zu gehen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. – Die 4. Zusatzfrage wird von Frau GRin Praniess-Kastner gestellt.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Die konkreten Zahlen, die meine Vorrednerin hier eingefordert hat, haben wir aus Ihrer Erklärung leider wieder nicht bekommen.

Frau Stadträtin! Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass wir uns als Oppositionsparteien gerne noch einmal einbringen wollen, an einer gemeinsamen, brauchbaren und bedürfnisorientieren Persönlichen Assistenz zu arbeiten, also über das Modellprojekt hinaus gehend. Sie wissen, dass es da in diesem Modellprojekt TeilnehmerInnen gibt, für die die Lage sehr, sehr dramatisch wäre, wenn es nicht in dem Ausmaß, wie sie jetzt die Persönliche Assistenz zugestanden bekommen, weitergeht.

Da gibt es zum Beispiel den Fall einer jungen Dame, die 21 Jahre alt ist, derzeit eine Schule besucht, und ganz dezidiert sagt – aber sie ist nicht die Einzige –, sie müsste in ein Heim gehen, wenn ihr nicht die volle Höhe der Persönlichen Assistenz weiter zugestanden werden würde.

Frau Stadträtin, ich frage Sie: Was soll ich dieser Dame als Politikerin sagen – sie wendet sich an mich? Was werden Sie dieser jungen Damen sagen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sie könnten und sollten – ich glaube, Sie werden es nicht tun – dieser jungen Dame das sagen, was ich seit mehreren Monaten sage: dass es eine zufriedenstellende Lösung geben wird. Frau Kollegin Praniess-Kastner, ich nehme jetzt zur Kenntnis, dass Sie sagen, Sie würden da gerne mitarbeiten und haben eben gestern Anträge eingebracht. Mit der Kollegin Smolik gibt es da keine Vorgeschichte. Von Ihnen habe ich eigentlich immer nur erlebt, dass wir sehr konstruktiv in Sitzungen diskutiert haben und zehn Minuten später eine Presseaussendung da war, die im übertragenen Sinn geheißen hat: Wehsely schickt Behinderte ins Heim. Und das ist keine Ebene, auf der man konstruktiv zusammenarbeiten kann. Ich nehme zur Kenntnis, dass es anders gemeint war. Tatsache ist, so ist es angekommen. 

Sie können der jungen Frau sagen, wir werden auf jeden Fall jeden Einzelfall ganz genau anschauen und es wird befriedigende Lösungen geben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Frau Stadträtin. 

Wir kommen zur 4. Frage. (FSP - 04815-2007/0001 - KSP/GM) Sie wurde von Herrn GR Harwanegg gestellt und ist an den Herrn amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr gerichtet. (2007 war hinsichtlich der Baustellen ein sehr intensives Jahr. Wie viele Baustellen werden/wurden heuer abgewickelt, gab es dabei wesentliche Verzögerungen und wie hoch werden die Gesamtinvestitionen im Straßenbau heuer tatsächlich sein?)
Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Vorsitzende! 

Im heurigen Jahr haben wir tatsächlich eine sehr große Baustellensaison hinter uns gebracht. Wir haben bis Ende Oktober 12 700 Baustellen in Wien bewilligt, davon waren fast 7 000 im Tiefbau und fast 6 000 im Hochbau. Bis Ende 2007, bis Jahresende werden etwa 14 000 Baustellen abgewickelt werden. Von den Tiefbaubaustellen waren 550 im Straßenbau und 6 000 Aufgrabungen der Einbautendienststellen. Durch die besondere Witterungslage haben wir eigentlich befürchtet, dass es zu Verzögerungen kommen wird. Das war glücklicherweise nicht der Fall. Da auch ein herzliches Dankeschön an die Dienststellen und an die Firmen, dass das so gut geklappt hat. 

Wir haben im gesamten Jahr 2007 127 Millio-
nen EUR seitens der Stadt Wien ausgegeben und die ASFINAG 23 Millionen EUR, was einen Betrag von etwa 150 Millionen EUR Gesamtinvestitionen im Straßenbau betrifft. Dazu kommen natürlich die viel größeren Zahlen an privatem Investment. 

Es ist seit heurigem Jahr auch die Baustellenkontrolle unterwegs, die ja bei 300 Baustellen Beanstandungen vorgenommen hat. Diese Beanstandungen wurden mit Ausnahme von zwei Fällen ohne jegliche Notwendigkeit von Anzeigen erledigt, weil die Firmen sofort reagiert haben.

Also, ich denke, dass die Baustellensaison 2007 sehr gut über die Bühne gegangen ist und wir die leichten Behinderungen, die die Autofahrer und die Verkehrsteilnehmer – auch die Radfahrer und Fußgänger – während der Sommermonate zur Kenntnis nehmen mussten, im Herbst dann schon hinter uns hatten.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 1. Zu-
satzfrage stellt Herr GR Mahdalik.

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Im Zusammenhang mit Investitionen des Straßenbaus möchte ich ein Problem in Rothneusiedl ansprechen. Das betrifft aber nicht das Stadtentwicklungsgebiet, sondern die verlängerte Liesingbachstraße im Bereich der Kleingartenanlage „Aus eigener Kraft", Gruppe Bahn. Das ist ein mehrere hundert Meter langes Stück. Es befindet sich in Privatbesitz und ist je nach Witterung entweder eine Staubpiste oder im Winter und im Herbst eine Gatschpiste. Es wird von den Kleingärtnern als Zufahrtsmöglichkeit und Parkmöglichkeit genützt, obwohl natürlich auf der anderen Seite der Anlage, aber in weiterer Entfernung eine öffentliche Zufahrt möglich ist. Die Anrainer, die Pächter hätten gerne eine Asphaltierung dieses Wegstückes. Die Straßenbesitzer haben sich klarerweise, weil sie kein Interesse daran haben, geweigert. 

Meine Frage schließt daran an: Können Sie sich in Zusammenarbeit mit dem Bezirk vorstellen, dass die Stadt Wien dieses Straßenstück erwirbt, zumindest Gespräche mit dem derzeitigen Besitzer führt und sodann eine Asphaltierung zur Zufriedenheit der Kleingartenpächter durchführt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Mir ist diese Situation dort bekannt. Die Kleingartenanlage ist ja in einer Form entstanden, wo sie tatsächlich schlecht ans öffentliche Gut angeschlossen ist. Wir haben jetzt mit der letzten Flächenwidmung diesen Zustand herstellen können, dass ganzjähriges Wohnen dort erlaubt werden konnte. Wir kennen das Problem, dass der eine Grundbesitzer nicht wirklich kooperativ ist, was die Frage der Straße betrifft. Leider haben wir das in ähnlich gelagerten Fällen in Wien da und dort auch noch. Wie Sie wissen, sind die Dienststellen dahinter, dort den besseren Zustand, nämlich die Straße asphaltieren zu dürfen, herzustellen.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die 2. Zu-
satzfrage: Herr Mag Chorherr.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat! 

Es gibt einen Verkehrsteilnehmer, da hab ich oft das Gefühl, dass er bei Baustellen und Baustellenumleitungen chronisch immer vergessen wird: Es wird sie nicht überraschen, es ist der Radverkehr. Es gibt ganz große Dinge, wie etwa beim Umbau der U2, wo für vier oder fünf Jahre – ich sage immer – eine Art Südosttangente das Radverkehrs gesperrt wurde. Sie haben damals zugesagt oder sich auch bemüht, dass so etwas nicht wieder vorkommt. Ich möchte jetzt keine Beispiele bringen und nur auf die vielen kleinen Sperren hinweisen, wo man eine Baustellenabsperrung macht und dann irgendjemand draufkommt: Da ist ja eine Radroute, und da steht dann „Radfahren Ende", und da kann man dann das Rad tragen und drüberkriechen. Viele Radfahrer verhalten sich halt flexibel, und dann heißt es, sie halten sich nicht an die Verkehrsregeln.

Meine Frage: Wie ist sichergestellt, dass die Priorität des Radverkehrs, die sie immer sicherstellen, wo es ja oft gar nicht um große Maßnahmen, sondern um das Bewusstsein geht, dass bei allen Baustellen sichergestellt wird, dass die Beeinträchtigung des Radverkehrs minimal gehalten wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat, wir haben damals über die Baustelle am Donaukanal bei der U2 öfters gesprochen. Dort gab es tatsächlich die Notwendigkeit, dass der U-Bahn-Bau eben komplett befreit ist, auch vom Fußgängerverkehr, Lieferverkehr und so weiter. Es waren ja nicht nur die Radfahrer betroffen. An anderen Stellen haben wir mit der MA 46 und mit deren neuer Leitung das so besprochen, dass jedenfalls die Möglichkeiten zu prüfen sind, ob ein Ersatzgehsteig für die Fußgänger, die ja noch schlechter dran sind, und eine Ersatzmöglichkeit für die Radfahrer jedenfalls ausgewiesen wird. Dass das in derselben Straße geht, wird da und dort nicht möglich sein, aber wir bemühen uns, dann auch die Umwegroute zu markieren beziehungsweise zu signalisieren.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke. – Die nächste Zusatzfrage ist von GR Mag Gerstl gestellt.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Sie haben gestern erklärt, Gott sei Dank werden in Wien nicht mehr Straßen gebaut, auf meine Feststellung, dass 1,5 Prozent Straßenerweiterung nur in den vergangenen 15 Jahren stattgefunden haben. Jetzt entnehme ich aber der Homepage der Stadt Wien unter dem Punkt „Baustellen", dass der Grund für die vielen Baustellen die Erweiterung des Straßennetzes ist. Ich würde sagen, irgendwo schlägt sich das mit ihren Aussagen. Was uns bei den Baustellen immer ärgert, ist, dass wir oft nicht genau wissen, was gerade passiert und wo es gerade passiert. Daher hab ich mir erlaubt, vor dieser Fragestunde nun www.baustellen.wien.at anzuklicken. Leider funktioniert die Internetseite nicht. Ich glaube, die Kommunikation in diesem Punkt zu verbessern, wäre eine ganz, ganz wichtige Sache. 

Um die Baustellen wirklich zu beschleunigen, habe ich schon mehrmals den Vorschlag gemacht und möchte jetzt gerne von Ihnen wissen, warum das von der Stadt Wien eigentlich nicht weitergetragen wird, warum wir nicht verstärkt Bonus-Malus-Systeme bei der Auftragsvergabe einsetzen und warum wir vor allem die Fly-Over-Konstruktion auch im innerstädtischen Bereich gerade auf den hochrangigen Straßen, insbesondere am Gürtel nicht mehr einsetzen und damit den Verkehr flüssig erhalten und Baustellen rascher beenden.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Zu ein paar Teilen Ihrer Frage zunächst:

Ich bin deswegen froh, dass wir keine so große Anzahl zusätzlicher Straßen in Wien bauen müssen, weil sich glücklicherweise das Straßennetz in einem sehr guten und sehr gut ausgebauten Zustand befindet. Wo wir die Straßen ausbauen, sind die Stadterweiterungsgebiete. Und hier wird in den nächsten paar Jahren, ob das jetzt den Bereich Südbahnhof betrifft, ob das den Bereich Flugfeld Aspern betrifft, ob das den Nordbahnhof betrifft, das Straßennetz natürlich erweitert. In Summe, im Vergleich zum gesamten Wiener Straßennetz, wird sich wiederum kein hoher Prozentsatz ergeben, weil eben das Straßennetz schon sehr gut ausgestattet ist. 

Wo wir aber intensiv daran arbeiten, und daraus entsteht auch die Anzahl der Baustellen, ist immer wieder, die Straßen in Schuss zu halten und zu schauen, dass wir vor allem die unsicheren Punkte, die sich im Straßennetz da und dort ergeben haben, auszumerzen. Es geht auch darum, bei aller Beengtheit in den Wiener Straßen, zwischen den Häusern die Möglichkeit für den öffentlichen Verkehr und auch die Möglichkeiten für den Radverkehr und für die Fußgänger ordentlich offen zu halten. 

Das sind die Schwerpunkte; daraus ergeben sich 150 Millionen EUR Leistung in einem Jahr. Das ist für eine Stadt unserer Größenordnung durchaus sehenswert. 

Was jetzt die Möglichkeiten der Beschleunigung der Arbeiten betrifft, so wird Ihnen aufgefallen sein, dass wir nicht nur auf der Südosttangente, solange wir noch als Stadt Wien dafür verantwortlich waren, sondern natürlich auch am Gürtel den Beton verwenden, der am schnellsten aushärtet, und daher die Sperren dort sehr kurz gehalten werden. Das Aufstellen eines Fly-Overs am Gürtel würde mehr Zeit in Anspruch nehmen, als wir die einzelnen Felder zur Aushärtung absperren müssen.

Das sind die Baustellen, wo man immer das Gefühl hat, dass es nicht weitergeht, dass dort nicht einmal Bauarbeiter sichtbar sind, aber Gott sei Dank gehen diese auf diesem frisch eingebrachten Beton eben nicht spazieren.

Die Maßnahmen, die wir gegen Firmen setzen, die nicht zeitgerecht mit ihren Arbeiten beginnen oder weitermachen oder fertig werden, sind sehr massiv. Wir haben gerade auch eine Beschwerde einer dieser Firmen, weil wir ihr den Auftrag entzogen haben. Also, wir gehen da sehr weit. Wir gehen sogar weiter als ein Bonus-Malus-System, weil wir eben die Sicherheit der Termine benötigen in einer Stadt, die so beengten Raum hat. Wir bemühen uns, dass die Firmen zeitgerecht arbeiten, und es sind auch die Termine, die wir vorgeben, heuer überall eingehalten worden. Es gab dabei keine Verzögerungen.

Es kommen allerdings so Dinge vor, wie zum Beispiel bei der Maria-Theresien-Straße, wo ein Jahr länger abgesperrt war, weil durch die Grundrechtsproblematik zum Beispiel in der Herminengasse beim Bau der U2, wo Grundeigentümer besonders hartnäckig – wenn man es vornehm formuliert – gegenüber den Wiener Linien waren, der Einbringschacht in der Maria-Theresien-Straße länger offen bleiben musste. Dagegen sind wir seitens des Straßenbaus natürlich auch nicht gewappnet, und man kann sich dagegen nicht wappnen. Das muss man leider zur Kenntnis nehmen; und ich bin froh, dass die Maria-Theresien-Straße jetzt so gut funktioniert.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. – Die letzte Zusatzfrage: Kollege Harwanegg, bitte.

GR Volkmar Harwanegg (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Stadtrat!

Wir haben in der Beantwortung meiner Anfrage gehört, dass erfreulicherweise auf Grund der Witterungsverhältnisse viele Bauvorhaben rechtzeitig abgeschlossen werden konnten. Wir haben da gerade in der jetzigen Beantwortung auch gehört, dass wir aber natürlich von den Baufirmen, aber manchmal auch von den Hauseigentümern abhängig sind, die durch ihre rechtlichen Einschritte Bauvorhaben verzögern.

Trotzdem, im Hinblick auf die kommenden Ereignisse nächstes Jahr darf ich an Sie die Zusatzfrage stellen: Welche größeren Bauvorhaben werden im Jahr 2008 erwartet? Und wie sollen diese unter Berücksichtigung der EM 2008 organisiert werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Dipl-Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat! 

Das kommende Jahr wird eine Zäsur im Baugeschehen haben, und das ist die Europameisterschaft. Wir werden ein paar kleine Bauabschnitte vor der Europameisterschaft fertigstellen können und wir werden nach der Europameisterschaft natürlich sehr gebündelt und sehr schnell arbeiten. Wir werden das genauso, wie das bisher schon der Fall war, in der so genannten Baustellenpressekonferenz Ende März bekannt geben und wir werden auch auf der Website informieren, die natürlich jetzt, wo die großen Baustellen erledigt sind, gerade in Überarbeitung ist, Herr Kollege Gerstl – daher konnten Sie es bei der Einsichtnahme im Internet nicht feststellen, sie wird sehr rasch wieder zur Verfügung stehen.

Wir haben nächstes Jahr natürlich dort, wo sich besondere Aktivitäten aus der Europameisterschaft ergeben, keine Bauvorhaben. Es wird in den Bezirken innerhalb des Gürtels und im 2. und 20. Bezirk auch eine Bausperre geben, dass in dieser Zone nicht gearbeitet wird, vor allem nicht im öffentlichen Gut, also im Straßenraum, und es wird in den Bereichen, die sich immer näher zur Fan-Zone und zum Stadion hin befinden, auch so sein, dass private Bauführungen nur hinter ordentlich geschützten Zäunen stattfinden sollen, am besten überhaupt nicht.

Hier sind die Dienststellen angewiesen, sehr rigide vorzugehen, und ich bin überzeugt, dass das Verständnis auch bei der Bauindustrie dafür vorhanden sein wird.

An großen Bauführungen wird natürlich nach der Fußball-Europameisterschaft der Praterstern fertiggestellt. Dort werden jetzt die Bereiche erledigt, die im Zusammenhang mit der U-Bahn sind, und dann kommt die Neugestaltung. Es wird die Ausstellungsstraße in der zweiten Bauphase nächstes Jahr dann nach der Europameisterschaft fertiggestellt werden. Und die Fertigstellung der Vorgartenstraße, die ebenfalls natürlich im Zusammenhang mit dem U-Bahn-Bau und der Europameisterschaft steht, wird nach der Fußball-Europameister-
schaft erfolgen; dazwischen wird der Bau einstellt.

Wir werden im nächsten Jahr auch wichtige Großsanierungen vornehmen, wie im 17. Bezirk zum Beispiel im Zentralraum Hernals oder an der Neuwaldegger Straße/Höhenstraße – die Sanierung dieses Bereiches inklusive Radwegebau. Wir werden im Bereich der Stadtbahnbögen Spittelau die Radwege verbessern, ausbauen und verlängern. Und es wird, wie fast jedes Jahr in letzter Zeit, auch ein weiteres Stück der Hadikgasse saniert. Und für die Südausfahrt wird die Altmannsdorfer Straße von der Anton-Baumgartner-Straße bis zur Rossakgasse saniert. Das ist auch ein großes Bauvorhaben, das sehr genau eingetaktet werden wird, damit diese leistungsfähige Straße nicht allzu große Behinderungen hat.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Stadtrat. Damit haben wir die 4. Frage abgehandelt.

Die 5. Anrage (FSP - 04819-2007/0001 - KFP/GM) wurde von Herrn GR David Lasar gestellt, und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet. (In einem Interview in der Presse vom 11. Oktober 2007, erklärte die Integrationsstadträtin Frauenberger: "Was es seitens der Stadt Wien sicher nicht geben kann und wird, ist eine finanzielle Unterstützung für Bauvorhaben oder die Zurverfügungstellung von Grundstücken an islamische Organisationen." Ist das die offizielle Haltung der Stadt Wien?)
Ich bitte um Beantwortung, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich verstehe natürlich, dass Sie Zitate aus Interviews nach der politischen Nützlichkeit verwenden; das verstehe ich völlig. Ich bitte aber auch um Ihr Verständnis, wenn ich Ihnen sage, dass ich verkürzte, aus dem Zusammenhang gerissene Zitate als wesentlich weniger nützlich sehe. 

Nachdem wir heute schon einmal sehr tief in die österreichische Rechtsgeschichte zurückgegangen sind, darf ich Sie daran erinnern, dass das Recht auf eine gemeinsame öffentliche Religionsausübung im Art 15 des Staatsgrundgesetzes von 1867 steht, und daher gilt das natürlich für alle gesetzlich anerkannten Religionen und Religionsgemeinschaften. Daher gilt das natürlich auch für uns. 

Die Stadt Wien baut keine Kirchen, die Stadt Wien baut keine Tempel, die Stadt Wien baut keine Moscheen, aber selbstverständlich haben wir im Rahmen der bestehenden Rechtsordnung die Einrichtung zur öffentlichen Religionsausübung nicht nur zu unterstützen, gutzuheißen, zu dulden, sondern wir tun dies auch. Denn die Frage der Religionsfreiheit und auch dieses Recht auf eine gemeinsame öffentliche Religionsausübung ist als Bestandteil unserer Verfassung auch entsprechend einzuhalten. Und das ist auch die offizielle Haltung der Stadt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – Eine Zusatzfrage: Kollege Lasar.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Es war vielleicht nicht so gemeint, wie Sie das jetzt dargestellt haben, aber vielleicht wird sich das jetzt mit meiner Zusatzfrage erörtern. Man bedenke, zwei Jahrzehnte dauerten dort alleine die Verhandlungen, und nachdem man sich jetzt vor sechs Jahren auf dieses Grundstück geeinigt hat, ist ja einiges dort vorgefallen. Zum Beispiel fehlte einmal das Geld, dann gingen diverse Baufirmen in Konkurs, dann ist leider auch ein Brandanschlag dazugekommen, und diesen Herbst hätte der erste islamische Friedhof in Wien eröffnen sollen. Da wäre der OPEC Fund gewesen, der das gesponsert hätte. Aus dem ist auch wieder nichts geworden.

Meine Frage dazu ist: Mit welchen Maßnahmen kann die Stadt Wien dafür Sorge tragen, dass der islamische Friedhof alsbald eröffnet wird?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Das ist einfach zu beantworten: Mit gar keinen. Ich sage Ihnen noch einmal: Die Stadt baut weder Kirchen noch Tempel noch Moscheen. Bei Friedhöfen ist das ein bisschen etwas anders, denn Sie wissen, hier wird es bei den Religionsgemeinschaften unterschiedlich gehandhabt. 

Jawohl, es hat eine möglicherweise zu lange Zeit in Anspruch genommen, tatsächlich ein Grundstück, das allen Bedürfnissen gerecht wird, zu finden und dies auch für diesen Friedhof zur Verfügung zu stellen. Die Errichtung des Friedhofes selbst wird von der Stadt Wien grosso modo nicht finanziert. Wir haben keine Bauaufträge verteilt, wir bauen dort nicht. Daher begründe ich sozusagen damit auch meine erste, etwas flotte Antwort. Ich kann gar nichts beschleunigen dort, denn ich bin nicht der Bauherr.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – Die 2. Zusatzfrage wird von Frau GRin Mag Korun gestellt.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Guten Morgen! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

In dem genannten „Presse"-Interview hat die Integrationsstadträtin Frauenberger es offensichtlich für nötig erachtet, eine Klarstellung zu machen. Das klingt nach einer Klarstellung, würde ich sagen. 

Hat es abgesehen vom islamischen Friedhof eine finanzielle Unterstützung für Bauvorhaben oder die Zurverfügungstellung von Grundstücken von der Stadt Wien an islamische Organisationen überhaupt gegeben, sodass die Stadträtin das als nötig erachtet hat, medial so eine Klarstellung zu machen?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Es freut mich von einigen Gemeinderäten nicht besonders, es freut mich jetzt auch von Ihnen nicht besonders, dass Sie auf verkürzte Wiedergaben dazu rekurrieren. Es geht hier nicht um eine Klarstellung, denn selbstverständlich weiß jeder, dass wir Religionsgemeinschaften auch entsprechend unterstützen. Das gilt für alle, denn selbstverständlich unterstützen wir die katholische Kirche in Schulvorhaben im besonderen Ausmaß über den Orts-Schulerhaltungsfonds und auch bei der Renovierung von Kirchen. Wir unterstützen im Krankenhausbereich die evangelische Kirche, ebenso auch im Schulbereich. Selbstverständlich ist es fast ein Herzeigeprojekt geworden, was wir in Erfüllung des Eizenstat-Vertrages gemacht haben, also des Washington-Vertrages, im Hinblick nicht nur auf die Rückgabe des alten Hakoah-Platzes, sondern auch auf die Errichtung eines ganzen jüdischen Zentrums in diesem Bereich. 

So wird auch die gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaft der Muslime entsprechend unterstützt; und daher bedarf es keiner Klarstellung. Die Klarstellung ist sowohl durch die Österreichische Verfassung, durch die Wiener Verfassung und auch durch die Praxis der Stadt Wien gegeben.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – Nächste Zusatzfrage: Herr GR Dr Ulm, bitte.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Selbstverständlich müssen die Muslime in dieser Stadt die Möglichkeit haben, Gebethäuser und Moscheen zu errichten. Das ist überhaupt keine Frage. Die Frage ist nur, wie, in welcher Art und Weise und in welchem Verfahren das passiert. So, wie es im 20. Bezirk abgelaufen ist, war es sicherlich nicht ideal. 

Daher stelle ich an Sie die Frage, welche Überlegungen Sie haben, dass dieses Verfahren verbessert werden kann, damit diese Projekte besser durchgezogen werden können und ob allenfalls auch eine Änderung der Bauordnung dafür aus Ihrer Sicht erforderlich ist.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich verstehe schon, dass man, gerade was die so genannte Moscheefrage im 20. Bezirk betrifft, von Ihrer Seite her versucht, Klarstellungen zu treffen, und so, wie Sie es hier getan haben, freut mich das auch. Da stimmen wir dann überein, dass selbstverständlich eine gesetzlich anerkannte Religionsgemeinschaft, wie die Verfassung es vorsieht, auch die Möglichkeit erhalten muss zur öffentlichen Religionsausübung. Das ist gut, wenn wir hier übereinstimmen. 

Nur, es sei hier insbesondere auf Seiten des Bezirksvorstehers zu wenig kommuniziert worden, ist eine aus der Not geborene Unterstellung. Die Gespräche, die gerade mit den Anrainern seitens des Bezirksvorstehers persönlich geführt wurden, waren wesentlich größer als in vielen anderen Fällen. Ich denke, das ist eine Frage der Kommunikation. Gerade in dem gegenständlichen Fall ist es auch im besonderen Ausmaß eine Frage des Gespräches und der Kommunikation. 

Das heißt aber nicht, dass man in jedem dieser Fälle auch Übereinstimmung zu 100 Prozent erzielen kann. Gerade diese Diskussion hat uns ja auch vor Augen geführt, dass eigentlich Maßnahmen, die zur Eindämmung eines Problems, das die Anrainer als solches empfinden, nämlich der Lärmentwicklung, führen, dann in einem besonders vehementen Ausmaß auch noch bekämpft werden – und trotz vieler Gespräche. 

Daher sage ich hier in tiefer Überzeugung: Das ist nicht eine Frage der Änderung der Bauordnung, sondern das ist auch eine Frage der Kommunikation, wo ich im gegenständlichen Fall keinerlei Vorwürfe ausspreche, es ist aber auch eine Frage dessen, wie wir generell in der Gesellschaft die Diskussion darüber führen. In Wirklichkeit führen wir sie genau um diese Verfassungsfrage der Möglichkeiten der öffentlichen Ausübung von gesetzlich anerkannten Religionsgemeinschaften. Diese Diskussion führen wir hier in der Tat, und um die sollten wir uns auch bemühen. Sie wird sich wahrscheinlich um die Frage der Bauordnung nicht erschöpfen können.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke, Herr Bürgermeister. – Die letzte Zusatzfrage: Herr GR Lasar, bitte.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Eine Frage: Am Zentralfriedhof gibt es meines Wissens einen Teil für muslimische Begräbnisstätten. Was passiert mit diesem Teil? Ist das nur für gewisse Glaubensgemeinschaften, also für die islamische Glaubensgemeinschaft gewidmet, oder können dort auch alle begraben werden?

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Kurz ist in mir die Hoffnung aufgeflammt, dass Sie sich in der Tat am Zentralfriedhof auskennen. Es ist ein so wichtiges und wertvolles Areal in unserer Stadt, mit so einer großen Vielfältigkeit. Wenn man sich gerade jetzt im Herbst die Zeit nimmt, durch diesen Zentralfriedhof zu gehen, kann man die Geschichte dieser Stadt, auch die lange zurückliegende, eruieren. So ein Spaziergang ist auch ganz gut, denn da kann man erkennen, dass es unterschiedliche Teile des Zentralfriedhofes gibt. 

Ich nehme an, die Gräber der Opfer der beiden Weltkriege, vor allem des Zweiten Weltkrieges, werden Sie kennen. So gibt es aber auch einen jüdischen Teil in dem Friedhof, trotz anderer jüdischer Friedhöfe – ein Thema das uns in der Republik zu meinem tiefen Bedauern wegen Nichterfüllungen des Vertrages seitens des Bundes ja sehr beschäftigt. Und es gibt auch einen muslimischen Teil. Es hat bisher außer diesem muslimischen Teil keinen anderen Friedhof in der Stadt gegeben, und daher wird selbstverständlich dieser Teil des Zentralfriedhofes als ein muslimischer Friedhof weiter bleiben, auch wenn es den Friedhof dann im Süden der Stadt gibt.

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Danke sehr, Herr Bürgermeister!

Damit ist die Fragestunde für heute beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde.

Der Klub der Wiener Freiheitlichen hat eine Aktuelle Stunde mit dem Thema „Multiethnische Konflikte gefährden Wiens Sicherheit" verlangt. 

Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Mag Stefan, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich bemerke, dass seine Redezeit mit zehn Minuten begrenzt ist.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei der Themenwahl für die heutige Aktuelle Stunde war uns noch nicht bewusst, wie schnell die Realität uns wieder einholen wird. Wir haben ja gestern erfahren und heute auch in den Medien wieder lesen können, dass es ein neues Drohvideo gegen Österreich gibt. Islamisten sind wieder auf den Plan getreten, offenbar ernst zu nehmen, und bedrohen Österreich, fordern uns auf, die Truppen abzuziehen und auch Gefangene freizulassen. Britische Militär- und Terrorexperten sprechen davon, dass Österreich offenbar zu tolerant gegenüber Extremisten ist. 

Das ist also die neueste Entwicklung. Dabei wäre das gar nicht notwendig gewesen für unsere Aktuelle Stunde, denn die Entwicklungen der letzten Wochen hätten durchaus gereicht, um dieses Thema hier vorzubringen, das ein immer gefährlicheres wird. 

Ich erinnere: Am Sonntag, dem 4. November 2007 kam es zu Krawallen in Wien zwischen Kurden und Türken. Das, was in Deutschland schon seit Jahren immer wieder stattgefunden hat, passiert nun auch in Wien. Die Straßenschlacht in Wien Favoriten hat sich weit größer ausgewachsen, als die Polizei offiziell bekannt gab. Die Folge: zahlreiche Verletzte, darunter einer mit Bruststich, ein anderer mit Nierenstich. Kurz nach der Einlieferung der Verletzten ging es weiter. Ein Unbekannter drang im Unfallkrankenhaus Meidling zu einem Verletzten des Tumults vor, trat die Tür zur Intensivstation ein, zertrümmerte mit einem Feuerlöscher die Mechanik einer automatischen Tür und schlug mit dem Feuerlöscher einen Arzt nieder. 

Nahezu zeitgleich war ein türkisches Vereinslokal in Favoriten Ziel eines Brandanschlags. Der Täter konnte, wie so oft, untertauchen. Auch das ein besonderes Merkmal. Der Ermittlungsleiter Michael Mimra von der Kripo Süd räumt ein: „Momentan tun wir uns ein bisserl schwer." Wir haben es mit nicht-kooperativen „Opfern" zu tun, von den „Tätern" keine Spur und nur Zeugen, die „nichts gesehen haben". 

Am Antonsplatz wurde beim türkischen Atatürk Kulturzentrum die Scheibe eingeschlagen und ein Brandsatz gezündet. Erol Güçlü vom Verein: „Der Anschlag war im Internet mehr oder minder angekündigt. Zum Glück war die Feuerwehr rasch da."

An einer Massenschlägerei im Kreuzungsbereich Quellenstraße, Neilreichgasse nahmen etwa 100 Türken und Kurden teil. Der drohende Einmarsch der Türken im Nordirak, um die Kurden dort zu bekämpfen, war offensichtlicher einer der Hintergründe. 

Da diese schon seit vielen Jahren extrem politische, extrem explosive politische Lage, die sich ständig verschärft, weiter bestehen bleibt, muss damit gerechnet werden, dass es zu weiteren Ausschreitungen kommen wird. Auch durch den Umstand, dass es auf Grund der immer größer werdenden Zuwanderergruppen, die sich immer weniger integrieren, zu weiteren Spannungen in unserer Stadt, aber auch in Österreich kommen wird, scheint es geboten, Maßnahmen für die Sicherheit der Menschen und deren Sachvermögen zu setzen – und zwar insbesondere für unsere einheimische Bevölkerung. Ich erinnere mich noch an das Jahr 1992, wo in ähnlich gelagerten Konflikten zwischen Türken und Kurden sogar Schüsse gefallen sind. 

Wir wissen, die Fußball-EM 2008 steht vor der Tür. Das wird eine neue Nagelprobe in dieser Hinsicht sein, denn dort kommt ja, wie wir wissen, zum an sich schon bestehenden Hass dieser beiden Volksgruppen oder Völker auch noch der Fußballstolz dazu. Massenaufmärsche werden stattfinden, und dann kann es sehr leicht zu Eskalationen kommen. 

Ob diese Gewaltspirale bewusst durch türkische Provokateure hervorgerufen wird, was durchaus glaubhaft immer wieder von Kurden angeführt wird, ist ein Randthema, das man auch einmal behandeln sollte. 

Diese Eskalation jedenfalls zwischen den verschiedenen zugewanderten Volksgruppen ist Folge der unkontrollierten Massenzuwanderung, die Sie von der SPÖ über Jahrzehnte nicht nur zugelassen, sondern durchaus auch gefördert haben. Jetzt, wo die Probleme da sind, bekommen Sie die Rechnung präsentiert. Der Multikulti-Traum ist längst ausgeträumt, und es ist durchaus absehbar, dass diese Konflikte zunehmen. Wir haben jetzt den Konflikt Türken/Kurden, wir sehen immer wieder, dass es massive Konflikte zwischen Serben, Kroaten und Türken gibt. Letztlich gibt es das Problem der Islamisten und der Moslems, die sich hier gegen die doch vorherrschende christliche Gemeinschaft auflehnen. 

Ich bin schon gespannt, wie Sie das der Bevölkerung erklären wollen, dass Sie damit nichts zu tun haben, dass Sie nicht diese Entwicklungen mit verursacht haben, wesentlich zugelassen haben – und das alles, obwohl die Folgen längst absehbar waren, und von uns immer wieder darauf hingewiesen wurde, was letztlich passieren wird, wenn man eine derartige Zuwanderung zulässt. Erklären Sie dann Ihre Untätigkeit, Ihre Beschwichtigungsversuche den Ärzten, den Familien der Polizisten oder auch den Polizisten selbst, die hier im Einsatz sind, die teilweise ungenügend ausgerüstet sind für derartige Einsätze und vor allem für die Attacken mit Messern, eines der größten Probleme in diesem Zusammenhang! Erklären Sie das den Opfern der Gewalt, die hier mit hineingezogen werden! Erklären Sie das aber auch dem Steuerzahler, der den Schaden dieser ganzen Veranstaltungen und Demonstrationen und Schlägereien zu tragen hat! Die Täter verschwinden, der Steuerzahler und die Opfer bleiben übrig. 

Das alles, weil man den Eindruck hat, dass die verantwortlichen Stellen gar kein Interesse daran haben, hier aufzuklären. Der Herr Innenminister und der Herr Bürgermeister haben hier offensichtlich versagt, denn sie tragen die Verantwortung auch für diese Entwicklungen. Der Herr Innenminister, weil er offenbar nicht in der Lage ist, den Warnungen der Polizei und auch der internationalen Experten zu folgen, und der Herr Bürgermeister, weil er immer mit seinen Beschwichtigungsversuchen von „Sicherheitspartnerschaft“ und den Aussagen, Wien sei die sicherste Stadt und so weiter, versucht, alles einzudämmen, und sich nicht wirklich darum kümmert, wie hier die Situation schon längst eskaliert ist. Da reichen eben diese leeren Worthülsen nicht, dass es kein Integrationsproblem ist und dass das vielleicht ein soziales Problem ist oder dass das nur eine Wirtshausschlägerei war oder sonst etwas. Man kann immer versuchen, alles wegzureden. Tatsache ist, dass diese Konflikte hier auf dem Tisch liegen. 

Da sind wir uns hoffentlich einig, dass eine derartige Situation nicht neuerlich auftreten darf und dass eine derartige Eskalation nicht weiter voranschreiten darf. Die Massenschlägereien der letzten Wochen dürfen jedenfalls keine Fortsetzung finden. Unser Land darf nicht zum Austragungsort – und das ist der wesentliche Punkt – für importierte ethnische Konflikte werden, die uns definitiv nichts angehen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Die Initiativen, die dabei gesetzt werden, gehen genau in die falsche Richtung. Man fördert jetzt und sucht jetzt Polizisten und Polizistinnen mit Migrationshintergrund, wie es heutzutage so schön heißt. In Wirklichkeit werden damit die ethnischen Konflikte auch in die Polizei hineingetragen – eine Katastrophe, weil man hier diese Situation noch weiter fortsetzt. Es entstehen dann Situationen mit gespaltenen Loyalitäten. Und das Sicherheitsgefühl der Bevölkerung wird dadurch sicherlich noch sinken. (Beifall bei der FPÖ.) 

Was ist also zu tun? – Schon jetzt gibt uns das Versammlungsgesetz einen Handlungsspielraum und erlaubt, Versammlungen, deren Zweck den Strafgesetzen zuwiderläuft oder deren Abhaltung die öffentliche Sicherheit oder das öffentliche Wohl gefährden, zu untersagen. Darüber hinaus regelt das Gesetz auch, dass Ausländer weder als Veranstalter noch als Ordner auftreten dürfen. Man weiß schon, dass man das alles umgehen kann und dass man hier Möglichkeiten findet, diese Dinge eben zu umgehen, aber da bedarf es dann eben auch eines besonders scharfen Auftritts unserer Sicherheitsbehörden und natürlich auch der politischen Rückendeckung. 

Es ist legitim, Einschränkungen zu machen. Der Gesetzesvorbehalt des Art 11 der Europäischen Menschenrechtskonvention lässt das zu. Im Interesse einer demokratischen Gesellschaft, im Interesse der nationalen und öffentlichen Sicherheit, der Aufrechterhaltung der Ordnung und der Verbrechensverhütung, des Schutzes der Gesundheit und der Moral oder des Schutzes der Rechte und Freiheit ist das erlaubt. 

Wir müssen uns dessen bedienen, wir müssen uns dieses Instrument zur Hand nehmen. Wir müssen alle Möglichkeiten ausschöpfen, um derartige Demonstrationen, von denen von Anfang an zu erwarten ist, dass sie eskalieren und dass sie zu Gewalt führen, die nur dazu beitragen, dass Konflikte, die Österreich nichts angehen, hier hereingetragen werden, die unser Land schädigen, unsere Bevölkerung schädigen, die Leute mit einbeziehen, die damit schon gar nichts zu tun haben, an Leib und Leben möglicher Weise schädigen, und zumindest Sachbeschädigungen hervorrufen, abzustellen. Es ist daher ein ganz wesentlicher Punkt, dass hier auch von Seiten der Stadt Wien Maßnahmen gesetzt werden, Maßnahmen gefunden werden, die eine Einschränkung dieser Eskalation hervorrufen. Man kann hier zum Beispiel daran denken, dass man demonstrationsfreie Zonen schafft, dass man Zonen schafft, wo man von Anfang an klarlegt, wie die Wege stattzufinden haben, dass Anrainer, Geschäftsleute nicht geschädigt werden und dass sich diese gewaltbereiten Demonstrationen nicht ausweiten können.

Handeln Sie, und handeln Sie schnell, damit Sie in naher Zukunft nicht dem Vorwurf ausgesetzt werden, durch Untätigkeit unsere Sicherheit noch weiter fahrlässig aufs Spiel gesetzt zu haben! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zu weiteren Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Kolleginnen und Kollegen des Gemeinderates nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit fünf Minuten begrenzt ist. 

Als nächste Rednerin hat sich Frau GRin Mag Korun gemeldet.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 

Wenn man sich den Titel ansieht, den sich die FPÖ für die Aktuelle Stunde ausgesucht hat, nämlich „Multiethnische Konflikte gefährden Wiens Sicherheit", muss man sich gezwungenermaßen fragen: In welcher Stadt leben eigentlich die Kollegen und Kolleginnen von den Freiheitlichen? (GR Kurth-Bodo Blind: Nicht in Istanbul!) Leben wir wirklich in derselben Stadt, nämlich in Wien? Ich kann mich nämlich nicht erinnern, dass ich heute, als ich zum Gemeinderat gekommen bin, an Straßenschlachten vorbeigegangen wäre oder vorbeigefahren wäre, dass Gebäude brennen würden, dass Menschen einander Straßenschlachten liefern würden. (GR Kurth-Bodo Blind: Jeden Tag wollen Sie es haben?) 

Das ist heute nicht ausnahmsweise nicht passiert, sondern das passiert eigentlich so gut wie nie. Ich habe das zumindest nie erlebt. Und wenn man sich die Mühe macht, sich diese so genannte Straßenschlacht im 10. Wiener Gemeindebezirk, von der Sie sprechen, näher anzuschauen, wenn man sich die Mühe macht, dorthin zu fahren, mit den Leuten zu sprechen, die Augenzeugen und -zeuginnen waren, wenn man sich die Mühe macht, mit dem Besitzer von diesem Lokal zu sprechen, wo das Ganze passiert ist, dann kann man relativ leicht feststellen, dass es zwar eine schlimme Sache war, weil jede Verprügelung eine schlimme Sache ist – und das wollen wir natürlich nicht verteidigen –, es aber nicht eine politische Straßenschlacht wegen Spannungen zwischen Türken und Kurden war, wie Sie es behaupten. (GR Dr Herbert Madejski: Messerstecherei! – Zwischenruf von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Es waren Männern, die sich gegenseitig geprügelt haben – leider! –, und das ist schlimm genug. Aber noch schlimmer ist, dass Sie versuchen, diese Sachen für sich zu instrumentalisieren und politisches Kapital daraus zu schlagen. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ. – GR Mag Harald STEFAN: Zufällig waren die einen Kurden, die anderen Türken! – GR Kurth-Bodo Blind: Wir sind ja Politiker!) 

Was Sie hier nämlich ganz bewusst versuchen, ist die Kreierung einer Sicherheitshysterie, um dann daraus politisches Kapital zu schlagen. Dieser Notstand, den Sie an die Wand zu malen versuchen, besteht in Wien nicht. Weder in Wien noch Österreich ist die Sicherheit von eingewanderten Gruppen oder von Minderheiten bedroht. Das ist die Wahrheit, die Sie endlich zur Kenntnis nehmen sollten. (GR Mag Gerald Ebinger: In Wien gehören Messerstechereien nicht zur Kultur!) 

Ihr Ziel ist nämlich nicht die Sicherheit in dieser Stadt oder in diesem Land, geschweige denn, die Sicherheit hier herzustellen. Ihr Ziel sind ganz eindeutig die Immigranten und Immigrantinnen. Und Sie versuchen wieder einmal auf ganz unverschämte Art und Weise, aus vermeintlichen oder teilweise tatsächlich bestehenden Konflikten zwischen Gruppen von Menschen, die Minderheiten angehören, politisches Kapital zu schlagen. (GR Mag Gerald Ebinger: Haltet den Dieb!) Es geht Ihnen nicht um eine friedliche Koexistenz von Minderheiten oder von so genannten ethnischen Gruppen in Wien, sondern genau diese versuchen Sie ja zu verhindern: Nicht nur mit Ihrer politischen Stimmungsmache, die permanent stattfindet, sondern auch mit der Ablehnung von fast allen Integrationsmaßnahmen, die hier in diesem Haus beschlossen werden. Sie wollen keine Integration! Sie wollen keine Teilhabe. Sie wollen keine Begegnung auf Augenhöhe. Sondern Sie brauchen permanent irgendwelche Sündenböcke, auf denen Sie herumreiten können und auf dessen oder auf deren Rücken Sie Politik machen können.

Und ganz lächerlich finde ich es, wenn Ihre nationalistische Partei plötzlich Nationalismen kritisiert und zum Beispiel den türkischen Nationalismus oder den kurdischen Nationalismus oder einen anderen kritisiert. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein! – GR Dr Herbert Madejski: Wir kritisieren weder ...!) Ich denke mir: Mit welcher Berechtigung eigentlich? Ihre gesamte Politik besteht doch aus einer grässlichen Nationalität und Nationalismuspolitik. Was Sie eigentlich vorhaben, ist, mit dieser Argumentation – na ja, das seien importierte Konflikte, das brauchen wir hier alles nicht –, die Betroffenen, nämlich eingewanderte Menschen zur Abschiebung freizugeben. 

Das wird Ihnen aber nicht gelingen, denn Sie verdrängen auch eine andere Tatsache, nämlich, dass diese Menschen schon längst Teil dieses Landes geworden sind. Und es kann sein, dass Sie sie ständig als Türken und Kurden bezeichnen, aber es sind auch österreichische Staatsangehörige – und um auf ein Letztes hinzuweisen –, es sind auch Steuerzahler und Steuerzahlerinnen, weil vorhin das Argument gekommen ist, wie kommen die Steuerzahler dazu. 

Abschließend: Gewalt ist abzulehnen. Jeder Nationalismus ist abzulehnen, der Nationalismus der Freiheitlichen genauso wie ein türkischer oder ein kurdischer Nationalismus. – Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und von GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Ulm. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich bedauere, dass dieses sehr ernste Thema bislang nur beschränkt sachlich abgehandelt worden ist. Ich halte fest, dass Wien noch immer eine sehr sichere Stadt ist und dass ethnische Konflikte die Sicherheit in Wien derzeit nicht gefährden. (GR Mag Wolfgang Jung: Noch! Derzeit!) Auch die Auseinandersetzung am 4. November in der Quellenstraße zwischen Personen, die der kurdischen Volksgruppe angehören, und türkischstämmigen Personen hatte keinen politischen Hintergrund. Das wurde durch Erhebungen, die sehr intensiv waren, eindeutig festgestellt. 

Richtig ist aber, dass die Kurdendachorganisation FEYKOM ein Naheverhältnis zur PKK hat – keine Frage. Die PKK ist auch Thema im Österreichischen Verfassungsschutzbericht 2007 wie auch in den Jahren zuvor. Und das Bundesamt für Verfassungsschutz und Terrorismusbekämpfung beobachtet diese Szene sehr genau. Laut Aussagen von Funktionären der FEYKOM geht die PKK lediglich – ich würde dieses lediglich unter Anführungszeichen setzen – gegen militärische Ziele in der Türkei vor. Dem Verfassungsschutzbericht ist aber auch zu entnehmen, dass Splittergruppen der PKK sehr wohl auch wiederum im Berichtszeitraum touristische Ziele in der Türkei angegriffen haben. 

Welche konkreten Vorfälle haben wir in Österreich zu verzeichnen? – Am 5. März 2007 hat es einen Vorfall gegeben, als 45 Personen, die der kurdischen Volksgruppe angehören, auf das Gelände der UNO-City mit Fahnen und Transparenten vorgedrungen sind. Es wurde der politische Führer Öcalan glorifiziert – sicherlich ein unerfreuliches Ereignis. Zwölf Demonstrationen wurden seit 26. Oktober bewilligt. Eine dieser Demonstrationen hat letztlich nicht stattgefunden. Diese kurdische Großdemonstration am 3. November wurde zwecks Entspannung abgesagt. 

Was ist passiert bei diesen Demonstrationen? – Sie sind großteils friedlich abgelaufen. Weniger erfreulich war die Demonstration des türkisch-islamischen Vereins für kulturelle und soziale Zusammenarbeit am 28. Oktober in Innsbruck, wo immerhin sechs Verletzte zu beklagen waren. Und am 4. November in St Pölten ist es bei einer Demonstration des Osman Pascha Sport-, Kultur- und Hilfsvereins zur Besprayung von Häusern und Autos gekommen. 

Das wollen wir selbstverständlich nicht haben. Dem geht die Exekutive nach. Es gibt aber auch das Recht auf Demonstrationsfreiheit und auf Meinungsfreiheit. Wenn keine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit naheliegt, dann gibt es auch keinen Grund, diese Demonstrationen zu verbieten. 

Selbstverständlich müssen wir sehr achtsam sein und darf es nicht passieren, dass diese Konflikte aus dem Ausland nach Österreich hereingetragen werden. Die PKK hat ein Potenzial in ganz Europa, auch in Österreich. Und es könnte natürlich sein, dass wir mit diesem Potenzial stärker konfrontiert werden, wenn es tatsächlich zu einer Eskalation im Nordirak kommen sollte. 

Das Problem, das wir in Österreich haben, ist, dass sich Personen der zweiten und dritten Generation zum Teil sehr intensiv mit diesen ausländischen Konflikten beschäftigen, dass es zu einer Glorifizierung von politischen Führern kommt, zu einer Nationalisierung und einer Ideologisierung von österreichischen Jugendlichen, wo man feststellen muss, dass die Identifikation bei diesen Personen mit Österreich ganz einfach nicht gelungen ist. Das ist natürlich ein Versäumnis. Hier müsste es zumindest zu dieser so genannten Bindestrich-Identität kommen, dass man sagt: Ja, man ist kurdischstämmig, man ist türkischstämmig, aber man ist auch Österreicher und man bekennt seine Loyalität zu diesem Land. (Beifall bei der ÖVP.)

Grund für diese Positionierung von vielen Jugendliche ist eine misslungene Integrationspolitik, die Sie von der SPÖ zu verantworten haben. Man braucht sich nicht zu wundern, wenn beim Arbeitsamt für Jugendliche in Wien 60 Prozent der Jugendlichen Migrationshintergrund haben. Dazu gehört eine verfehlte Wohnungspolitik, eine verfehlte Bildungs- und Spracherwerbspolitik, auch eine verfehlte Subventionspolitik. 

Ich lade die SPÖ ein, sich ein Beispiel am österreichischen Bundesheer zu nehmen, wo es sehr gut funktioniert, muslimische Österreicher zu integrieren. Der Anteil bei der Garde ist ein ganz hoher. Da gibt es Gebetsräume in österreichischen Kasernen und da funktioniert das Zusammenleben ausgezeichnet. 

Ich empfehle Ihnen, sich daran ein Beispiel zu nehmen und endlich zu einer sinnvollen und effizienten Integrationspolitik zu kommen. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Frau GRin Nurten Yilmaz hat sich gemeldet. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Verehrte Damen und Herren!

„Multiethnische Konflikte gefährden Wiens Sicherheit." Da fällt mir ein Zitat von Erich Kästner ein: „Die Dummheiten wechseln, aber die Dummheit bleibt."

Wir haben hier von Kolleginnen und Kollegen von der FPÖ schon ähnliche Behauptungen vor nicht allzu langer Zeit gehört: Wenn wir der EU beitreten, müssten wir gepresste Blattläuse trinken. Jetzt setzt die FPÖ mit der Behauptung der Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch multiethnische Konflikte noch eines drauf. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Natürlich ist der Wiener Gemeinderat der falsche Ort für diese Aktuelle Stunde. Für die öffentliche Sicherheit ist nämlich der Bund zuständig. Die Abwehr von allgemeinen Gefahren gegen Leib, Leben, Gesundheit und Eigentum liegt im Kompetenzbereich des Bundes. Dieser Bereich ist im Sicherheitspolizeigesetz des Bundes geregelt. Also, zuständig ist der Herr Innenminister. (GR Mag Wolfgang Jung: Die Ursachen sind in der verfehlten Einwanderungspolitik ...!) Aber, für die multiethnischen Konflikte ist die FPÖ zuständig. Gibt man nämlich diesen Begriff zusätzlich mit dem Begriff FPÖ in Google ein, kommen 207 Meldungen. Das ist natürlich für eine Partei mit zwölf Mandaten eine beachtliche Anzahl an Meldungen, die unmittelbar multiethnische Konflikte in sich birgt.

Ein Zitat noch von Albert Einstein. Er hat gesagt: „Zwei Dinge sind unendlich, das Universum und die menschliche Dummheit, aber bei dem Universum bin ich mir noch nicht ganz sicher." Er hat aber auch gesagt, dass alles relativ ist. Und darum sind Aktuelle Stunden dieser Natur leichter zu ertragen. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich glaube eigentlich, dass die FPÖ einen Modulgenerator mit Zufallsmischung hat. Da werden offensichtliche übliche FPÖ-Kampfbegriffe von einem Computerprogramm nach dem Zufallsprinzip immer wieder neu durchgemischt und dann lauthals verkündigt. (Heiterkeit bei GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi und GRin Mag (FH)Tanja Wehsely.) Da gibt es zum Beispiel Begriffe wie Asylanten, Kriminalität, Islamisten, Drogenhandel, Schwarzafrikaner, Schlepper, Multikulti-Traum und, nicht zu vergessen, die linkslinken Anarchos. (GR Mag Johann Gudenus, MAIS: „SPÖ-Wien"!) Und dann die Begriffe Sicherheit, Ruhe und Ordnung, ordentliche Steuerzahler und der kleine Mann und so weiter. Irgendjemand in der FPÖ-Zentral mischt diese, wirbelt diese Begriffe durcheinander, und dann kommt als Ergebnis: „Asylanten gefährden Ruhe und Ordnung" oder – wie unser heutiges Thema – „Multiethnische Konflikte gefährden Wiens Sicherheit“ heraus. 

Sehr geehrte Damen und Herren! In Favoriten hat es vor zwei Wochen eben diese Rauferei gegeben, deren Motiv laut Aussagen der Exekutive im privaten Bereich liegen. Die FPÖ hat natürlich aber ihre eigenen Ethnologen ausgeschickt, und die haben dann in der Ferndiagnose einen kurdisch-türkischen Konflikt attestiert. 

Jetzt frage ich Sie: Finden Sie eine Schlägerei wegen privater Gründe weniger gefährlich als wegen angeblicher ethnischer Konflikte? Ist das weniger gefährlich? Tut Ihnen ein blaues Auge aus privaten Gründen weniger weh als ein ethnisch begründetes? (GR Mag Harald STEFAN: Sicher!) – Ja, das glaube ich Ihnen. (GR Mag Harald STEFAN: Sonst hätten wir keine ...! Sonst bräuchten wir keine Diskriminierungsgesetze!) Wenn nationale schlagende Verbindungen sich gegenseitig das Gesicht aufschlitzen, ist das ja bei Ihnen nur Brauchtumspflege. (Beifall bei der SPÖ.)

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir von der SPÖ lehnen jede Form von Gewalt ab. Wir von der SPÖ haben auch nicht die Anzahl der Polizistinnen und Polizisten in Wien verringert. (Ruf bei der FPÖ: Verharmlosung!) Das haben Ihre KollegInnen in der letzten abgewählten Bundesregierung getan. (Beifall bei der SPÖ.)

Die Beamten, die jeden Tag in Wien ihren schwierigen Dienst tun, werden leider vom Innenminister im Stich gelassen. In Favoriten – das muss man sich einmal vorstellen – wurden vom Oktober bis Dezember 2007 8 000 Überstunden der Polizei einfach gestrichen. Das ist ein Skandal, werte Damen und Herren! (Beifall bei der SPÖ.)

Wir in der SPÖ wollen mehr Polizeibeamte für Wien. Wir bereiten mit eine Vielzahl von Maßnahmen vor, dass Wienerinnen und Wiener in Frieden leben können. Das Aufhetzen der Menschen gehört selbstverständlich nicht dazu. Ich sage Ihnen noch eines: Wären die Muslime in Wien so gewaltbereit, wie Sie es immer wieder unterstellen, dann wäre die Demonstration vor wenige Wochen in Brigittenau ganz anders verlaufen. Denn der von Herrn Strache mit der Unterstützung von Herrn Aigner angeführte Mob hat vor der Kulturzentrale „anzünden, anzünden“ gekreischt. (GR Dr Herbert Madejski: Mob! Das ist gut!) Frauen mit Kopftuch wurden beschimpft, und Familien haben sich aus ihren Häusern nicht rausgetraut. (GR Dr Herbert Madejski: Mob!)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Bitte zum Schluss zu kommen!

GRin Nurten Yilmaz (fortsetzend): Sogar Kinderhetzer wurden in Frieden gelassen! Also, erzählen Sie uns nicht, woher die Gefährdung für die Sicherheit kommt!

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Bitte den Schlusssatz, Frau Kollegin! 

GRin Nurten Yilmaz (fortsetzend): Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Mag Jung hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender!

Die freiheitlichen Kampfrhetoriker im „Kurier" haben heute wieder die Überschrift verfasst. – Man sieht ja typisch, Frau Kollegin, welchen Unsinn Sie anbringen. Schlagen Sie heute die Zeitungen auf! Sie finden keine Zeitung, wo dieses Problem nicht angesprochen wird. (GRin Mag Alev Korun: Was hat das mit Kurden zu tun? Was hat das mit ethnisch zu tun?) – Was glauben Sie denn, was sonst da dahinter steckt?! Das sind ethnisch-kulturelle Probleme, die Sie mit Ihrer verfehlten Einwanderungspolitik nach Österreich importiert haben. (Beifall bei der FPÖ.)

Kollege Dr Ulm hat vorhin zwei Worte im Zusammenhang mit dem Problem sehr richtig verwendet: „derzeit" und „noch". Das stimmt. Es ist derzeit noch nicht so schlimm, wir hatten noch nicht wie in Belgien oder in Deutschland 40 000 Kurden auf der Straße, die die Autobahnen blockiert haben. Wir hatten derzeit noch nicht die Vorfälle, wie sie aus London oder aus Spanien bekannt sind. Aber wollen Sie warten, bis es soweit kommt, meine Damen und Herren? Wir sehen das anders; hier wird es Zeit umzudenken, höchste Zeit umzudenken und nicht die Augen zuzumachen, weil es unangenehm ist und weil es auch nicht schön ist und man die Realität nicht erkennen will!

Die Frau Rohrer schreibt heute im „Kurier" ganz richtig: „Aus tiefsitzender Furcht" – in einem anderen Zusammenhang – „vor einer falschen Einschätzung der Lage" ist das österreichische Motto: „Wegschauen, solange es eben geht, nichts in die Wege leiten ... Dieses nationale Leitbild erfordert dringend eine Änderung." 

Und hier gilt es zu erkennen: „Was ist die Wurzel des Problems?“ Schauen Sie sich die Situation in der Welt an und verschließen Sie die Augen nicht! In allen Bereichen, wo Völker mit völlig unterschiedlichen Kulturen und Ethnien ohne äußeren Druck zusammenleben, in einem Staat oder einer Region, kommt es zu gefährlichen Spannungen, die sich immer wieder – und das können Sie auf der Weltkarte verfolgen! – explosionsartig entladen. Sie können das beobachten von Pakistan bis Kurdistan, von Zentralafrika über den Nahen Osten bis hinunter auf den Balkan. 

Ja, auch bei uns in Europa war am Beispiel Jugoslawiens deutlich zu erkennen, wohin es führt, wenn völlig unterschiedliche Ethnien von außen her – es war eine Folge des Zweiten Weltkriegs, dass dieser Kunststaat geschaffen wurde – zusammenleben mussten. (GRin Mag Alev Korun: Das ist der neue Rassismus!) Es ist blutig ausgegangen! Und das war nur wenige Kilometer von unserer Grenze entfernt, was sich da abgespielt hat. Und das ist nicht vorbei. Schauen Sie gerade in diesen Tagen in den Kosovo! Schauen Sie, was sich in Mazedonien anbahnt, und blicken Sie auch nach Bosnien und Herzegowina, wo auch drei völlig unterschiedlichen Gruppierungen zum Zusammenleben gezwungen sind und wo es von einem Monat auf den anderen schiefgehen kann. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) – Das ist ein Faktum, Frau Kollegin. Sie brauchen nur die Zeitungen aufzumachen! Terror, Blut und Bomben sind das Ergebnis dieser verfehlten Politik, nicht nur auf dem Balkan. (Beifall bei der FPÖ.)

Sie finden das auch im ach so friedlichen Westeuropa, dass solche Konflikte entstehen. Das beginnt in Irland, das können sie bei den Basken verfolgen, das können sie in Korsika sehen, und sogar die sonst so zivilisierten Schweizer haben es im kleineren Ausmaß mit den Jurassen erlebt.

Und sogar einer der Gründungsstaaten der Union zerfällt aus ethnischen Gründen. Schauen Sie doch, was sich in diesen Tagen in Belgien tut! Dieser Staat wurde ebenfalls nach den Napoleonischen Kriegen künstlich geschaffen. Er funktioniert einfach nicht, weil zwei Nationen nicht miteinander leben wollen und weil in der Geschichte dieser beiden Nationen immer die eine versucht hat, die andere zu dominieren. 

Und ausgerechnet bei uns soll es anders sein, meine Damen und Herren? Das Problem ist, dass unsere Toleranz von vielen dieser Zugewanderten als Schwäche ausgelegt wird. Da brauche ich nicht tausende Terroristen; eine Hand voll hat in Großbritannien oder in Spanien genügt! Dieser Gefahr gegenüber gilt es nicht tolerant zu sein. 

„Wer heute die Werte der Aufklärung verteidigen will, der muss intolerant sein,“, meine Damen und Herren, „der muss Grenzen ziehen und darauf bestehen, dass diese nicht überschritten werden (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun), der darf Ehrenmorde nicht mit dem kulturellen Hintergrund der Täter verklären und den Tugendterror religiöser Fanatiker nicht zur Privatangelegenheit einer anderen Rechtskultur degradieren, die man respektieren müsse, weil es als unfein gilt, Tatsachen anzusprechen, dass nicht alle Kulturen gleich und gleichwertig sind.“ (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.)

„Toleranz gegenüber der Intoleranz ist die Anleitung zum kollektiven Selbstmord“, Frau Kollegin!, „Wir brauchen nicht mehr Toleranz, sondern wir brauchen mehr Militanz.“, meine Damen und Herren. (GR Jürgen Wutzlhofer: Was heißt das? – Weitere Zwischenrufe bei SPÖ, ÖVP und FPÖ.)

Und damit Sie sich nicht wieder aufregen: Das stammt nicht von mir, das stammt von Herrn Henryk Broder anlässlich einer Rede zur Verleihung des Ehrenpreises für Toleranz und Handeln an Martin Pollak. (Beifall bei der FPÖ.)

Hätte ich es ausgesprochen, würden manche von Ihnen wahrscheinlich schon wieder nach dem Staatsanwalt rufen, weil das ein Freiheitlicher tut. Und da muss ich Ihnen noch etwas sagen: Dürfen eigentlich manche Wahrheiten nicht von allen ausgesprochen werden? Auch das sollte Ihnen zu denken geben, meine Damen und Herren. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Maria Vassilakou (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren! 

Zunächst eine kleine Feststellung: Multiethnische Konflikte gibt es in Wien nicht. Die hat es noch nie gegeben und die wird es auch bis auf Weiteres nicht geben. Wovon Sie wahrscheinlich sprechen, sind interethnische Konflikte. Das ist zwar eine kleine Feinheit der deutschen Sprache, aber eigentlich sprechen Sie von interethnischen Konflikten, die es sehr wohl immer wieder bedauerlicherweise in einer Großstadt geben kann.

Wann kann es solche Konflikte geben? – Es kann sie zum Beispiel geben, wenn Fußball-Matches sind. Das kann passieren. Es kann bedauerlicherweise sogar im Rahmen der Fußball-Europameisterschaft passieren. Wir hoffen alle, dass das nicht passiert, aber wir können es a priori nicht ausschließen. Und es kann auch beispielsweise dann in einer Großstadt passieren, wenn tatsächlich andernorts auf dieser Welt Kriege oder bewaffnete Konflikte ausbrechen und entweder Staatsbürger dieser Länder, die sich in einem anderen Land aufhalten, bedauerlicherweise unter Umständen diese Konflikte sozusagen im Kleineren reproduzieren. – Ja, das sind so die Situationen, die bedauerlich sind und die, wie gesagt, in einer Großstadt überall auf dieser Welt zustande kommen können. 

Das wollen wir alle nicht. Und an dieser Stelle muss man sich ernsthaft Gedanken machen: Was kann man tun, um es tatsächlich zu verhindern. Dazu ist Zweierlei zu sagen. Erstens: Man kann dafür sorgen, dass man eine gut ausgestattete, gut ausgebildete Polizei hat, die in ausreichender Anzahl vorhanden ist – darüber hat ja bereits Kollegin Yilmaz besprochen, insofern möchte ich auf das nicht näher eingehen – und die beispielsweise – und das ist eine kluge Idee! – auch selbst der Vielfalt entspricht, die es in der eigenen Gesellschaft gibt. Sie haben vorhin davon gesprochen, dass wir dabei wären, irgendwelche multiethnischen Konflikte in die Wiener Polizei hineinzutragen. Das Gegenteil ist der Fall: Vielmehr müsste es Ihnen einleuchten, dass gerade dann, wenn ich eine Gesellschaft habe, in der es viele verschiedene Communities gibt, es klug ist und Sinn macht, tatsächlich Menschen, die ursprünglich aus diesen Communities stammen und die längst österreichische Staatsbürger sind, in den Polizeidienst hineinzuholen. Denn genau der Bezug, den diese Menschen zu diesen Communities haben, ermöglicht uns, in diese Communities „hineinzuarbeiten", viel bessere Überzeugungsarbeit zu leisten und sogar die Ordnungsaufgaben viel besser wahrzunehmen, wenn es hart auf hart kommt. 

Das tun wir, meine Damen und Herren insbesondere von der FPÖ! Das tun alle drei Parteien, die sonst in diesem Raum vertreten sind, nur Sie wollen es nicht zur Kenntnis nehmen, Sie wollen nicht verstehen, worum es geht, weil es Ihnen ganz einfach nicht in den Kram passt. Es tut mir sehr leid, die Stadt erledigt ihre Aufgaben bis jetzt, was die Vorbeugung von Konflikten betrifft, sehr wohl. Zum einen, weil wir sehr wohl dafür sorgen, dass die Polizei künftig etwas bunter, etwas vielfältiger wird und etwas besser und mehr der Bevölkerungsstruktur der Stadt entspricht. Und zum anderen, weil es sehr wohl auch Gespräche im Vorfeld mit Vereinsobleuten gibt, um genau zu deeskalieren, um genau dafür zu sorgen, dass Verständigung zustande kommt.

Spannend finde ich, dass Sie, obwohl Sie eigentlich von der Freiheitlichen Partei sind – Sie heißen ja auch „freiheitlich" – verlangen, dass es Demonstrationsverbotszonen geben soll. Das find ich nämlich besonders spannend, weil ich eigentlich angenommen hätte, dass eine Partei, die sich freiheitlich nennt, sehr wohl für die Freiheiten der Bürger und Bürgerinnen, also für bürgerliche Freiheiten steht, diese hochhält, und darunter auch das Demonstrationsrecht (GR Rudolf Stark: Narrenfreiheit!) – noch dazu eine Partei, die immerhin mehrere Vertreterinnen und Vertreter hat, die sich sehr wohl in der Tradition und im Geiste der 1848er-Bewegung und -Revolution sehen, wo es auch Demonstrationen – sogar bewaffnete! – gegeben hat. 

Ich kann mich erinnern (GR Mag Wolfgang Jung: An 1848!), soweit ich mich an den Geschichtsunterricht, den ich genossen habe, erinnern kann, dass damals sehr große Unruhen waren. Das alles ist ja okay für Sie. Ich vermute, mehrere von Ihnen sind stolz darauf. Aber offenbar soll dieses Demonstrationsrecht nur für Sie und Ihre Vorfahren gelten, nicht für andere in dieser Stadt. (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, aber für österreichische Probleme!)

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Das wird in Wien ganz sicherlich nicht der Fall sein. Es wird in dieser Stadt niemals irgendwelche Demonstrationsverbotzonen für Ausländer geben, die offenbar dann nur für Inländer oder nur für Burschenschafter gelten sollen. Also, das können Sie sich sparen! Das bringt überhaupt nichts. Sie müssen doch feststellen, dass Sie sich mit solchen Aktionen, wie Sie sie hier starten, selbst widersprechen. 

Ich schließe also damit ab, dass ich ganz einfach sage: Ja, es kann sein, dass es in Wien interethnische Konflikte gibt. Wir bedauern es alle. Wenn es diese gibt, sind wir auch alle dafür, dass alles getan wird, was erforderlich ist, um das sehr rasch friedlich zu beenden und in den Griff zu kriegen. (GR Mag Wolfgang Jung: Um es zu verhindern!)

Und die Einzigen, die in dieser Stadt zündeln, sind Sie. Hören Sie auf damit! (Beifall bei den GRÜNEN und der SPÖ.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als nächster Redner hat sich Herr GR Hoch gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe angenommen, dass die Stimmung sehr aufgeheizt sein wird, und werde dem Thema mit einem anderen Zugang begegnen. Ich möchte aber nur zur Kollegin Yilmaz schon sagen: Dass sie Bürger, die ein Demonstrationsrecht in Anspruch nehmen, die Angst haben, als Mob bezeichnet, finde ist ein starkes Stück. Und dass Sie einem Abgeordneten des Hauses eine strafbare Handlung unterstellen, indem er angeblich ausgerufen haben soll: „Anzünden! Anzünden!“, ist nicht wirklich akzeptabel. Ich hoffe, dass Sie sich dann im Anschluss beim Kollegen Aigner entschuldigen, wenn möglich auch von dieser Stelle. (Beifall bei der ÖVP. – Zwischenruf von GRin Nurten Yilmaz. – GR Dipl-Ing Omar Al-Rawi: Aigner muss sich entschuldigen!)

Meine Damen und Herren! Die Taktik der FPÖ, Ausländer als unintegrierbar, als Störfaktoren der Gesellschaft darzustellen, war relativ leicht durchschaubar, als ich den Titel dieser Aktuellen Stunde gesehen habe. Man kann dieses Thema, wie schon gesagt, auch von einer anderen Seite beleuchten. Nach der Massenschlägerei hat das „profil" in dieser Woche geschrieben: „Und plötzlich hatte die Weltpolitik mitten in Favoriten Einzug gehalten." – Das stimmt natürlich nicht. Weltpolitik in der Quellenstraße klingt eher komisch und ist auch nicht richtig. 

Man kann aber einen anderen Erklärungsansatz suchen, wenn wir jetzt einmal nur die Position der SPÖ und auch der GRÜNEN anschauen - Kollegin Korun hat das gesagt -, das als einfache Fußballschlägerei abzutun und dann politisches Kleingeld zu schlagen, indem ich sage: Dass den Favoritner Polizisten 8 000 Überstunden gestrichen wurden, ist grundlegend falsch, meine Damen und Herren von der SPÖ! Vor allem die Kollegen aus Favoriten wissen, dass in der Zeit, in der die ÖVP den Bundeskanzler gestellt hat, gerade der Bezirk Favoriten als einer der wenigen mehr Personal zur Verfügung gestellt bekommen hat. (Beifall bei der ÖVP.) 

Es wurde von unserer Seite sehr wohl gesehen, dass es da Konflikte gibt und dass wir richtig darauf reagieren müssen. Daher ist die Tatsache, die Sie behaupten - 8 000 Überstunden werden nicht ausbezahlt -, falsch, das stimmt nicht! Dafür ist aber auch mehr Personal vorhanden.

Ich habe mir jetzt in Vorbereitung auf diese Aktuelle Stunde die Kultursubventionen des Bezirks angeschaut. Kultur hat sehr viel mit Integration zu tun, Integration auch mit Kultur. Ich wollte es mir einmal von dieser Seite her anschauen und habe mir das Kulturbudget des Bezirks Favoriten der letzten beiden Jahre genau angesehen. Sie wissen, Favoriten hat mit Abstand das größte Kulturbudget aller Wiener Bezirke: knapp 400 000 EUR. Es sind genau 399 400 EUR, die als Subventionen für Vereine, für Kulturaktivitäten vergeben werden.

Jetzt habe ich mir mit meinen Kollegen die Vereine und Organisationen genauer angesehen, die einen migrantischen Hintergrund haben, und bin einmal auf die Summe von 89 000 EUR gekommen. Das heißt, 22 Prozent dieser knapp 400 000 EUR werden direkt an Kulturvereine mit migrantischem Hintergrund vergeben. Wenn ich mir dann noch - und das ist ein Faktum - jene Vereine anschaue, die sehr nahe der SPÖ angesiedelt sind, die als Durchlaufposten gesehen werden, komme ich locker auf 30 Prozent. (GR Dr Matthias Tschirf: Aha!) Für 2007 zeichnet sich genau dasselbe ab, das kann man aber aus Gründen der Seriosität jetzt noch nicht wirklich festmachen. Ich habe den Stand bis Ende Oktober, und ich habe es hier für jeden, den es interessiert, dies einzusehen.

Was ich damit sagen möchte, ist, dass wir Vereine mit sehr viel Steuergeld für Kulturveranstaltungen fördern, die vor allem Kulturveranstaltungen für die eigene ethnische Gruppe sind, aber dabei schauen wir nicht wirklich darauf, dass diese geförderten Veranstaltungen multikulturell sind. Das heißt, sie müssten aus unserer Sicht multiethnisch stattfinden, denn nur dann, wenn sie multiethnisch stattfinden, kann diese Kultur auch eine Brücke zur Integration sein. Das heißt, es hat keinen Sinn, wenn ich nur - weil es heute das Thema ist - reine Türkenveranstaltungen oder nur reine Serbenveranstaltungen subventioniere, sondern es muss auch im Zeichen der Integration stehen, und man muss sich anschauen, dass andere Bevölkerungsgruppen an diesen Veranstaltungen teilnehmen.

Damit das Ganze nachvollziehbar und kontrollierbar passiert, sollte auch der auszahlende Bezirk mehr Möglichkeiten haben. Denn wie passiert es jetzt? - Der Bezirk vergibt die Subvention, hat aber nicht mehr wirklich die Möglichkeit zu kontrollieren, was mit dem Geld passiert, weil die Abrechnung über die MA 7, die hier im Rathaus angesiedelt ist, erfolgt. 

Daher wäre es unser Vorschlag, den Bezirk bei der Abrechnung stärker einzubinden - das kann über den Finanzausschuss des Bezirkes geschehen -, weil damit die auszahlende Stelle einfach viel stärker die Möglichkeit hat nachzuschauen, ob das Geld auch in dem Sinne verwendet wurde, in dem es beantragt wurde. Vorstellbar wäre in weiterer Folge zum Beispiel auch …

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Kollege, bitte den Schlusssatz.

GR Alfred Hoch (fortsetzend): Vorstellbar wäre natürlich auch, dass jene Vereine, die sich wirklich mit integrativen Kulturveranstaltungen befassen, in einem Punktesystem integriert werden und dann einfach auch mehr bekommen. Auf jeden Fall müssen wir einmal weggehen von dieser einfachen Förderpraxis, dass wir nur reine Türkenveranstaltungen, Kroatenveranstaltungen oder Serbenveranstaltungen fördern, sondern wir brauchen multiethnische Veranstaltungen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Bacher-Lagler. Ich erteile es ihm.

GR Norbert Bacher-Lagler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Wie so oft bei Aktuellen Stunden, deren Themen von der FPÖ eingebracht wurden, geht es immer um dasselbe. Egal, ob es um den Tierschutz geht, egal, ob es um Märkte geht, egal, ob es um Bildungspolitik geht, das Thema ist immer das gleiche: Man kommt auf einen Nenner, und das ist die Ausländerfeindlichkeit der FPÖ, die hier versucht, die Bevölkerung gegen andere Bevölkerungsgruppen aufzuschüren. (Beifall bei der SPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte gleich zu Beginn feststellen, dass Wien eine der sichersten Städte Europas und der Welt ist. Wien hat einen Migrationsanteil oder Bevölkerungsschichten mit Migrationshintergrund im Ausmaß von einem Drittel, und in dieser wunderschönen Stadt Wien gibt es fast keine Konflikte. „Fast keine Konflikte" bedeutet, dass es hie und da natürlich Auseinandersetzungen gibt. 

Ich denke daran, dass ich 39 Jahre im 10. Bezirk am Laaer-Berg gelebt habe und als Kleinkind dort Fußball gespielt habe, wo heute das Franz-Horr-Stadion ist. Ich habe mir eigentlich nie vorstellen können, dass dort alle 14 Tage die Polizei mit was weiß ich, wie vielen Autos herbeifährt, um die Zuschauer des Fußball-Matches zu schützen. Ich würde jetzt folgenden Vergleich ziehen: Wollen Sie auch diese Fußball-Matches verbieten, weil es zu Auseinandersetzungen von österreichischen Staatsbürgern ohne Migrationshintergrund kommen kann? Ich würde meinen, dass das ein schwacher Ansatz ist, und ich würde auch meinen (GR Dr Herbert Madejski: Die Italiener machen das schon!), dass Ihre Intention hier am falschen Platz ist. (Beifall bei der SPÖ.)

Wien ist sicher, weil der Großteil der Gemeinderatsfraktionen zur Integrationspolitik im Wiener Rathaus steht. Wien ist sicher, weil wir als einzige Stadt - auch europaweit - Institutionen haben, die sehr eng mit der Wiener Polizei zusammenarbeiten, wie zum Beispiel die MA 17, deren Intention es ist, die Vernetzung der Kulturvereine, die Vernetzung der kulturellen Vielfalt und der Sprachen, die Vernetzung der jeweiligen Glaubensgemeinschaft praktisch durchzubringen und auch dementsprechend zu gestalten. Daher ist es auch wichtig, dass wir die Informationen aus diesen Communities erhalten, um die Probleme im Vorhinein zu bemerken und dementsprechend Antworten zu geben, wie man diese Probleme löst.

Ein Beispiel dafür ist „ATIB“ im 20. Bezirk, wo dieser Kulturverein gemeinsam mit der Bevölkerung sein Projekt diskutiert und gestaltet wo regelmäßig Informationsveranstaltungen durchgeführt werden, wo selbst der Kulturverein daran interessiert ist, die Gespräche mit den AnrainerInnen zu führen, um tatsächlich die negativen Stimmungen oder die Vorurteile auszuräumen. Das ist doch ein Zeichen dafür, wie es funktionieren kann!

Das gilt auch im 10. Bezirk - die Vorredner haben es schon andiskutiert -, wo es auch - unter Anführungszeichen - Auseinandersetzungen gibt, was die jeweiligen Bedürfnisse von Fußballanhängern anlangt. Aber auch dort hat es ausgezeichnet funktioniert. Die Favoritner Polizei, die Wiener Polizei hat relativ rasch diese Auseinandersetzungen praktisch in den Griff bekommen.

Aber die Einschätzung der Wiener Polizei und die Vorgangsweise ist auch insofern sehr richtig und angemessen, als sie sagt: Demonstrationsfreiheit ist ein Grundrecht der Bevölkerung, und die Polizei bewacht nicht Demonstrationen, sondern begleitet sie. Dort sind sie immer in der Richtung unterwegs, dass sie sagen, sie arbeiten auf Deeskalation hin, sollte es bei Demonstrationen Auseinandersetzungen geben.

Ich meine, dass es auch sehr wichtig ist, Folgendes zu sagen. Die Demonstrationen, die in den letzten Wochen in Wien stattgefunden haben, waren offiziell angemeldete Demonstrationen! Ab dem Zeitpunkt, zu dem Vereine die Demonstrationen anmelden, haben sie nicht die Absicht, etwas zu verheimlichen, sondern da haben sie nur die Absicht im Sinn des demokratischen Grundwerts der Demokratie, Versammlungsfreiheit, Demonstrationsfreiheit, die Freiheit auf eigene Meinung und die Freiheit auf eigene Religionsausübung entsprechend zu formulieren. Ich meine, dass das nicht verboten gehört, sondern gerade diese Meinungsfreiheit, diese Offenheit der Stadt für die jeweiligen Themen macht diese Stadt auch so lebenswert. 

Die einzige Gefahr, die in dieser Stadt besteht, sind Sie von der FPÖ, die hier Hass schürt, die hier Bevölkerungsgruppen gegeneinander aufhusst. Ich appelliere an Sie: Hören Sie auf mit dieser Politik! Kommen Sie auf den Boden der friedlichen Auseinandersetzungen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Aktuelle Stunde ist somit beendet.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, ersuche ich Sie, sich von den Sitzen zu erheben.

Mit großem Bedauern mussten wir zur Kenntnis nehmen, dass am 5. November 2007 Frau Mag Eva Petrik im 76. Lebensjahr verstorben ist. Frau Petrik gehörte als Mandatarin der ÖVP von 1983 bis 1991 dem Wiener Gemeinderat und Landtag an und war zuletzt auch Dritte Vorsitzende des Gemeinderates. Ihr besonderes Engagement galt der außerschulischen Jugenderziehung und Erwachsenenbildung. Sie war Mitglied im Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Familie und Soziales und im Kuratorium für Psychosoziale Dienste. In ihrem gesellschaftspolitischen Einsatz wurde Frau Mag Petrik mit dem Goldenen Ehrenzeichen für Verdienste um die Republik Österreich ausgezeichnet. Wir werden ihr ein ehrendes Andenken bewahren. - Danke schön.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich gebe gemäß § 15 Abs 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern der Freiheitlichen 5, des Grünen Klubs 9 und des ÖVP-Klubs 6 eingelangt sind. 

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Klubs der Freiheitlichen 1, des Grünen Klubs kein, des ÖVP-Klubs 1 und des sozialdemokratischen Klubs kein Antrag eingelangt. Den Fraktionen wurden die Anträge bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 6 und 7, 9 und 10, 15 und 16, 18 bis 22, 25, 27, 30 bis 35, 37, 40 bis 42, 44 bis 50 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zum Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderates zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates gegeben ist. 

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 28 zum Schwerpunkt-Ver-
handlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 17, 23, 24, 26, 36, 38, 39, 51, 43, 1, 2, 3, 4, 5, 8, 29, 11, 12, 13 und 14. Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt die Postnummer 28 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Umwidmung einer für den Theaterverein Wien bereits genehmigten Subvention an die Kulturzentrum Kabelwerk GmbH. Ich ersuche die Berichterstatterin, Frau Mag Straubinger, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. Zum Wort gemeldet hat sich Herr Mag Stefan. Erstredner haben, wie bekannt, eine Redezeit von 40 Minuten. - Bitte.

GR Mag Harald Stefan (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Vorerst einmal zum eigentlichen Akt: Errichtung eines Kulturzentrums auf dem Gelände des ehemaligen Kabelwerkes. Wir Freiheitliche stimmen dem zu, obwohl wir - wie ich in der Folge noch feststellen werde - eine gewisse Skepsis gegenüber der Abrechnung von Kultursubventionen haben. Daher fällt es uns nicht ganz leicht, aber wir wollen hier doch in erster Linie einmal einem Projekt im Kabelwerk, in einem dicht besiedelten Raum, zustimmen, um dort einen Impuls setzen zu können und eine Infrastrukturmaßnahme im kulturellen Bereich zu fördern. Daher ergibt sich hier unsere positive Einstellung. 

Aktuelles Thema ist ein in den Medien diskutierter Bericht des Kontrollamtes über das International Theatre, aus dem hervorgeht, dass dort eine sehr kreative Form der Abrechnung stattgefunden hat. Auf Grund der gesetzlichen Vorschriften der Gemeinde Wien und der Stadt Wien ist es nicht möglich, jetzt über diesen Kontrollamtsbericht zu diskutieren. Er ist in etwa ein halbes Jahr alt und wird in ungefähr einem halben Jahr so weit veröffentlicht sein, dass man darüber sprechen darf. 

Tolle Sache: Ein Jahr, nachdem die Dinge auf dem Tisch liegen, und mehr als eineinhalb Jahre, nachdem die Verfehlungen stattgefunden haben, kann dann die Diskussion stattfinden! Man sieht schon, dass hier etwas im Argen liegt. Aber darüber haben wir hier schon zu einem anderen Zeitpunkt diskutiert, dass die Kontrollamtsberichte viel früher und ganz anders zur Diskussion vorliegen sollten. 

Wie schaut es also nun aus mit diesen Kontrollamtsberichten, die ja immer den Finger auf die Wunde legen, wo Abrechnungen nicht ordnungsgemäß passieren? Wir haben in den letzten Jahren - wenn man nur einmal auf die letzten fünf, sechs Jahre zurückblickt - regelmäßig sehr ernüchternde Berichte bekommen. Ich greife nur ein paar heraus.

Zum Beispiel: Vereinigte Bühnen Wien, wirtschaftliches Ergebnis des Musicals „Wake Up". Da hat das Kontrollamt festgestellt, dass die Vereinigten Bühnen keinerlei Aufzeichnungen darüber hatten, wie eine Produktion abzurechnen ist, was für einen Erfolg eine Produktion hat, wie damit umzugehen ist, sodass sie in Wirklichkeit gar keine wirtschaftlichen Daten hatten. Daher hatten sie intern ein sehr großes Problem. Die Vereinigten Bühnen Wien sind, wie wir wissen, einer der größten Subventionsnehmer dieser Stadt. 

Oder: Wiener Festwochen GesmbH, ebenfalls ein großer Brocken bei Subventionen. Da wurde festgestellt, dass die internen Zuordnungen der Kosten nicht wirklich funktionieren, da wurde auch festgestellt, dass dort ein Subventionsbedarf pro Sitzplatz im Schnitt von 300 EUR, bei - unter Anführungszeichen - Spitzenproduktionen von bis zu 1 000 EUR und darüber hinaus entstanden ist. Über 1 000 EUR pro Sitzplatz bei einer Produktion! Das ist eine unglaubliche Zahl, aber das hat das Kontrollamt unter anderem dankenswerterweise festgestellt. 

Die Reaktion darauf war: Na ja, es handelt sich hier um besonders anspruchsvolle Produktionen. Das finde ich immer besonders schön, wenn wir dann erfahren, dass das offenbar zu hoch fürs Publikum war und dieses daher ausgeblieben ist.

Verein Wiener Symphoniker, auch ein ganz wichtiger Bericht: Hier hat das Kontrollamt schon vor sechs oder sieben Jahren festgestellt, dass es so nicht weitergehen kann, weil die Wiener Symphoniker mit den finanziellen Gegebenheiten nicht auskommen. Das Hauptproblem war - und das wurde damals schon festgestellt -, dass Pensionsregelungen getroffen wurden, Sonderpensionsregelungen, die einfach nicht mehr finanzierbar waren. Die Aufforderung des Kontrollamtes lautete natürlich damals schon, konkrete Maßnahmen zu treffen. Ergebnis gab es keines: Sechs Jahre später wurde in einem neuen Bericht festgestellt, dass bis dahin keinerlei Veränderung vorgenommen wurde. 

In der Zwischenzeit sind natürlich die Subventionen weitergelaufen. Es wurde zuletzt sogar darüber nachgedacht, die Subvention noch massiv zu erhöhen, weil eben dieser finanzielle Bedarf besteht. Aber Tatsache war, dass hier ein strukturelles Problem sechs Jahre lang trotz konkreter Aufzeichnung weitergeführt wurde und die handelnden Personen bei den Wiener Symphonikern, wie das Kontrollamt relativ hart festgestellt hat, resistent gegen jede konstruktive Kritik und daher in Wirklichkeit reformunwillig waren. Dass das jetzt anders ist, ist letztlich nur dem massiven politischen Druck zu verdanken. Aber etwas sechs, sieben Jahren lang so laufen zu lassen, ist schon bezeichnend. 

Oder: Rabenhof Theater. Das war ja auch ein besonderes Schmankerl, als man festgestellt hat, dass ein der SPÖ nahe stehender Leiter dieses Theaters eine sehr schlampige Buchführung hatte. Er hat seine Belege nur in Schuhkartons gehabt. Er hat offensichtlich auch einen Bordellbesuch mit der Subvention finanziert. Es waren jedenfalls doch ziemlich wilde Dinge, die da hervorgekommen sind. Auch das hat sich über Jahre hingezogen, und auch da hat es zwischendurch keine ordnungsgemäße Abrechnung gegeben, eine verspätete Abrechnung - alles ohne Konsequenz, also auch hier ein sehr ernüchternder Bericht. 

Das WUK, an sich schon ein besonderer Freund von uns als Subventionsnehmer, war am Rand des Konkurses, weil dort die Ausgaben explodiert sind. Auch das hat das Kontrollamt festgestellt. 

Oder: Verein ImPulsTanz und Wiener Tanzwochen. Sehr ungenügende Abrechnungen, sehr schlampige Buchhaltung.

Odeon Theater: In-sich-Geschäfte, keine fristgerechte Erstellung der Jahresabschlüsse, keine ordnungsgemäße Abrechnung. Interthalia Theater: dasselbe.

Ich könnte also hier wirklich massenhaft aufzählen, was es allein in den letzten sechs Jahren gegeben hat. Man sieht daran, dass offensichtlich gerade im Kulturbereich - das dürfte vielleicht mit den dort handelnden Personen zu tun haben - sehr locker mit Geld umgegangen wird, und dann kommt immer ein Totschlagargument. Wenn die Opposition kritisiert oder wenn auch das Kontrollamt kritisiert, dass die Gelder anders einzusetzen sind, kommt immer das Totschlagargument: Na ja, dann müssten diese Institutionen zusperren, und dann haben wir sie nicht mehr; wollen Sie das? Das kann es ja auch nicht sein, also geben wir ihnen lieber mehr Geld.

Das ist natürlich pädagogisch wertlos, das ist keine Frage. Denn wenn ich immer nachgebe - ja, ich habe auch Kinder, ich weiß, wie das ist, wenn man immer nachgibt, wenn man dem Drängen immer nachgibt -, dann werden die Forderungen natürlich immer höher. In Wirklichkeit werden sie, in dem Fall diese Kulturinstitutionen, natürlich eines wissen: Sie müssen sich nicht daran halten, denn letztlich gibt der Subventionsgeber ohnehin nach, weil er ja immer unter diesem Druck steht, dass es sonst diese Institution nicht mehr gibt. 

Das ist natürlich ein katastrophaler Zustand! Den muss man durchbrechen, auch wenn es vielleicht einmal schmerzhaft ist. Man muss zumindest einmal ernsthaft Grenzen ziehen, um diese Praxis abzustellen. Denn es geht nicht an, dass man immer mit Samthandschuhen vorgeht und dann im Ergebnis feststellt, dass hier Steuergelder nicht ordnungsgemäß verwendet wurden oder Steuergelder zumindest sehr locker verwendet wurden, dass es immer wieder notwendig ist, die Subvention zu erhöhen, und dass man sich eben erpressbar macht.

Das Kontrollamt hat zum Beispiel sehr konkret im Zusammenhang mit der Prüfung der Förderung interkultureller Aktivitäten erstaunlicherweise festgestellt: Das Kontrollamt empfahl, Antragsteller, die wiederholt die vereinbarten Abrechnungsfristen missachten und auf Mahnungen der MA 7 nicht reagieren, auf eine gewisse Dauer für eine weitere Förderung zu sperren. Dies hätte auch den Vorteil, dass neue Antragsteller, denen bisher rein aus budgetären Gründen Absagen erteilt werden mussten, leichter zu einer Förderung kommen würden. 

Eine harte Ansage, keine Frage! Aber ich bin mir sicher, wenn man das einmal durchzieht, dass es eben erzieherischen Wert hätte und dass dann anders reagiert wird auf das, was die MA 7 verlangt. Das dürfen auch die Stadt Wien und der Steuerzahler erwarten. 

Das Kontrollamt empfahl hier zum Beispiel weiter, bei Fristüberschreitungen die Mahnungen zur Vorlage der Nachweisung der widmungsgemäßen Verwendung der gewährten Förderung zeitnäher anzusetzen beziehungsweise bei erfolgloser Zweit-Urgenz die Rückforderung der Förderungen anzudrohen. Und natürlich auch keine weitere Förderung, wenn keine ordnungsgemäße Abrechnung erfolgt. 

All das gibt es an konkreten Maßnahmen, die vom Kontrollamt gefordert werden. Es wäre hier Aufgabe der Praxis in Wien, der MA 7 und des Kulturstadtrates, sich das zu Herzen zu nehmen, auch jetzt anhand dieses konkreten Beispiels, dass man sich nicht immer darauf ausreden und sagen kann: Das ist der Subventionsnehmer, da kann ich nicht hineinschauen, ich kann ja nicht verlangen, dass der Subventionsnehmer so und so 
agiert, und ich habe hier keinen Einfluss.

Spätestens dann, wenn man keine Abrechnung bekommt, wenn man von derartigen Umtrieben erfährt - wie eben jetzt zum Beispiel von dieser kreativen Abrechnung im konkreten Kontrollamtsbericht -, spätestens dann muss man reagieren. Man kann meines Erachtens durchaus auch verlangen, dass es personelle Konsequenzen beim Subventionsnehmer gibt. Es geht nicht um unmittelbares Hineinregieren in eine GesmbH oder einen Verein, aber ich kann sagen: Mit diesen Personen, die in der Vergangenheit so agiert haben, arbeiten wir nicht mehr zusammen, dort fließt kein öffentliches Geld hin, weil es nicht ordnungsgemäß verwendet wird. 

Das sind durchaus notwendige Maßnahmen. Ich weiß schon, dass es sicherlich unangenehm ist. Wenn man mit diesen Menschen ständig konfrontiert ist, dann hat man eine Beißhemmung, das ist mir vollkommen klar. Aber der Steuerzahler und auch die Kulturinteressierten der Stadt Wien haben ein Recht darauf, dass das Geld, das im Kulturbereich aufgewendet wird, ordnungsgemäß verwendet wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Nehmen Sie daher die heutige Sitzung und zumindest den einen, wirklich katastrophalen Bericht, aber auch die sonst sehr ernüchternden Berichte zum Anlass, die Praxis zu ändern, und erhöhen Sie damit die Effektivität der Kultursubventionen in Wien. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Mein Vorredner hat bereits eine ganze Reihe von Kontrollamtsberichten aus dem Bereich der Kultur angeführt, die wir in den letzten Jahren gelesen haben, die wir diskutiert haben. Immer wieder aufs Neue müssen wir feststellen, dass in diesen Kontrollamtsberichten viel zu oft Missstände deutlich aufgezeigt werden - dank der wirklich hervorragenden Arbeit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kontrollamtes - und dass viel zu oft den Empfehlungen des Kontrollamtes und den eingeforderten Konsequenzen des Kontrollamtes nicht Folge geleistet wird.

Kollege Stefan hat eine ganze Reihe von durchaus, sagen wir einmal, beeindruckenden Berichten zitiert. Der Bericht über den Verein Rabenhof war sicherlich ein solches Highlight, auch wenn ich mich an Bordellbesuche nicht erinnern kann, sondern nur an bezahlte Pay-TV-Rechnungen aus einem Hotel. Auch da kann man die Fragen stellen: Ist das Sinn und Zweck von Subventionen, Pay-TV im Hotel zu bezahlen? Ich persönlich meine: Nein.

Das waren allerdings einzelne Schmankerl aus diesem Bericht, der aufgezeigt hat, dass hier ganz offensichtlich einiges falsch gelaufen ist. Es hat lange gebraucht - und mehr als den Kontrollamtsbericht gebraucht -, bis der Stadtrat die Notbremse gezogen und tatsächlich eine neue Führung im Rabenhof eingesetzt hat, die jetzt, glaube ich, unbestrittenermaßen hervorragende Arbeit leistet. 

Tatsächlich ist es aber so, dass im Kulturbereich viel zu oft Fälle auftreten, dass Subventionsnehmer offensichtlich nicht ordnungsgemäß abrechnen, Subventionen mehr oder weniger widmungsgemäß verwenden, dass Konsequenzen viel zu spät gezogen werden oder solches Verhalten oft gar nicht auffällt. Aus meiner Sicht hat das wohl mit mehreren Dingen zu tun. 

Es gibt Fälle, in denen es sich offensichtlich um Organisationen oder Institutionen handelt, die aus unterschiedlichsten Gründen bevorzugt werden. So ein Fall ist sicherlich das Birdland. Der Kontrollamtsbericht des Birdland war verheerend, Konsequenzen sind keine gezogen worden, und es ist offensichtlich geworden, dass es sich auszahlt, wenn man mit dem Bürgermeister befreundet ist, dass man dann keine Auflagen für die Subventionen bekommt, dass es dann keine Eigentumsvorbehalte beim Ausbau von Institutionen gibt und dass auch die allergrundlegendsten Regeln der Ausschreibung und der Abrechnung nicht eingehalten werden müssen. Das Ganze wird dann lapidar beantwortet mit dem Hinweis, dass es sich um einen Fall von besonderer Dringlichkeit gehandelt hätte und es daher nicht möglich gewesen wäre, die Richtlinien der Stadt Wien über die Vergabe von Baukosten, von Investitionskosten zu überbinden. 

Dann gibt es jene Fälle, in denen Subventionsnehmer ganz offensichtlich überfordert sind. Vielleicht sind das kleine Vereine, die keine eigene Buchhaltung haben; da hat niemand eine Ausbildung, da weiß auch niemand, dass man Rechnungen nicht in Schuhschachteln ablegt. 

Das alles ist zur Kenntnis zu nehmen, aber es ist auch zu ändern! Denn schlussendlich handelt es sich hier immer um öffentliche Subventionen, um Steuergelder, und die sind anders zu behandeln, als wenn ich als Privatverein mit meinem eigenen Geld tun und lassen kann, was ich will. Auch wenn es sich hier oft um sehr kleine Subventionen handelt, ist es, glaube ich, wirklich wichtig, darauf zu achten, dass diese ordnungsgemäß verwendet und abgerechnet werden. 

Kollege Stefan hat den Fall der Vorschläge des Kontrollamtes im Bereich des Interkulturellen gesprochen. Diese Vorschläge des Kontrollamtes sind sinnvolle Vorschläge, sie machen Sinn. Wurde dem Folge geleistet? Wir wissen es nicht, und ich befürchte eher: Nein. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Oft kommt, wenn wir von der Opposition diese Zustände kritisieren, der Vorwurf, wir wären kulturfeindlich. Aber, sehr geehrte Damen und Herren, hier geht es nicht um Kulturfeindlichkeit, ganz im Gegenteil! Wir stehen dazu, dass Kultureinrichtungen öffentliche Subventionen bekommen. Wir freuen uns, wenn das Budget erhöht wird, so wie im nächsten Jahr. Wir glauben, dass dies wichtige Investitionen in die Zukunft der Stadt sind. Aber wir dringen auch darauf, dass diese Steuermittel ordnungsgemäß eingesetzt werden. 

Wenn es nun, vom Kontrollamt aufgezeigt, zum Beispiel auch den Fall gibt, dass die MA 7 in der Abrechnung offensichtliche Unregelmäßigkeiten übersieht oder nicht bemerkt - wie zum Beispiel im Fall der Filmschule, als viele Rechnungen gar nicht auf den Subventionsnehmer ausgestellt waren, sondern auf einen völlig anderen Verein -, dann glaube ich nicht, dass es sich hier um Bösartigkeit handelt, sondern vielleicht auch darum, dass es nicht genug Personal gibt, um entsprechende Kontrollen zu machen und sicherzustellen, dass mit den Steuermitteln ordnungsgemäß umgegangen wird. 

Das heißt, ich glaube, dass es mehr Personal in der MA 7 braucht, um diese Kontrollen zu vollziehen. Ich glaube aber auch, dass es ein politisches Bekenntnis des Stadtrates dazu braucht, solche Vorgänge abzustellen und durchaus in aller Deutlichkeit und Härte auch Konsequenzen zu ziehen. Umso ärgerlicher ist es, wenn wir im Fall des International Theatre den Eindruck gewinnen müssen, dass bei sehr konkreten Empfehlungen des Kontrollamtes auf sehr konkrete Vorwürfe, die wir den Medien entnehmen konnten und in den letzten Wochen diskutieren konnten, die Konsequenzen nicht entlang den Vorgaben des Kontrollamtes gezogen werden. 

Das Kontrollamt macht das ja nicht zum Spaß. Ich habe noch keinen Kontrollamtsbericht gelesen, bei dem ich das Gefühl hatte, da wird jemand schikaniert, gepiesackt oder auf andere Weise schlecht behandelt. Ja, es gibt immer wieder, sagen wir einmal, freundliche Auseinandersetzungen mit Subventionsnehmern. Es gibt Meinungsunterschiedlichkeiten, es gibt unterschiedliche Positionen. Aber ich hatte noch nie das Gefühl, dass jemand im Bereich der Kultur - und ich kann vor allem und eigentlich ausschließlich in dem Fall für die Kultur sprechen - vom Kontrollamt gepiesackt worden wäre und dass hier irgendjemand auf Bestemm jemandem etwas Schlechtes tun wollte. 

Nein, hier geht es um die Frage: Wie werden unsere Steuermittel eingesetzt? Wie werden sie abgerechnet? Und geschieht das in jener Weise, wie es ordentliche Buchführung verlangt und wie es all jene anderen Kulturinstitutionen, die es richtig machen - und das ist der größte Teil -, verlangen können?

Es ist nämlich nicht in Ordnung, dass manche tun und lassen können, was sie wollen, ohne dass Konsequenzen gezogen werden, und dass damit diejenigen, die es richtig machen und sich an die Regeln halten, die Angeschmierten sind. Dafür gibt es eine ganze Reihe von Fällen - das Birdland ist einer -, in denen es offensichtlich nicht notwendig ist, dass man Ausschreibungen macht, und in denen es total okay ist, dass man sich bei einer Baukostensubvention Parkscheine und Eröffnungsfeste zahlen lässt. 

Was sollen denn alle jene Kulturinstitutionen - und das ist der allergrößte Teil -, die das alles richtig machen, die bis spät in die Nacht vor dem Computer sitzen und Kassaeingangszettel in ihre Excel-Listen oder Buchhaltungsprogramme hineintippen, was sollen alle jene Theater, die ihre Einnahmen nicht irgendwo auf der Seite verschwinden lassen, sondern ganz ordnungsgemäß abrechnen, dafür ihre Vergnügungssteuer abführen, dafür ihre Einkommens- und sonstigen Steuern, die notwendig sind, abführen, was sollen sich die denn denken, wenn es andere gibt, die das ziemlich ohne Konsequenzen einfach so tun können? 

Das Kontrollamt macht gute und sinnvolle Vorschläge. Wenn man diejenigen der letzten Jahre Revue passieren lässt, dann waren sie durchaus auch immer mit Augenmaß erstellt. Warum sie nicht umgesetzt werden und warum wir immer und immer wieder die gleichen Vorwürfe und Fälle haben, ist mir nicht erklärlich. Das halte ich für ein grundsätzlich strukturelles Problem in der Kultur. 

Wir haben vor einigen Monaten zu diesem Thema einen Prüfantrag an das Kontrollamt eingebracht. Da haben wir uns auf 53 Seiten Berichte der letzten fünf, sechs Jahre angeschaut und das Kontrollamt gebeten zu überprüfen, ob die Empfehlungen des Kontrollamtes umgesetzt werden. Das sind teilweise ganz kleine Empfehlungen, wo man sich denkt, das kann ja nicht so schwer sein - und wir hoffen, dass es auch nicht so schwer war -, und es gibt Empfehlungen, die durchaus an die Substanz und an Strukturelles gehen. Wir hoffen auch hier, dass der Bericht des Kontrollamtes sagen wird: Es hat sich alles geändert, es ist jetzt alles super, und es wird nie wieder vorkommen. 

Leider habe ich, wenn ich mir die Berichte der letzten Monate anschaue, den Eindruck, dass die Vorgehensweise des Stadtrates zum Beispiel gegenüber dem International Theatre durchaus problematisch ist. Denn eine der Forderungen des Kontrollamtes - so entnehme ich den Medien - war, eine neue Leitung für die kaufmännische Führung des Theaters als eine Vorgabe für weitere Subventionen vorzuschlagen. Da geht es nicht darum, dass man in irgendeine künstlerische Freiheit eingreift, da geht es nicht darum, irgendeine Form von künstlerischer Bewertung vorzunehmen, sondern schlicht darum, Folgendes festzuhalten: Wenn es derartige Praxen gegeben hat, dann sollte man öffentlichen Subventionen nur noch vergeben, wenn tatsächlich jemand, der ganz offensichtlich der Buchhaltung, der Buchführung und der kaufmännischen Leitung mächtig ist, dies auch tut. 

Diese Bedingung wurde nicht erfüllt, sondern stattdessen wurden Gelder vergeben, und das noch dazu auf Basis eines Aktes, der uns von der Opposition glauben machen musste, dass es hier einen Kontrollamtsbericht gibt, der vorschlägt, dass man die Subventionen reduziert, der aber in keiner Weise auf die durchaus tiefgreifenden Vorwürfe des Kontrollamtes Hinweise gegeben hat. Ich sage es Ihnen ganz offen und ehrlich: Hätte ich davon gewusst, ich hätte dem nicht zugestimmt! 

Ich habe durchaus das Gefühl, das ist tatsächlich ein Vertrauensbruch gewesen. Denn bisher - und so möchte ich es eigentlich halten - gehe ich davon aus, dass mir nur Akten vorgelegt werden, die in Ordnung sind, wo jemand sich überlegt, warum das Sinn macht, dass das eine sinnvolle Vorgehensweise ist, wo man vielleicht politisch unterschiedlicher Meinung sein kann, aber wo es keine gröberen Vorkommnisse gibt. 

In diesem Fall gibt es die offensichtlich, und es wurde ganz schnell, bevor der Kontrollamtsbericht veröffentlicht wurde beziehungsweise bevor er im Kontrollausschuss diskutiert werden konnte, die Subvention beschlossen und uns als Opposition relevante Information vorenthalten. Ich halte das für eine ganz problematische Vorgehensweise und bin einigermaßen empört darüber, dass hier so vorgegangen wird, dass man hier quasi unser Vertrauen auf diese Weise auch missbraucht. (GR Harry Kopietz, den Saal betretend und dabei ein Gespräch führend: Das genügt mir schon ...!)

Ich möchte noch einmal auf die Empfehlungen und Vorwürfe des Kontrollamtes in den letzten Jahren eingehen, die sich in der Kultur gehäuft haben, und Ihnen ein Bild davon geben, was alles hier immer wieder aufs Neue kritisiert wurde. 

In den Jahren ab 2001 wurde etwa sieben Mal in einem Kontrollamtsbericht darauf hingewiesen, dass nicht vorgelegte Unterlagen oder Abrechnungen nicht zeitgerecht urgiert wurden, dass es keine zeitgerechte oder eine ungenaue Prüfung von Abrechnungen gegeben hat, dass keine Budgets überprüft wurden oder Abweichungen hinterfragt wurden, dass es keine Umwidmungen von Förderungen durch den Gemeinderat gegeben hat, wenn sie anders als ursprünglich gewidmet verwendet wurden, dass mangelhaft dokumentiert wurde, wie bestimmte Abläufe magistratsintern funktionieren. 

Zehn Mal - zehn Mal! - wurde kritisiert, dass es keine ausreichende Überbindung von Förderkriterien gibt. Mehrmals wurde vom Kontrollamt darauf hingewiesen, dass es Sinn machen würde, wenn die MA 7 den Fördernehmerinnen und Fördernehmern sehr deutlich mitteilt, wie die Abrechnungen zu erfolgen haben, wie sie auszusehen haben, was zweckgemäße Förderung bedeutet, aber dann auch Konsequenzen zieht, wenn diese Förderungen anderweitig verwendet werden, beziehungsweise sie umwidmet. 

Drei Mal wurden nicht widmungsgemäß verwendete Beträge nicht zurückgefordert. Drei Mal hat jemand Geld nicht widmungsgemäß verwendet, das Kontrollamt hat gesagt, man muss es zurückfordern, und das ist nicht passiert. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Diese Vorgänge werfen ein schlechtes Licht auf die Kultur, und das ist unfair gegenüber all jenen, die es richtig machen, die sich bemühen, die sich an die Regeln halten und die all das tun, was wir selbstverständlich von ihnen erwarten. Ich halte das für sehr problematisch und hoffe sehr, dass der Stadtrat die notwendigen Konsequenzen ziehen wird, sei es mehr Personal dort, wo überprüft werden muss, oder sei es dort, wo es darum geht, Konsequenzen zu ziehen. Ich wünsche mir, dass wir solche Berichte nicht mehr auf den Tisch bekommen.

Natürlich wird es immer wieder schwarze Schafe geben; dazu ist das Kontrollamt auch da. Aber was sich hier deutlich zeigt, ist, dass es gewissermaßen eine Schlampigkeit gibt, die in den letzten Jahren eingerissen ist. Das, sehr geehrte Damen und Herren, können wir uns meiner Ansicht nach bei den Volumina an Steuermittelgeldern, um die es da geht, nicht leisten. Wir GRÜNE werden ganz sicherlich nicht zulassen, dass auf diese Weise vorgegangen wird, und werden immer laut unsere Stimme erheben, wo dies notwendig und angebracht ist. 

Ein Letztes zu dem Antrag der ÖVP zum Thema Kabelwerk: Wir begrüßen die Umwandlung des Kabelwerkes in ein niederschwelliges Kulturzentrum im 12. Bezirk. Unsere Bezirksgruppe hat lange dafür gekämpft, gemeinsam mit unseren Abgeordneten, dass es dort tatsächlich weiterhin eine kulturelle Nutzung geben kann und geben wird. Das freut uns sehr. 

Wir glauben aber auch - und da geben wird durchaus der ÖVP recht -, dass es notwendig ist, das Ganze auf möglichst saubere und betriebswirtschaftliche Weise abzuwickeln. Daher werden wir dem Antrag auf einen Masterplan, der einen Businessplan enthält, der Angaben über betriebswirtschaftliche Kontrollen und Ähnliches mehr enthält, unterstützen. Denn der Akt zum Kabelwerk, den wir vor einigen Wochen im Ausschuss hatten, war eher so wie ein Rätsel. Man musste sich hinsetzen und einmal irgendwie jede einzelne Zahl auseinander kletzeln, dann musste man sich sozusagen mittels logischer Eingebung überlegen, was das bedeuten konnte, und schließlich konnte man im Ausschuss nachfragen, ob das richtig ist oder nicht. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Das ist nicht die Art und Weise, wie wir uns vorstellen, dass 5 Millionen EUR in dieser Stadt vergeben werden. Wir als Opposition erwarten uns vollständige Informationen, und deshalb werden wir gerne diesen Antrag der ÖVP unterstützen.

Was den Antrag zum International Theatre betrifft, werden wir auch den gerne unterstützen. Denn wir fordern die sofortige und konsequente Umsetzung der Empfehlungen des Kontrollamtes und glauben, dass es wirklich wichtig ist, gerade in solchen Fällen nicht den Eindruck zu vermitteln, dass es in Ordnung ist, wenn man die eine oder andere Einnahme verschwinden lässt, dass es in Ordnung ist, wenn Schauspielerinnen und Schauspieler ohne Verträge, ohne Anstellungen und ohne jede Form von Absicherung im Hause spielen. 

Wir glauben nicht, dass es in Ordnung ist, wenn in dieser Weise vorgegangen wird. Deshalb fordern wir dringend Konsequenzen, und wir fordern, die Empfehlungen des Kontrollamtes umzusetzen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr Dr Wolf. Ich erteile es ihm.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Marie Ringler hat den real existierenden Kultursozialismus sehr gut beschrieben - die Zustände, wie sie im Kulturbereich gelten -, und ich kann eigentlich auch mit dem vorliegenden Akt nahtlos anschließen. Es geht um die Umwidmung einer Subvention. Interessant ist ja die Vorgeschichte: Im Dezember vergangenen Jahres, also vor fast genau einem Jahr, wurde ein Antrag auf die Subvention in Höhe von 5 Millionen EUR für den Wiener Theaterverein gestellt, um das Kabelwerk - und dann wurden die Angaben nicht mehr ganz präzise - zu errichten, zu betreiben, zu finanzieren oder was immer. 

Wir haben daran Kritik geübt, und wir haben gesagt: Wir sind für das Kabelwerk, wir sind für diese niederschwellige Kultureinrichtung, wir sind dafür, dass in diesem neuen Stadtteil Kultur geboten wird, aber wir wollen wissen: Wofür wird das Geld ausgegeben? Nach welchem Konzept? Und legen Sie uns doch genaue und präzise Pläne vor. 

Das ist nicht geschehen, aber nun, ein Jahr später, werden 2 Millionen EUR vom Theaterverein auf eine neu gegründete GesmbH umgewidmet, 1 Million EUR ist offenbar ausgegeben, und weitere 2 Millionen EUR müssen wohl in Zukunft noch umgewidmet werden. Da frage ich: Was ist das für eine Praxis, sich 5 Millionen EUR genehmigen zu lassen und dann im Laufe der nächsten Jahre Stück für Stück Umwidmungen vorzunehmen, damit das alles seine formale Richtigkeit hat? (GRin Mag Marie Ringler: Das ist schon in Ordnung, wenn es ordnungsgemäß ausgegeben wird! Aber der Akt ist unverständlich!) 

Es ist in Ordnung, wenn es am Ende ordentlich ist. (GRin Mag Marie Ringler: Wenn ich vollständige Informationen bekomme ...!) Nur frage ich mich - und ich hoffe, Sie sich auch -, warum wir zwei oder drei Jahre brauchen, bis die Gelder formal dort landen, wo sie landen sollen. Das ist doch eine absurde Situation. 

Ich glaube - es wurde schon gesagt, und man kann das nur unterstützen -, bei Subventionsvergaben ist, da es um öffentliche Mittel geht, mehr Sorgfalt angesagt, mehr Präzision, mehr Verantwortlichkeit von allen Beteiligten und mehr Ordnung. Und es muss Konsequenzen geben, wenn etwas schief geht. 

Es ist auch schon gesagt worden, dass es seit vielen Jahren eine immer wieder gleich bleibende Kritik des Kontrollamtes gibt, und es ändert sich nichts. Man könnte ohne Weiters hier weitere Beispiele anführen, die noch nicht genannt wurden, etwa dass beim WZW Subventionszusagen gegeben werden, noch ehe der Antrag eingebracht worden ist. Das ist überhaupt eine sehr skurrile Situation: Man sagt, es gibt Subventionen, und es gibt noch überhaupt keinen Antrag; der wird nachgereicht. Das ist eben genau dieser real existierende Kultursozialismus, von dem ich spreche. (Beifall bei der ÖVP.)

Beim Internationalen Theater ist ja genau das festzustellen, was hier kritisiert wird. Laut Medienberichten - die Skurrilität der Geschäftsordnung führt dazu, dass man sich stets auf Medienberichte beziehen muss - steht fest, dass hier schwere Missstände geherrscht haben und die Subventionen trotzdem geflossen sind. Einstimmig wurde die Subvention für das International Theatre gegeben. 

Im Akt steht - und das ist sozusagen der Beleg für das, was auch Marie Ringler gesagt hat - folgende Formulierung, die dann die Oppositionsparteien bewogen hat mitzustimmen: „Auf Grund der vorläufigen Wahrnehmungen der noch nicht abgeschlossenen Einschau des Wiener Kontrollamts wird eine jährliche Förderung in der Höhe von 100 000 EUR für angemessen angesehen, um den Betrieb ohne künstlerische Einbußen aufrechterhalten zu können.“

Tatsächlich ging es darum, dass dort offenbar - offenbar! - Subventionsmittel zu Unrecht bezogen wurden, dass dann Subventionsmittel zurückgezahlt werden sollen oder zurückgezahlt werden müssen, und - das ist die besondere Pikanterie dieses Aktes - sie werden aus neuen Subventionsmitteln zurückgezahlt! Das finde ich eine besonders subtile Form der Wiener Schlamperei, von der Marie Ringler gesprochen hat: Es gibt neue Subventionsmittel, davon wird ein Teil einbehalten, um jene zu Unrecht bezogenen Subventionsmittel zurückzuzahlen. Da fehlt einem wirklich das letzte Verständnis! (Beifall bei der ÖVP.)

Auf diese Art werden 100 000 EUR in den insgesamt drei Jahren zurückgezahlt - wie gesagt, aus neuen Subventionsmitteln. Nein, man kann nur fordern, endlich reinen Tisch zu machen, endlich begleitend zu kontrollieren, wenn Subventionen vergeben werden, und alle Konsequenzen zu ziehen, die zu ziehen sind, wenn hier - ich verwende das altmodische Wort Unterschleif, aber offenbar ist es das - Unterschleif getrieben wird. Es kann nicht sein, dass Subventionsmittel unrechtmäßig verwendet werden und dies ohne Konsequenz bleibt. (Beifall bei der ÖVP.)

Es gibt ja weitere Fälle. Eine Formel, die schon seit einigen Monaten immer wieder durch die Debattenbeiträge geistert, ist die Subvention für HEY-U. Auch hier müssen wir feststellen, dass Subventionen vergeben wurden für ein Kulturereignis, das zweifellos subventionswürdig und subventionsnotwendig ist. Aber - und das ist der entscheidende Punkt, denn es geht um öffentliche Mittel - es sind berechtigte Zweifel angebracht, ob der Veranstalter dieses Konzertes für Europa tatsächlich allen Kriterien der ordentlichen, präzisen, sauberen Geschäftsführung nachgekommen ist.

Der Herr Stadtrat hat mitgeteilt: Bei der Subventionsvergabe an diesen Veranstalter ist alles in Ordnung. Er hat das schriftlich mitgeteilt. Gleichzeitig wissen wir von Medienberichten, dass für dieses Gratiskonzert der Philharmoniker vor dem Schloss Schönbrunn Karten aufgelegt wurden, die in Japan verkauft worden sein sollen. Jetzt frage ich mich, wie das zusammengeht: Ein Kartenverkauf des Veranstalters in Japan steht unwidersprochen in Medienberichten, und gleichzeitig wurden die Subventionen, die unter der Maßgabe, dass es freien Eintritt gibt, vergeben. Und das ist angeblich völlig korrekt gemacht? 

Wir werden in diesem Punkt nicht locker lassen und werden sicherlich weitere Informationen bekommen. Ich habe den Eindruck, dass auch in diesem Fall die Verwendung der öffentlichen Mittel nicht mit jener Korrektheit, Sparsamkeit und Widmungsgemäßheit durchgeführt wurde, wie man es zu erwarten hat und verlangen kann, weil es um öffentliche Mittel geht. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich möchte daher abschließend einen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen, worin der amtsführende Stadtrat aufgefordert wird, künftig bei Subventionsvergaben im Kulturbereich einige Punkte zu beachten, unter anderem, dass die Empfehlungen des Kontrollamtes vollinhaltlich umgesetzt werden, dass Subventionsvergaben ausschließlich an die rechtmäßige Verwendung von Subventionen durch die Subventionsnehmer geknüpft werden und dass im Falle von unrechtmäßiger Verwendung von Subventionen sofort nach Bekanntwerden die Auszahlung von Subventionen zu stoppen und die sofortige Rückzahlung zu veranlassen ist. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Kultur und Wissenschaft beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)

Es kann nicht sein, dass mit derart leichter Hand mit Subventionsmitteln umgegangen wird. Die Mehrheitsfraktion wäre gut beraten, darüber nachzudenken, wenn alle drei Oppositionsparteien - die ideologisch nichts eint, die in der politischen Zielrichtung nichts eint - fast mit gleichen Worten diese Subventionspraxis des Kulturamtes kritisieren. Denken Sie nach, kommen Sie zu Änderungen! - Danke schön. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Opposition hat es wahrlich nicht leicht mit Andreas Mailath-Pokorny und mit den Erfolgen der Wiener Kulturpolitik. Es ist wirklich schwer, ein Haar in der Suppe zu finden, und es muss schon eine wirkliche Haarspalterei gefunden werden. (GRin Mag Marie Ringler: Steuermittel sind Haarspalterei?) Es muss ein durch Haarspalterei gefundenes Thema als Schwerpunktthema des heutigen Gemeinderates gefunden werden. 

Wien ist tatsächlich eine glückliche Stadt! Es gibt keine schlimmeren Probleme als den Kontrollamtsbericht zum International Theatre. Wien ist eine glückliche Stadt, und es gibt wirklich keinen besseren Beweis für die Erfolge der Wiener SPÖ-Stadtregierung (GRin Mag Marie Ringler: Den Kontrollamtsbericht!), als dass dieser Kontrollamtsbericht zum International Theatre das Schwerpunktthema der heutigen Debatte ist und zur besten Stunde im Wiener Gemeinderat diskutiert wird. 

Nun, ich stimme ja selten mit Kollegen Wolf überein. Er hat gesagt, es ist skurril. Das ist wirklich skurril: Da gibt es in dieser Stadt ein kleines Kellertheater, das seit über 30 Jahren höchst erfolgreich, höchst unumstritten, höchst anerkannt englischsprachiges Theater spielt - in Originalfassung, das versteht sich von selbst. Generationen von Schülerinnen und Schülern aus Wien, aus den Bundesländern haben hier die Klassiker „An Inspector Calls", „The Mouse Trap", „A Christmas Carol", „Animal Farm" und so weiter gesehen, im Rahmen des Englischunterrichts, im Rahmen der Wien-Wochen. 

Dieses International Theatre ist als eine der beiden englischsprachigen Bühnen in dieser Stadt so unumstritten (Zwischenrufe bei der ÖVP), dass ich mich in 18 Jahren Gemeinderat nicht daran erinnern kann, dass wir das überhaupt jemals hier diskutiert haben. So gesehen, ist das eine Premiere. (GR Günter Kenesei: Wenn 90 Leute ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Wir haben den letzten Antrag auf Subvention hier auch einstimmig beschlossen. (GRin Mag Marie Ringler: Ja ...! - GR Günter Kenesei: Jetzt haben sie 10 000 ... in der Bilanz!)

Es ist dem Kontrollamt und auch ein wenig dem Zufall zu danken, dass beim Besuch einen Kontrollamtsbeamten im Theater nun festgestellt wurde, dass das Theater nicht nur voll ist, so wie eigentlich immer (GR Günter Kenesei: Übervoll!), dass dort in dem Keller nicht 30 Leute sitzen, sondern dass es tatsächlich 90 Leute sind. Ein Skandal - ein Theater ist also nicht nur voll, sondern übervoll!

An und für sich müssten wir uns als Kulturpolitiker darüber freuen, dass ein Theater besser besucht ist, als sie es dort selbst planen und vorgeben. (GR Günter Kenesei: ... nicht auf die Spitze!) Wir müssen uns natürlich auch freuen, dass es das Kontrollamt gibt, und da gilt dem Kontrollamt und den Kontrollamtsbeamten unser völliger Dank, dass das Kontrollamt jetzt festgestellt hat, dass das Theater offensichtlich mehr Einnahmen hat, als es uns angegeben hat, und dass wir uns dadurch nach dieser Kontrollamtsprüfung jährlich 30 000 EUR Kulturförderung ersparen. 

Unter uns gesagt, das wird auch das Finanzamt noch freuen, weil sie dort jetzt zusätzliche Nachtragssteuern bekommen werden. Das ist aber nicht unbedingt gerade das, was wir hier beschließen, weil das Angelegenheit des Finanzamts ist. (GR Günter Kenesei: Das ist okay? - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich habe jetzt nicht gesagt, das ist okay, aber das ist nicht Akt oder Angelegenheit des Kulturausschusses, sondern des Gemeinderates. (GR Günter Kenesei: ... schon 10 000 EUR in der Bilanz!) 

Weil hier immer wieder gesagt wird, der Stadtrat hätte da etwas versäumt oder falsch gemacht (GR Günter Kenesei: Gar nichts gemacht!): Genau das Gegenteil ist der Fall! Der Stadtrat hat ganz im Sinne der Empfehlungen des Kontrollamts (GR Günter Kenesei: Nein!), die nun als vorläufiger Bericht vorliegen (GR Günter Kenesei: Nein, nein! Falsch!), einen richtigen Antrag gestellt, einen Antrag im September 2007 gestellt. (GR Günter Kenesei: Schon beschlossen!) 

Beschlossen ist er nicht! (Zwischenruf von GR Günter Kenesei.) Kenesei kann überhaupt nichts; seit er von den GRÜNEN zur ÖVP übersiedelt ist, ist er noch schlechter geworden. Unter uns gesagt: Ich würde mir an deiner Stelle überlegen, ob das ein guter Schachzug war. Früher hast du hin und wieder etwas Richtiges gesagt; jetzt sagst du lauter falsche Sachen. (GR Günter Kenesei: Also dann, der Kontrollausschuss hat nichts beschlossen!)

Okay, der Stadtrat hat im Sinne der Empfehlungen des Kontrollamtes im September 2007 einen Antrag vorgelegt, dass die Jahresförderung um genau diese Mehreinnahmen von 30 000 EUR gekürzt wurde, das heißt, dass die Förderung von 130 000 EUR auf 100 000 EUR gesenkt wurde. Er hat einen Antrag vorgelegt, aus dem hervorgeht - das ist ganz genau beschrieben -, dass das International Theatre verpflichtet wird, die 90 000 EUR, die in den letzten Jahren zu viel eingenommen wurden, in den nächsten vier Jahren auf vier Jahresraten zurückzuzahlen.

Es wurde auch in den Akt aufgenommen, dass im Sinne der Empfehlungen des Kontrollamtes die Subventionsauszahlung in monatlichen Raten erfolgt, und es wurde damit allen Empfehlungen des Kontrollamtes entsprochen. Es wurde aber vor allem eines erreicht, und das ist dir offensichtlich ein besonderer Dorn im Auge, es wurde der Fortbestand dieses erfolgreichen Theaters gesichert, (GRin Mag Marie Ringler: Das steht nicht im Akt!) denn offensichtlich ist es dein Ziel, (GRin Mag Marie Ringler: Das steht nicht im Akt!) Theater in Schwierigkeiten zu bringen und Theater zu sperren.

Nun, zum Antrag: Andreas Mailath-Pokorny hat nicht nur richtig den Antrag vorgelegt, sondern er hat auch das gemacht, wozu er verpflichtet ist, nämlich zur Verschwiegenheit über Inhalte von Kontrollamtsberichten, die nur als vorläufiger Bericht vorliegen. Er muss hier tatsächlich über die Inhalte schweigen. Er hat aber nichts verheimlicht, sondern er hat genau das, was empfohlen wurde, im Akt auch umgesetzt.

Nun, es wurde gesagt, da wurde der Stadt Schaden zugefügt. Aber genau das Gegenteil ist der Fall, es ist überhaupt kein Schaden entstanden, das Geld wurde ja völlig ordnungsgemäß eingesetzt. Sie haben offensichtlich Steuern hinterzogen, das ist wahrscheinlich, es ist dies ein finanztechnisches Problem, aber das betrifft nicht unseren Subventionsakt. (GR Günter Kenesei: Entschuldigung, die Stadt Wien hat einen Schaden erlitten!) Wir haben keinen Schaden erlitten, (GR Günter Kenesei: Wieso wissen Sie das!) die Subventionen wurden völlig ordnungsgemäß verwendet. 

Was positiv ist: Das International Theatre wird weiter seinen Spielplan aufrechterhalten können und wir werden uns insgesamt als Kulturausschuss und als Stadt Wien 30 000 EUR Förderung ersparen.

Nun, die Aufregung der GRÜNEN und der Opposition kann man sich ja nur angesichts der Erfolge der Wiener Theater erklären. Die Theater florieren in dieser Stadt und wir sind sehr froh, dass diese Theaterreform so gut läuft. Die GRÜNEN nähern sich jetzt offensichtlich immer mehr der theaterfeindlichen Linie der ÖVP und der FPÖ, die wir schon gewohnt waren, und die GRÜNEN profilieren sich immer mehr als Partei, die Theater in Schwierigkeiten bringen und Theater sperren will.

Denn wenn wir das gemacht hätten, oder wenn der Stadtrat das gemacht hätte, was die grüne Gemeinderätin Ringler über die Medien vorgeschlagen hat, dann hätte man einen dreifachen Schaden erlitten. 

Erstens: Es würde kein International Theatre mehr geben, zweitens: Wir würden die Rückzahlung von 90 000 EUR nicht bekommen und drittens: Wir würden auch nicht den Empfehlungen des Kontrollamtes entsprechen.

Nun, weil hier gesagt worden ist, es ist alles so schrecklich: 70 Prozent aller Akte, die wir im Kulturausschuss behandeln, werden einstimmig behandelt. Das heißt, so schlimm kann es nicht sein, ein Großteil der restlichen 30 Prozent werden mit Unterstützung zumindest einer Oppositionspartei beschlossen.

Warum ist jetzt die Opposition so nervös? Weil wir eine sehr erfolgreiche und verantwortungsvolle Politik im Theaterbereich machen, ja im Kulturbereich insgesamt, weil wir in Wien eine großartige Theaterlandschaft haben, die an Qualität, an Vielfalt und Breite ihresgleichen in der ganzen Welt sucht – so etwas gibt es einfach nirgendwo -, weil wir auf steigende Budgets in allen Bereichen der Kulturförderung verweisen können - nicht nur im Theater, auch in anderen Bereichen -, weil nicht nur die großen Theater, sondern auch die kleinen, mittleren und freien Gruppen steigende Budgets haben, weil die Theaterreform erfolgreich läuft, weil wir uns über viele Neuerungen im Theater freuen, wie das Schauspielhaus, das an diesem Wochenende neu eröffnet wird und wo wir schon sehr gespannt sind auf diesen neuen Spielplan mit neuen Autoren und mit neuen Stücken, weil wir letzte Woche erfolgreich das Koproduktionshaus „brut“ eröffnet haben, und weil wir heute hier einen nächsten Schritt in Richtung der Realisierung des Palais Kabelwerk beschließen.

Die Opposition ist angesichts dieser Erfolge nervös und jetzt müssen im Wiener Gemeinderat schon ganz alte Hunde hervorgezerrt werden, es müssen ganz alte Suppen aufgewärmt werden, alles Dinge, die wir vor sechs, sieben Jahren diskutiert haben und die abgestimmt worden sind. Ich will jetzt gar nicht auf die Suada des Herrn Stefan eingehen, aber er hat lauter Einrichtungen erwähnt, die Topeinrichtungen der Stadt Wien sind und auf die wir das ganze Jahr über stolz sind. 

Das Impuls-Tanzfestival ist das größte Tanzfestival, das es weltweit gibt, es hat jedes Jahr im Sommer 60 000 begeisterte Besucherinnen und Besucher, und er stellt sich da her und sagt, da ist irgendwas nicht ordnungsgemäß verrechnet worden. Das ist übrigens auch alles genau erklärt worden, warum das so passiert ist, und das ist auch alles längst erledigt.

Genau dasselbe trifft die Symphoniker. Alles ist in Wirklichkeit schon umgesetzt, was da vor sechs, sieben Jahren einmal aufgezeigt worden ist. Die Symphoniker sind der große Botschafter der Musikstadt Wien in der ganzen Welt. Die Wiener Symphoniker sind super unterwegs und sind das neue Orchester unseres neuen 
Opernhauses im Theater an der Wien.

Und auch der alte Rabenhof muss immer wieder hervorgezerrt werden. Mittlerweile gewinnt der Rabenhof den Nestroy-Preis oder wird für Nestroy-Preise nominiert, alles ist unumstritten. Im Rabenhof gibt es nur ein Problem, dort gibt es keine Karten, weil die Vorstellungen so gut verkauft sind und weil es so gut läuft. Das wird hier hervorgeholt, indem man sagt, da hat irgendwas einmal nicht funktioniert. Und genauso könnte man das in anderen Bereichen auch sagen.

Die ÖVP hebt interessanterweise HEY-U hervor, das Konzert für Österreich. Also, unter uns gesagt, Herwig Ursin, das ist die Erfindung des Wolfgang Schüssel. Der hat ihn eingeladen, das Konzert für Österreich zu machen, das ist auch alles ordnungsgemäß im Laufen, und die meisten Interventionen gibt es von der ÖVP, dass es dort Freikarten gibt, und wir sind froh, dass wir dieses hochkarätige ... (GRin Mag Marie Ringler: Es gibt keine Freikarten!) Ja, Karten gibt es, wo man dann vorne sitzt, das meine ich, also keine Freikarten, sondern Karten, wo man reservierte Plätze vorne hat. Also, jedenfalls da hat es die meisten Interventionen gegeben. Die ÖVP sollte da sehr zurückhaltend sein, wenn wir hier über den Herwig Ursin diskutieren und sein HEY-U.

Nun zu den beiden Anträgen, das International Theatre betreffend. Also ich bin ja schon lange im Gemeinderat, aber einen solchen Antrag, in dem jede Zeile falsch ist, habe ich bisher noch nicht erlebt. Da steht zum Beispiel, dass Einnahmen nicht ordnungsgemäß abgeführt wurden. Also das ist so ein Schwachsinn, denn Einnahmen macht man natürlich, aber die führen die Theater nicht an uns ab. 

Das sollte nach fünf Jahren GR Wolf endlich gelernt haben, dass Einnahmen der Theater nicht an die Kulturabteilung der Stadt Wien abgeführt werden. Subventionsmittel in der Höhe von 100 000 EUR sollen einbehalten werden – stimmt auch nicht, 10 Prozent daneben, ist auch daneben, 90 000 EUR sind es. 

Und so geht es weiter, teilweise sind die Antragspunkte, die hier verlangt werden, erledigt, bereits umgesetzt, oder sie sind einfach nicht umsetzbar. Einem Antrag, der in sich so falsch ist, dem werden wir nicht zustimmen.

Den Masterplan für das Kabelwerk, da können wir uns vorstellen, dass man das dem Ausschuss zuweist. Wir werden das diskutieren, im Prinzip bräuchte man den Antrag zur erfolgreichen Umsetzung des Kabelwerks nicht, aber man kann ja über alles diskutieren.

Wir sind jedenfalls sehr froh, dass wir hier heute die Gelegenheit hatten, die Erfolge der Wiener Kulturpolitik, der Wiener Theaterpolitik und der Wiener Theaterreform zu bester Stunde im Gemeinderat als Schwerpunktthema diskutieren zu können, vielen Dank an die Opposition, und wir sind sehr froh, dass wir heute hier mit dem Antrag zum Kabelwerk einen nächsten Schritt setzen werden, sodass wir in wenigen Monaten im Süden der Stadt ein sehr erfolgreiches neues Haus für die Wiener Kunst- und Kulturszene haben werden. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ringler. Ich erteile ihr das Wort. 

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Ich halte fest, dass im Akt, den wir zum International Theatre im Ausschuss im September beschlossen haben, nicht festgehalten ist, dass die Auszahlung nunmehr in monatlichen Raten zu erfolgen hat. Sollte das jetzt der Fall sein, freue ich mich. Da drinnen steht es jedenfalls nicht.

Nicht drinnen steht hier auch das, was das Kontrollamt sonst fordert, nämlich dass es eine neue kaufmännische Leitung geben soll. Das steht genauso wenig drinnen, und es steht auch nicht drinnen - und das halte ich auch für wichtig - dass die Rückzahlung der 90 000 EUR sofort zu erfolgen hat, wie ebenfalls vom Kontrollamt vorgeschlagen.

Das zur Richtigkeit der Aussagen des Herrn Woller. (GR Mag Gerald Ebinger: Der wird doch nicht die Unwahrheit sagen!) Und ich weise aufs Schärfste zurück, dass die GRÜNEN kultur- oder theaterfeindlich wären, aber wir legen Wert darauf, dass Geldmittel der Steuerzahler ordnungsgemäß verwendet werden, weil es dasjenige ist, was 99 Prozent aller Kultureinrichtungen tun, und weil es unfair ist, wenn 1 Prozent die Regeln brechen und dann auch noch dafür bedankt werden. (Beifall bei den GRÜNEN. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer weiteren tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Wolf. 

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich kann es auch kurz machen. Ich lege Wert auf die Feststellung, dass die ÖVP keine theaterfeindliche Linie einnimmt, schließe daraus, dass sich auch die anderen Oppositionsparteien nicht an eine solche Linie anschließen können, und des Weiteren nehme ich zur Kenntnis, mit welcher Grandezza - um es vorsichtig zu sagen - Herr Woller zu Vorgängen Stellung nimmt, die zweifellos strafrechtlichen Charakter haben. Ich danke schön. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Der nächste Redner ist Herr GR Mag Ebinger. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ja, Kollege Woller hat eine eigene Kampfrhetorik. Angriff ist die beste Verteidigung, sobald die Opposition irgendwas sagt. Theaterfeindlich: Wir als Freiheitliche sind ja solche Attribute gewohnt, sobald wir den Mund aufmachen, und alle haben keine Ahnung. Und wenn, dann spricht er von der zugegebenen Qualität der Symphoniker. Das ist schon richtig, aber die Missstände, die jahrelang bestanden haben, werden Sie damit nicht wegdiskutieren, Herr Kollege Woller. Und dann sagen Sie - und das ist auch eine super Rhetorik, dieser Rückschluss -, so was Unwichtiges machen wir zum zentralen Thema. 

Zum Rückschluss, wir haben gar keine anderen Probleme. Natürlich haben wir Probleme in Wien, das wissen Sie ganz genau. Wir haben eine ständig steigende Arbeitslosigkeit in Wien. Wir haben eine explodierende Kriminalität in Wien, wo 75 Prozent der Delikte nicht aufgeklärt werden, 75 Prozent! Wir haben hier Versagen in der Integration in Wien. Wir haben in Wien und in Österreich, meinem Gefühl nach, einen Pflegenotstand, der dringend gelöst gehört, und so weiter. 

Aber heute diskutieren wir über den Kontrollamtsbericht und Ihre Subventionspolitik. Und es ist schon befremdlich - ich lasse mich jetzt nicht auf diesen Kontrollamtsbericht zu diesem International Theatre ein -, aber wenn Sie in Ihrer Rede sagen, 30 Plätze und 90 abgerechnet, so wissen Sie anscheinend von vornherein, dass alles in Ordnung ist. Sie wissen offensichtlich mehr als das Kontrollamt. Ich frage mich, wofür man das Kontrollamt hat, aber das ist eben das Symptomatische, weil in Wirklichkeit bei all diesen Berichten, die da auch Kollege Stefan angerissen hat, was passiert dann schon wirklich? Nur, wenn massivster Druck entsteht, dann passiert ein bisschen was. Und die Kontrollamtsberichte, meine Damen und Herren, zeigen ja auch nur die Spitze des Eisberges der Subventionspolitik im Kulturbereich. Und wir als Opposition drängen klarerweise auf eine ordnungsgemäße und transparente Einsetzung der Steuermittel, und als Opposition in einer Demokratie wollen wir auch das Recht und die Möglichkeit haben, etwas zu kontrollieren. 

Und wenn wir diese Liste, die schon einmal kurz erwähnt worden ist, den Kontrollamtsbericht und die manchmal erfolgten Änderungen - manchmal ist es auch im Sand verlaufen - nur kurz anreißen, wenn bei den Vereinten Bühnen Wiens das „Wake Up“, was ein Misserfolg war, wo sich aber dann die Ergebnisse der einzelnen Produktionen nicht mehr nachvollziehen lassen, oder die Wiener Festwochen, wo Sie genau wissen, dass manche Sitzplätze mit bis zu 1 000 EUR subventioniert wurden, wo eine mangelhafte Abgrenzung bei der Abrechnung besteht: Wie gesagt, ich sage nie etwas - ich betone das jetzt ausdrücklich - über die Qualität der einzelnen Produktionen, das geht mich auch nichts an, es geht hier nur um die wirtschaftliche Gebarung, denn es sind Steuergelder und da hat, verdammt noch einmal, die MA 7 darauf zu achten und laufend zu kontrollieren, dass das in Ordnung abläuft. 

Bei den Wiener Symphonikern - das habe ich schon erwähnt - hat es jahrelang gedauert, bis bei den Sonderpensionen das Einsehen da war, unabhängig von der Qualität. 

Beim Rabenhof Theater, wie gesagt, eine Buchhaltung, sprich, eine Kiste, wo alle Belege, die halt da waren drinnen waren, die anderen Belege waren halt nicht da. Pay-TV-Rechnungen waren auch dabei. 

Oder beim WUK, wo man immerhin 1 Million EUR laufende Subvention und 117 000 EUR Subvention für Projekte hergegeben hat, und was dann trotzdem irgendwann durch eine mangelnde wirtschaftliche Kompetenz bis hin zur Konkursreife geführt hat. Die Frage stellt sich, ob man nicht die ganze Subventionspraxis überprüfen soll, ob man bei Verfehlungen keine Subventionen mehr geben soll, ob eine personelle Veränderung, ob strukturelle Änderungen zu verlangen sind. 

Impulstanz haben Sie, glaube ich, auch erwähnt. Hier wurde ohnedies vom Kontrollamt diplomatisch festgestellt, ein höheres Augenmerk auf die Erreichung eines ausgeglichen Budgets zu legen. 

Ja, aber das heißt, dass Sie das so nicht können und dass es offensichtlich ohne Kontrollamt niemanden interessiert, ob das ausgeglichen ist oder nicht, denn wenn das Geld weg ist, wird halt nachsubventioniert. 

Hinter Thalia Theater steht wortwörtlich: „Was die eng verflochtene Struktur Geschäftsführer- mit der Eigentümerebene mit zwei weiteren gesellschaftlich unabhängigen Firmen betraf, so ist in dem Fall eine dem Kontrollamt erforderlich erscheinende Transparenz der Verwendung der Fördermittel sowie eine Bereinigung herbeizuführen.“ Für mich ist das ja ohnedies alles sehr diplomatisch formuliert. In Wirklichkeit heißt es, es gibt massive Missstände. 

Beim Theaterverein Odeon: Enge geschäftliche und personelle Verknüpfung mit einer dem Obmann in der künstlerischen Direktion gehörenden Privatfirma, und so weiter und so weiter. 

Und sagen Sie mir nicht, das ist alles gelöst, das gehört jetzt ohnedies nicht mehr denen, oder sonst was. Das ist ja nicht die Frage. Die Frage ist, dass erst reagiert wird - wenn überhaupt -, wenn ein Kontrollamtsbericht dasteht. Und das lässt den Rückschluss zu, dass, wenn man keinen Kontrollamtsbericht macht, gar nicht reagiert wird, und die gleichen Missstände bei anderen Subventionen auch bestehen.

Das bringt mich ja zur allgemeinen Vergabepraxis der Wiener Kulturpolitik. Ich sage das ein bisschen überspitzt: Da gibt es einmal die Förderungen an Freunde. 

Wiener Kulturservice, da brauchen wir gar nicht viel schreiben, das geht einfach so. 

Ans Ronacher, da wird eine unserer Meinung nach sinnlose Renovierung um fast 50 Millionen EUR gemacht. Da nehmen wir einen Kredit auf für 50 Mil-
lionen EUR, damit wir eine Probebühne haben, die man dann auch als Freilichtbühne verwenden kann. 

Adi Hirschal, in Zeiten einer anderen Regierungsform ein treues Sprachrohr des Herrn Bürgermeister, wird durch eine unkomplizierte Subvention belohnt. 

Birdland, Rabenhof. Das ist mir schon klar, das ist ja im Gemeindebau drinnen, das hat ja was mit sozialistischer Identität zu tun. Ist mir klar, dass Sie so kämpfen um den Rabenhof und, wie gesagt, ich sage auch nichts über die Qualität der jetzt dort stattfindenden Produktionen, aber dass da massivste Missstände waren, das können Sie nicht wegleugnen. 

„k2“, das Selbstverherrlichungsmagazin von Niederösterreich und Wien, oder Vereine oder Subventionen, die halt unserer Meinung nach seinerzeit als Sprachrohre gegen die frühere Bundesregierung gedient haben. 

Auch die Public Netbase, Depot, IG Kultur und so weiter, wo ich einmal unterstelle, dass die Subvention nicht in erster Linie wegen der künstlerischen Qualität, sage ich, sondern in erster Linie schon wegen der politischen Komponente zur Verfügung gestellt wurde. 

Oder Subventionen ohne jede Eigenleistung, wie zum Beispiel beim Theater des Augenblicks. Die haben die Idee, ein Kompetenzzentrum für internationale Kulturvernetzung zu machen, in Wirklichkeit gehen aber die Gelder großteils für die Gehälter drauf, die man da zahlen muss - von Aktionen, also von der tatsächlichen Vernetzung, ist in der Subvention auch gar nichts drinnen gestanden - die bekommen 500 000 EUR Subvention mit 44 EUR Eigenleistung. Das ist dann die Praxis. 

Oder Subventionen ohne jede Möglichkeit der Überprüfung, wie bei „Mumbling Fish“ - worüber ich neulich gesprochen habe -, da haben sie einen handgeschriebenen Zettel, wo drinnen steht, wir spielen jetzt ein Gruppenstück. Oder irgendetwas mit tomorrow: Wie viele Leute da mitspielen, was sie tun, keine Ahnung. „Liquid Loft“, wo eine Kommission, ich nehme an, von Experten, sagt, das ist etwas Wichtiges, das sollte man subventionieren. 

Aber Sie müssen schon verstehen, als Opposition möchte ich zumindest Parameter haben, die für mich nachvollziehbar sind. Nur, weil es die Kommission sagt, das ist schön und gut, aber wenn ich überhaupt nicht mehr kontrollieren kann, wenn da steht Gruppenstück, und dafür gebe ich 120 000 EUR aus, bin ich doch auch meinen Wählern verantwortlich für das Steuergeld, das hier offensichtlich ohne jede nachfolgende Möglichkeit einer Kontrolle vergeben wird. 

Oder bei „Liquid Loft“, 130 000 EUR. Ich habe das auch erwähnt, das ist ja nicht eine Frage, dass das nicht geht, weil man ist ja unkompliziert und man lagert das aus. 

Ich habe Ihnen das schon einmal gesagt, in den Bezirksbudgets haben sie uns einen dreiseitigen Subventionsantrag vorgelegt, damit sie für ein Pimperlpublikum eine Förderung von 2 000 EUR bekommen. Also, wenn man will, kann man das schon machen. Man will ja offensichtlich nicht. Man will nicht jemanden einengen, man will das nicht kontrollieren und kontrollieren lassen, und von der Opposition will man es schon gar nicht. 

Faktum ist, es gibt keine wirkliche Kontrolle. Die Kulturschaffenden haben in Wien alle Freiheiten, die sie wollen, sofern sie sozusagen dem roten Establishment angehören. Und wenn das Geld weg ist, habe ich schon gesagt, dann gibt es halt einfach eine Nachsubventionierung. Ist ja egal, die Botschaft kommt in dieser Form rüber: Jeder bekommt, was er will, ohne dass er wirklich ernsthaft was zu befürchten hat - auch wenn es dann finanziell schief läuft -, solange er eben politisch funktioniert. 

Besonders gestört haben mich aber am Montag zwei Wörter von Herrn StR Pokorny. Da hat er nämlich gesagt: „In Wien gibt es viele gute Kunst." Also, ich denke mir, wenn ich jetzt sage, in Wien gibt es viele gute Kunst, dann sagt er, Freiheitliche haben keine Ahnung und schießt mich durch Sonn´ und Mond. Ich denke schon, ob eine Kunst gut ist oder nicht gut ist, ist erstens einmal subjektiv, zweitens einmal zeigt es die Zeit, aber nicht die Subvention von Herrn StR Pokorny. Ich glaube nicht, dass es ihm ansteht, irgendwas zu werten, er kann fördern, er soll fördern, er soll objektiv fördern, er soll Zeitgenössisches fördern, was vielleicht so noch nicht die Möglichkeiten hätte, er kann, sage ich einmal, mit unabhängigen Experten auch sagen, dass er etwas für wichtig hält, aber kann nicht werten.

Meine Damen und Herren, die Qualität von Kunst und Kultur kann doch nicht davon abhängen, ob es der Herr Stadtrat für gut oder für schlecht hält. Das ist eine Anmaßung, meine Damen und Herren, das ist nicht die Freiheit der Kunst, wie wir sie meinen, das ist die Schaffung von Abhängigkeiten, die Schaffung von Staatskünstlern, und das offenbart sich in der ganzen Subventionspolitik der MA 7. Das lehnen wir von Grund auf ab. 

Dem Aktenstück werden wir zustimmen und den beiden eingebrachten ÖVP-Anträgen werden wir auch zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich habe den Ausführungen des Kollegen Woller gelauscht und hab mir kurz überlegt, soll ich ihn bemitleiden, dass er ob seiner Parteizugehörigkeit diese Kritik so schönreden muss, und dann bin ich aber nach weiterem Zuhören dazu gekommen, er macht es mit solcher Inbrunst, dass ich ihm hiermit gratuliere. Herr Woller, Sie sind ein Meister der Illusion, Sie schauen in einen Spiegel, Sie sagen sich, ich bin super, und der Spiegel sagt Ihnen zurück, nein, du bist noch viel supererer, unglaublich! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Wenn Sie in diesem vielgerühmten Theater auch nur einmal selbst gewesen wären, hätten Sie wahrscheinlich gesehen, dass dort wesentlich mehr Leute drinnen sitzen als eigentlich drinnen sitzen sollten - was ja auch vom Feuerschutz her ziemlich gefährlich ist -, und als abgerechnet wurde. 

Was mich wirklich an dieser Geschichte empört, ist die Hartnäckigkeit, mit der hier Empfehlungen des Kontrollamtes nicht nur nicht umgesetzt, sondern ignoriert werden. Obwohl ich sagen muss, Sie sind schon ein bisschen lernfähig, denn zumindest beim heutigen Tagesordnungsposten haben Sie schon dafür gesorgt, dass die Bau- und Investitionskosten die Bedingungen zumindest für die Gewährung der Zuschüsse auch wirklich erfüllen. Das zumindest haben Sie aus dem Birdland gelernt. Dazu gratuliere ich Ihnen, aber damit ist es ja fast schon vorbei.

Immer wieder, ja immer wieder, wenn es um die Kultur geht, immer wieder stellen sich dieselben Kritikpunkte ein, immer wieder geht es um Baukostenüberschreitungen, immer wieder geht es um mangelhafte Transparenz bei der Verwendung von Subventionen, und immer wieder geht es um lückenhafte Buchhaltung und um mangelnde Kontrolle. Und dann erleben wir, dass der Herr Stadtrat und alle Ihre RednerInnen sich beim Kontrollamt bedanken: „Danke, Kontrollamt, hervorragende Arbeit, danke vielmals, danke vielmals." 

Nun, das ist nett und schön, aber bitte setzen Sie dann auch das um, was Ihnen das Kontrollamt sagt. In diesem Fall, beim International Theatre, haben Sie es eindeutig nicht gemacht. So was von wurscht, das muss man erst einmal können. 

Wenn man sich die Sachen anschaut, dann kommt man darauf, es hapert. Sie unterscheiden bei den Förderungen zwischen bilanzierenden und nichtbilanzierenden Unternehmungen. Es hat sich herausgestellt, dass es in manchen Fällen sinnvoll sein kann, auch bei bilanzierenden Unternehmungen genauer hinzuschauen. Es sollte vielleicht einmal in der MA 7 geklärt werden, ob sie den Unterschied zwischen den testierten und nicht testierten Wirtschaftsprüfern kennen. Und im Übrigen würde ich Ihnen empfehlen, sich einmal mit dem Kontrollamt zusammenzusetzen. Der Fachausschuss für Kontrollamtsangelegenheiten hat sich bei einer Tagung im Oktober 2006 mit der Gewährung von Subventionen auseinandergesetzt, und es gibt dazu einen sehr interessanten Vortrag eines Mitarbeiters des Kontrollamtes Wien. Wenn Sie sich den anschauen, werden Sie auf interessante Dinge draufkommen, Sie werden sehen, das Kontrollamt hat sich damit auseinandergesetzt, wo sind die Prüffelder, wo wir genau hinschauen müssen, wo ist erhöhte Aufmerksamkeit gefordert und wo reicht es, stichprobenartig zu prüfen. Und ich finde, es ist nicht zuviel verlangt, dass sich auch die MA 7 genau mit diesen Fragen auseinandersetzt. Ich bin sicher, dass das Kontrollamt gern bereit ist, sich das mit Ihnen anzuschauen. Es geht immerhin um ein Volumen von 200 Millionen EUR, und das ist nicht nichts, das ist im Gegenteil sehr viel. Und wenn es Ihnen gelingt, auch nur einen Teil davon zu überprüfen, so wie überprüft und nachzuschauen gehört, dann ersparen Sie der Stadt Wien schon einiges an Geld. 

Es ist ja zum Beispiel interessant, dass bei den Förderungsrichtlinien Kalkulationsunterlagen gefordert werden, auch hier wieder schön unterschieden zwischen nichtbilanzierenden Unternehmen und bilanzierenden Unternehmen. Wenn Sie sich diese Tabellen anschauen, und wenn Sie zum Beispiel die Tabelle für die bilanzierenden Unternehmen hernehmen: Wenn diese Tabelle ausgefüllt ist und Sie das mit einer Bilanz vergleichen, da werden Sie wahrscheinlich Aha-Erlebnisse haben. 

Allerdings können wir das nicht beurteilen, denn bei den Kulturausschussakten war nämlich noch nie so eine Tabelle dabei, zumindest nicht, soweit wir das jetzt überprüfen haben können. Da stellt sich natürlich die Frage, verlangt die MA 7 diese Kalkulationsunterlagen, fordert sie diese ein oder gibt es die überhaupt nicht. Wenn sie nicht eingefordert werden, wozu stehen sie dann da, wozu sind sie in den Förderrichtlinien, und wenn sie eingefordert werden, ja, werden sie überhaupt überprüft? 

Das, meine Damen und Herren, gehört dringend hinterfragt. Ich finde, hier besteht dringender Handlungsbedarf, gerade, was den Bereich der Kultursubventionen betrifft, und das hat absolut nichts mit irgendeiner Theaterfeindlichkeit oder Kultur- oder Kunstfeindlichkeit zu tun, nein, wie es meine Kollegin Ringler schon ausgeführt hat, es ist unfair, wenn hier Geld in Kanäle versickert, das anderswo viel besser angelegt werden kann.

Und zu einem möchte ich auch noch etwas sagen, Herr Woller, weil Sie das schöngeredet haben: Vielleicht sollten Sie mit den Kollegen reden, die im Kontrollausschuss sitzen, weil dort ist nämlich das Wort „kriminelle Aktivitäten" gefallen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Am Wort ist Herr GR Ing Mag Dworak. 

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich stelle fest, dass Herr Kollege Woller stolz darauf war, dass in einem Theater, das für 33 Plätze bewilligt ist, 90 Personen sitzen. Das bedeutet, dass erstens einmal dem abgabenrechtliche Betrug dadurch Vorschub geleistet worden ist, und zweitens sind die feuerpolizeilichen Vorschriften deutlich missachtet worden. Auch das ist meiner Meinung nach eine problematische Situation, die durchaus strafrechtlich hinterfragt werden soll. (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber mein Thema ist eher der Antrag Kabelwerk. Und wieder einmal geht es um das Kabelwerk. Das Kabelwerk war einmal einer der größten Arbeitgeber des 12. Bezirks. 1997 wurde es geschlossen, und ich selbst war in den riesigen Hallen, die mir wie ein großer Abenteuerspielplatz mit seinen vielen Trommeln, Rollen und Seilen vorkam. Schon im Vorjahr im November wies ich darauf hin, dass der Akt für das Kulturzentrum Kabelwerk unbürokratisch schnell zustande kam. Ein Brief vom Theaterverein Wien, wenige Tage bevor ein neues Direktorenteam für die neue Kooperationsbühne „dietheater" bestellt wurde, nämlich Haiko Pfost und Thomas Frank, die ich schon vorgestern als grenzgenial bezeichnet habe, indem 5 Millionen als Projektkosten gefordert wurden, und es wurden in zwei, drei Tagen 5 Millionen für das Projekt bereitgestellt. Chef des „dietheater" zum Zeitpunkt der Bestellung der neuen Direktoren war Christian Pronay, und zwar 17 Jahre lang, und er hat auch den Antrag über die 5 Millionen EUR unterschrieben. Vorher wurde um das Kulturprojekt wiederholt gestritten, ob es 2 000, 3 000, 5 000 m² haben soll, oder ob es gar kein Kulturprojekt mehr geben soll. Der Druck in der Öffentlichkeit über die kulturelle Zwischennutzung war so groß, dass schlussendlich, vor allem auch dem Wunsch der Bezirks-SPÖ entsprechend, das Projekt mit den 5 Millionen beschlossen wurde. Die 5 Millionen setzen sich nämlich, aus einer Studie von 2002 ersichtlich, aus den Projektposten für 4 000 m² Theaterfläche, Kosten von 4,5 Millionen und 0,5 Millionen für die Einrichtung zusammen. Diese sind auch in einer öffentlichen Präsentation im WZW dargestellt worden. 

Schon bald war klar, dass entgegen den Ankündigungen von StR Mailath-Pokorny die beiden neuen Direktoren das Kabelwerk nicht leiten wollen. Und in der Zwischenzeit hat man Christian Pronay zum Mitarbeiter der MA 7 gemacht, er ist heute stellvertretender Theaterreferent und ist auch hier bei uns im Saal. Gleichzeitig wurde ihm die Aufgabe als Geschäftsführer der am 15.6.2007 neu gegründeten Kulturzentrum Kabelwerk GmbH übertragen. 

Das Kulturprojekt Kabelwerk war aber anscheinend nicht wirklich definiert. Nach einigen Umplanungen wurde endlich heuer im September die Größe dieses Projektes mit rund 2 000 m² und mit Kosten von rund 2 Millionen EUR festgelegt. Da man die Errichtungs-, Einrichtungs- und Projektabwicklungskosten nicht selbst zahlen wollte, einigte man sich auf eine Mietvorauszahlung für 20 Jahre von 2,4 Millionen. Davon wurden bereits 960 000 überweisen und 100 000 zahlte man für Abwicklungskosten des Projekts. 1,94 Millionen werden in diesem Aktenstück vom Theaterverein auf das Kulturzentrum Kabelwerk GmbH umgewidmet. Über 2 Mil-
lionen EUR wird es irgendwann in einem weiteren Umwidmungsakt geben, wann, wissen wir allerdings nicht. 

Die Baukosten für das Kulturzentrum betragen in Wirklichkeit knapp 2 Millionen. Rund die Hälfte wurde bereits angezahlt, der Rest ist wahrscheinlich mit rund 2 Prozent Jahreszinsen nicht wirklich finanzierbar. 

Zumindest die Stadt Wien hat hier ein gutes Geschäft gemacht. Bei der Pressekonferenz am 17.10.2007 präsentierte StR Mailath-Pokorny das neue Palais Kabelwerk-Kulturzentrum und stellte die beiden neuen Betreiber, Kurt Sedlak und Erich Sperger vor. Dabei handelte es sich nicht um klassische Direktoren, wie wir sie kennen, sondern hier kann jeder spielen, wie es ihm beliebt, ohne Konzept und Finanzen - niederschwellig eben, wie wir heute schon gehört haben. 

Für mich ist das kein wirklich durchdachtes Konzept für ein Kulturzentrum, und da hat die ÖVP wirklich große Sorge - denn wir sind den Wählern verpflichtet, dass man mit dem Geld der MA 7 genauso sorgfältig umgeht wie mit den anderen Finanzen -, dass das Projekt aus dem Ruder läuft, und dass es unter Umständen einmal zu einer Subventionsruine wird wie viele andere Projekte, wie wir heute schon gehört haben.

Wir stellen deshalb den nachfolgenden Antrag, vor allem, um kaufmännisch eine geordnete Geschäftsführung zu gewährleisten. Wir fordern einen Masterplan für das Kulturzentrum Palais Kabelwerk, und die gefertigten GRe Bernhard Dworak, Dr Franz Ferdinand Wolf und Monika Riha stellen daher gemäß § 27 Abs 2 der Geschäftsordnung des Gemeinderats folgenden Beschlussantrag: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge dafür Sorge tragen, dass für das Kulturzentrum Palais Kabelwerk ein Gesamtkonzept entwickelt wird, das den Einsatz der öffentlichen Mittel nach Kriterien der Sparsamkeit, Zweckmäßigkeit und Transparenz sicherstellt. Insbesondere soll der Masterplan folgende Punkte enthalten und dem Ausschuss zur Kenntnis gebracht werden: 

Einen schlüssigen Businessplan, die Sicherstellung einer effizienten kaufmännischen Führung, begleitende betriebswirtschaftliche Kontrolle der Errichtungs- und der Betriebskosten des Kabelwerks und eine konkrete Aufstellung der Finanzmittel für geplante Projekte und den Betrieb des Kulturzentrums im ersten Betriebsjahr. 

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss Kultur und Wissenschaft beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP)

Lassen Sie mich abschließend sagen, dass die ÖVP sich für die Theater in dieser Stadt einsetzt, und dass wir gegen das Projekt Kabelwerk nie etwas gesagt haben. Nur, das Problem ist immer, wie kommt so ein Projekt zustande. Und deswegen wollen wir schon im Vorhinein Klarheit haben, wie so ein Projekt, das nicht von ohne ist, abgewickelt werden soll. Danke. (Beifall bei der ÖVP) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Zankl. 

GRin Inge Zankl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ein bisschen muss ich auf meine Vorredner eingehen. Ich denke, ob etwas strafrechtlich relevant ist, das wird sich zeigen. Es läuft auf jeden Fall eine Anzeige und man kann niemanden vorverurteilen, auch wenn man es annimmt, aber man kann es nicht sagen. Und der erste Teil des Vorschlags, den das Kontrollamt empfohlen hat, – „Der Magistratsabteilung wurde empfohlen, sollte die Internationale Theater Betriebsgesellschaft den genannten Betrag von 90 000 EUR nicht umgehend überweisen ...“ - konnte man nicht umsetzen, denn das wäre der Tod des Theaters gewesen. 

Also ging man auf den zweiten Punkt ein, eine entsprechende Rückforderung zu stellen, und das ist dann auch geschehen. Und wenn Kollegin Antonov sagt, die MA 7 halte keinen Kontakt zum Kontrollamt: Generalisieren darf man das nicht, denn ich behaupte einmal, dass die Beamten nach bestem Wissen und Gewissen ihre Arbeit machen wollen. Und dass sich niemand um die nachfolgende Kontrolle kümmert, das kann man so wirklich nicht sagen. (GRin Mag Waltraut Antonov: So habe ich es auch nicht gesagt!) Zum Kollegen Ebinger: Das ist ein Widerspruch. (GR Kurth-Bodo Blind: Das ist eine Interpretation von Ihnen!) Oh je, er ist schon fort, nun gut. (Gemeinderäte der FPÖ zeigen zum Gang hinter den Sitzplätzen.). Versteckt, okay. Das ist ein Widerspruch, wenn Sie sagen, der Stadtrat dürfe nicht sagen, was gute Kultur ist, aber in Ihren Wortmeldungen klingt zwischen den Zeilen das schon immer durch, was Sie meinen, was gute Kultur ist und was nicht. (StR Johann Herzog: Und warum nicht!) Nun ja, ich höre das zwischen den Zeilen. Aber ich denke mir, da darf man von den anderen das nicht verlangen, wenn man selber so denkt. 

Übrigens habe ich hier die Einladungskarten für das Projekt von Liquid Loft“, über das wir bei der letzten Sitzung gesprochen haben und wo Sie gesagt haben, Sie wüssten nicht, was das ist. Das sind die Einladungen, leider sind die Aufführungen schon vorbei, es war im Tanzquartier. 

Ein Samenkorn ist aufgegangen, und zwar in einem ziemlich schäbigen Blumentopf, eine kleine Pflanze ist entstanden und gewachsen, obwohl der Blumentopf nicht schön war, aber das Klima war gut, und das hat der kleinen Pflanze gut getan. Dann hat es eine Zeit gegeben, da hat man sich ums Überleben der Pflanze ein bisschen Sorgen machen müssen, obwohl sie gar nicht mehr klein war. Sie war schon einige Jahre gewachsen, aber der Blumentopf, in dem sie war, war schon ganz zerbrochen, und Dünger war auch keiner drinnen. 

Aber es hat einige Optimisten gegeben, die haben die Pflanze gehegt und sie gegossen und sie am Leben erhalten, obwohl sie überhaupt keinen Blumentopf mehr hatte, und jetzt gehen wir daran, für diese Pflanze, die überlebt hat, weil einige, drunter auch ich, immer daran geglaubt haben, dass sie überleben wird und einmal ein großer Baum werden wird, einen ausreichenden großen Behälter zu bauen, der so groß ist, dass sich die Pflanze über viele Jahre entfalten wird können. Und wir rechnen sogar damit, dass wir einige Ableger in den nächsten Jahren in andere Bezirke abgeben können. 

Sie werden sich schon denken, was ich erzählt habe, war vereinfacht die Geschichte des Kulturprojekts Kabelwerk. 

Kollege Dworak ist lieb, er recherchiert immer sehr genau. Aber, wenn Sie sagen, Sie waren in den Hallen, vielleicht waren Sie einmal dort, aber ich kann Ihnen versichern, ich war von Anfang an in dieses Projekt involviert, und das ist in den 90er Jahren eine große städtebauliche Gewalttat gewesen, die Bebauung dieses großen Areals mit verschiedenen Bauträgern und mit der Beteiligung der Bevölkerung zu entwickeln. Gleichzeitig haben sich einige Künstler daran gemacht, die leerstehenden Hallen zu bespielen und zu schauen, dass in diesem Gelände etwas passiert zwischen dem Abzug der Fabrik und dem Einzug der neuen Bewohner. Wir wissen alle, wenn etwas lange leer steht, dann ist das nicht günstig, es verfällt. Und diese Idee, diese kulturelle Zwischennutzung, ist voll aufgegangen. Ganz Wien kennt das Kabelwerk und wir sind sehr froh, dass aus der Bevölkerung und auch aus den Kreisen der Meidlinger Mandatare und Politiker immer mehr Druck kam, dass diese Zwischennutzung doch eine ständige Einrichtung werden soll. Und alle in Meidling vertretenen Parteien fanden sich zu einem einstimmigen Beschluss der Flächenwidmung, der auch einen Zusatz beinhaltete, dass auf diesem Gebiet ein gewisser Teil des Bauplatzes für kulturelle Zwecke zu widmen sei.

Wenn ich von den GRÜNEN höre, dass der Bezirk von ihrer Wiener Organisation Unterstützung bekommen habe, höre ich das leider von der ÖVP nicht, denn die Meidlinger Mandatare sind ziemlich im Regen stehen gelassen worden, weil Sie ja dagegen stimmen. Sie sagen zwar jetzt, wir haben nichts gegen das Kulturprojekt, stimmen aber doch dagegen. Nehmen Sie an, Sie hätten die Mehrheit in Wien - was ich mir eigentlich nicht ausdenken will, aber wenn es so wäre -, dann müssten Sie ja auch Farbe bekennen, dann könnten Sie nicht sagen, wir sind ohnedies für die Kultur, aber Geld haben wir keines, also kommt nichts. Und dagegen müssen wir uns natürlich wehren.

Die finanziellen Mittel haben wir voriges Jahr beschlossen, das hat Kollege Dworak auch schon schön aufgezeigt. Ich will die Beträge jetzt nicht mehr nennen, aber wenn ein Akt transparent ist, dann dieser. Wir haben die Mittel zur Verfügung gestellt, der Theaterverein hat alles abgewickelt, hat die Gründung der GesmbH in die Wege geleitet, und jetzt ist genau das geschehen, was Kollegin Antonov lobend erwähnt und Kollegin Ringler vorher verlangt hat. Es hat eine Umwidmung von dem einen Träger auf den anderen Träger stattgefunden. Und Sie können sicher sein, dass wir das ganz genau abrechnen wollen, denn das ist auch durchaus im Interesse des Bezirks. 

Ihre Frage vom Montag, Kollege Dworak: Nach den strengen Regeln des Gesellschaftsrechts wird es natürlich eine Geschäftsführung geben, die für die Finanzgebarung verantwortlich ist. Und die restlichen 2 Millio-
nen EUR, die Sie angesprochen haben, die sind im Moment noch nicht umzuwidmen, weil es ja noch keinen Betrieb gibt. Dieser Betrag stellt den zukünftigen Betrieb sicher. Die Verhandlungen, die geführt wurden, waren, finde ich, exzellent, weil man sich 20 Jahre die Miete erspart, und beim Kabelwerk muss man auch keine Angst haben, dass kein Publikum kommen wird, weil die neuen und alten Betreiber jahrelang bewiesen haben, dass der Programm-Mix dem Publikum gefällt. Das Konzept sieht auch vor, dass man diese Hallen vielfältig nutzen kann. 

Auch das kritisiert die ÖVP, anstatt dass Sie froh sind, dass vielleicht Meidlinger Vereine dort eine Heimat finden, dass Meidlinger Vereine Ausstellungen machen können. Es wird sicher auch wieder sein, dass die Festwochen in die neuen Hallen kommen, weil die sehr attraktiv sein werden. Wie sehr es Sie interessiert, das bemerke ich daran, dass die ganze Zeit getratscht wird. Da werden sich die Meidlinger ÖVP-Mitglieder ihren Teil denken, wie sie da von ihrer Stadtorganisation behandelt werden.

Ich jedenfalls freue mich uneingeschränkt über diesen Standort. Nicht nur als Meidlingerin, sondern für den ganzen südlichen Raum. Es ist höchste Zeit, dass wir in dieser Gegend einen adäquaten Raum bekommen, wo Kunst und Kultur Platz hat und ich erinnere mich, der Herr Stadtrat hat bei der Budgetdebatte gesagt, die Stadt investiere in Kunst und Kultur, um einen Mehrwert sowohl künstlerisch als auch ökonomisch zu erzielen.

Dieses Projekt ist die Investition wert, den Mehrwert werden wir erzielen und wir werden uns freuen, wie mein virtuelles Pflänzlein in den nächsten Jahren in Meidling wachsen wird. 

Deswegen bitte ich um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, erlaube ich mir noch, kurz auf die Aktuelle Stunde zurückzukommen.

GR Dr Aigner hat hier einen Ordnungsruf verlangt. Ich habe jetzt im Protokoll nachgelesen, in der Tat hat Frau GRin Yilmaz die Worte verwendet: „… der von Herrn Strache mit der Unterstützung von Herrn Aigner angeführt Mob ….“ Diese Formulierung ist natürlich nicht mit der Würde des Hauses in Einklang zu bringen, und ich erteile hiefür einen Ordnungsruf. (Beifall bei der ÖVP und der FPÖ.)

Am Wort ist jetzt Herr GR Dipl-Ing Margulies. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Manchmal ließe sich auch trefflich über Ordnungsrufe diskutieren, aber das ist jetzt nicht das Thema, und ich werde auch nicht zum Kabelwerk sprechen. 

Aber ich möchte auf das International Theatre zurückkommen und möchte vorweg einmal auch den Gemeinderat zur Gänze fragen, ob man sich als Mitglied des Kontrollausschusses im Kontrollausschuss anlügen lassen muss, und zwar auf konkrete Fragen, um dann die Frage zu erweitern, ob das wirklich eine Aufklärung ist, wenn Nebel geworfen wird, wenn man übers International Theatre diskutiert, und ob das wirklich dann noch sinnvoll ist, jenseits der kulturpolitischen Diskussion - in die ich mich bewusst nicht einmischen möchte -, so einem Stadtrat länger zu vertrauen.

Herr StR Mailath-Pokorny hat bei der Diskussion im Kontrollausschuss ganz bewusst die Unwahrheit gesagt, die ein gänzlich anderes Bild auf den Kontrollausschuss-Akt wirft. Ohne aus dem Akt zu zitieren. Ich habe Herrn StR Mailath-Pokorny gefragt, es müsse doch einem Blinden auffallen, wenn bei den Einnahmen 39 Mal dieselbe Summe als Vollauslastung steht, obwohl jeder weiß, es gibt vergünstigte Karten, 42 Mal dieselbe Summe steht, und viele andere Sachen, da müsse es doch eigentlich einem Blinden auffallen, dass so etwas nicht stimmen kann. 

Diese Aussage wurde von ihm auch nicht zurückgewiesen. Er hat geantwortet: „Wir haben 5 000 Förderfälle im Jahr und da können wir nicht jeden einzelnen Beleg prüfen, und wenn es eine testierte Bilanz gibt, dann ersetzt das die Abrechnung.“

Herr StR Mailath-Pokorny, es gibt keine testierte Bilanz. Warum wollten sie uns im Kontrollausschuss Glauben machen, dass es eine testierte Bilanz gibt? Es war seit Jahren Ihre Aufgabe, die Aufgabe Ihres Ressorts, das International Theatre zu prüfen. Und wie sich herausstellt, haben Sie anscheinend weggesehen und es dann nicht einmal der Mühe wert gefunden uns zu sagen, dass es ein Fehler Ihrer Abteilung war, sondern sie haben sich auf eine Steuerberatungsfirma ausgeredet, die zwar den Auftrag hatte, eine Bilanz zu erstellen, aber keinen positiven Bestätigungsvermerk oder irgendetwas anderes. Halten sie das für okay, uns anzulügen? 

Jetzt ernsthaft, wo sind denn die politischen Sitten! Normalerweise tritt man zurück, wenn auf so was draufgekommen wird. Es ist eine Unart, und ich gebe Ihnen selbstverständlich recht: Wenn es eine testierte Bilanz gibt, ist das Prüfen schwieriger, aber dann wäre selbstverständlich auch die Steuerberatungsfirma haftbar, weil die bestätigt ja gerade mit dem Bestätigungsvermerk die ordnungsgemäße Durchführung, wo wir aber alle wissen, dass das nicht der Fall war. Wozu gibt es denn einen Kontrollausschuss, wo die Faktenlage auf dem Tisch liegt? Und aus dem Grund erscheint auch, was Kollegin Marie Ringler gesagt hat, dass noch schnell vorher die Subvention durchgepeitscht wurde, erklärlich. Wozu gibt’s den Kontrollausschuss, wenn sich die zuständige Magistratsabteilung und der zuständige Stadtrat nicht an der Aufklärung beteiligen, sondern am Nebelwerk?

Herr Stadtrat, kommen Sie heraus und nehmen sie Stellung dazu, warum ich mich als Kontrollausschussmitglied von Ihnen bei der Aufklärung einer kriminellen Handlung - Copyright Godwin Schuster - anlügen lassen muss. Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich habe jetzt keine weitere Wortmeldung mehr. Das Schlusswort ... (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Vorsitzender, darf ich mich zum Wort melden?) Ja, selbstverständlich, bitte, Herr Stadtrat. 

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: So, sehr geehrter Gemeinderat! Also selbstverständlich habe ich nicht die Unwahrheit gesagt, ich weise das auch mit aller Entschiedenheit zurück. In der Debatte im Kontrollausschuss ist es darum gegangen, in welcher Art und Weise die Magistratsabteilung 7 kontrolliert. Vielleicht würden Sie jetzt zuhören, weil offensichtlich haben Sie im Kontrollausschuss nicht zugehört. Und es hat der ebenfalls hier anwesende Abteilungsleiter darüber gesprochen, in welcher Art und Weise das geschieht, und er hat von einer Bilanz gesprochen. Ich habe weder den Kontrollausschuss noch Sie noch einzelne Mitglieder angelogen, und weise das hier noch einmal auf das Schärfste zurück. Das war Erstens. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zweitens, wenn ich schon Gelegenheit habe, mich hier zu Wort zu melden, dann lassen Sie mich doch mit aller Deutlichkeit auch eines sagen: Sie haben hier und heute versucht zurückzuweisen, dass Sie besonders kultur- und theaterfeindlich sind. Jetzt frage ich Sie eines und es passiert nicht zum ersten Mal und es geht hier nicht darum, dass man selbstverständlich sehr penibel, sehr genau überprüft und nachprüft, was mit Steuergeldern geschieht. Es geschieht aber auch nicht zum ersten Mal, dass Sie daraus den Schluss ziehen, wenn Probleme auftauchen, sollte man schlicht und einfach die Subvention streichen.

Und ich sage Ihnen, ich sehe meine Rolle hier nicht als derjenige, der primär einmal Subventionen streicht und darauf schaut, dass Kultur nicht ermöglicht wird, sondern ich sehe meine Rolle primär als derjenige, der darauf schaut, Theater - und alle Theater haben mit Geldschwierigkeiten zu kämpfen, allen Theatern geht, weil sie Kunst machen, das am Ende des Tages oftmals nicht mit den vorhandenen Mitteln zusammen - nach Möglichkeit zu erhalten und ihnen auch die Möglichkeiten zu geben, ihre Kunst weiter auszuführen. 

Und jetzt sage ich Ihnen noch etwas: Ich habe in meiner mittlerweile doch schon langjährigen Tätigkeit hier bisher kaum einen Kontrollamtsbericht vorgefunden, der so eindeutig, der so klar nachvollziehbar vorgibt, was in einem solchen Fall zu tun ist. Wir haben uns auf Punkt und Beistrich an diesen Kontrollamtsbericht gehalten, wir haben uns auf Punkt und Beistrich, ich gehe gleich darauf ein, Frau GRin Ringler, wir haben uns auf Punkt und Beistrich daran gehalten, was das Kontrollamt, was das Finanzamt und was uns all diese Experten geraten haben, und ich kann nicht nachvollziehen, wieso Sie jetzt hergehen und sagen, das Gescheiteste wäre gewesen, die Subventionen zu streichen. 

Dann hätten wir uns nämlich genau nicht an den Kontrollamtsbericht gehalten, dann hätten wir genau nicht das getan, was uns das Kontrollamt und die Finanzbehörden bescheinigen und vorgegeben haben, sondern dann hätten wir uns entgegen dem verhalten, und ich würde mir gerne die Debatte anschauen, was gewesen wäre, wenn wir das so gemacht hätten. Dann wäre nämlich folgendes passiert: a) das Theater hätte zusperren müssen, b) wir hätten keine Rückzahlung gehabt und c) wir hätten uns nicht an den Kontrollamtsbericht gehalten. 

Das wäre dann das Ergebnis gewesen und das ist das, was Sie uns offensichtlich raten würden und ich sage mit dem allergrößten Selbstbewusstsein und mit der allergrößten Überzeugung, dass ich diesen Weg nicht gegangen bin und auch nicht gehen hätte wollen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich sage Ihnen noch etwas zu der monatlichen Abrechnung, aber offen gestanden, das ist doch etwas, was man auch durch eine einfache Nachfrage bei den zuständigen Beamten hätte erfahren können, aber ich weiß schon, man will seine Vorurteile ungern in Frage gestellt wissen. Wir haben uns selbstverständlich auch, was die monatliche Zahlung anbelangt, an das Kontrollamt gehalten. Das Kontrollamt fordert im Übrigen nicht - auch das ist eine unrichtige Behauptung von Seiten der GRÜNEN -, dass das International Theatre das sofort zurückzahlt, sondern es steht im Kontrollamtsbericht, wenn eine sofortige Rückzahlung nicht möglich ist, dann sollte man eine Forderung an das International Theatre stellen, und eröffnet im selben Absatz, Frau Kollegin Ringler, wenn sie das einmal genauer lesen, sehr bewusst die Möglichkeit, wie vorgegangen werden soll, und an diese Empfehlung haben wir uns natürlich auch gehalten.

Die monatliche Rückzahlung erfolgt - es ist nur im ersten Teil bereits die Überweisung passiert -, und das Kontrollamt, das Finanzamt und die MA 7 haben sich darauf geeinigt, dass die restliche Zahlung direkt an das Finanzamt erfolgt und es daher in diesem Jahr auch keine monatliche Überweisung mehr geben kann. Aber das sind relativ komplexe Sachverhalte, wo ich verstehe, dass man sich mit denen nicht gerne auseinandersetzt, aber eine einfache Rückfrage in der MA 7 hätte genügt. Das ist nur ein Beispiel von vielen, wie Dinge verdreht werden, und ich frage mich: Cui bono, was bezwecken Sie eigentlich mit dem?

Ich frage mich wirklich, was bezwecken Sie damit! Hätten Sie gerne, dass man das Theater zusperrt? Hätten Sie gerne, dass wir dann da stehen und sagen, wir haben eines der zwei englischsprachigen Theater kaputt gemacht, und jetzt stehen wir da und verlangen auch noch Geld zurück. Wie soll denn das funktionieren?

Nein, meine Damen und Herren, ich habe mich sehr genau an die Kontrollamtsempfehlungen gehalten. Ich habe mich an die Empfehlungen der zuständigen Behörden gehalten, und wenn darüber hinaus noch etwas offen ist, finanzstrafrechtlich oder sonst was, werden die zuständigen Behörden entscheiden, und dann werden wir auch das wissen. Und alles, was darüber hinaus geht, ist Vermutung und mit dem beschäftige ich mich nicht. Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. 

GRin Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Es stimmt, Herr Stadtrat, Sie haben im Kontrollausschuss davon gesprochen, dass bei 5 000 Förderfällen dort nicht genauer hingeschaut wird, wo es testierte Abschlüsse gibt, und das war selbstverständlich im Zusammenhang mit dem International Theatre. – Das ist das eine.

Und das Zweite: Ich berichtige, wir haben selbstverständlich nicht verlangt, dass die Subvention für dieses Theater gestrichen wird. Was wir verlangt haben und auch in einem Antrag zum Ausdruck gebracht haben, ist, dass Sie sich an die Empfehlungen des Kontrollamtes halten sollen. In diesen Empfehlungen steht drinnen, dass die Subventionen von bestimmten Bedingungen abhängig gemacht werden sollen, unter anderem vom Einsetzen einer neuen kaufmännischen Leitung in diesem Theater. Diese Bedingung haben Sie überhaupt ignoriert und die andere haben Sie zum Teil umgesetzt.

Dies zur Berichtigung. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Abermals zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl-Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl-Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Die Wahrheit ist eine Tochter der Zeit – schnelllebig und falsch. Die Wahrheit ist eine Frage der Mehrheit, und wenn es eine arrogante Mehrheit ist, die bedingungslos unterstützt, dann geht es ganz schnell.

StR Mailath-Pokorny! Auf meine dezidierte Frage: Haben Sie die Belege geprüft, weil es ja einem Blinden auffallen muss, weil und so weiter?, haben Sie gesagt, dass Sie das nicht machen, weil das bei 5 000 Förderfällen nicht geht, dass man jeden einzelnen Beleg prüfen kann, und wenn eine testierte Bilanz vorliegt, ersetzt das die Abrechnung. Jetzt stellen Sie sich nicht ans Rednerpult und sagen, das haben Sie ganz allgemein gemacht! Das hätte ja eine gänzlich andere Debatte im Kontrollausschuss ausgelöst. Wenn klar ist, dass seit mehr als drei Jahren die MA 7 selbst die Belege prüfen muss, und seit mehr als drei Jahren es niemandem auffällt, dass von vorne bis hinten beschissen wird, dann muss man sich doch wirklich ernsthaft überlegen, was ...

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Herr Kollege, ich bitte, eine kleine Unterbrechung durch mich zu gestatten. Ich würde nur ersuchen, bei der Wortwahl ein bisschen vorsichtiger zu sein! (GR Kurt Wagner: Aber ordentlich!)

GR Dipl-Ing Martin Margulies (fortsetzend): Ich habe ja nicht gemeint, die MA 7, sondern das International Theatre die Stadt Wien! Das ist mir schon wichtig! (GR Heinz Hufnagl: Das ist eine Kulturdebatte!) Also, ich habe mir gedacht, wir befinden uns in Wien und „jemanden bescheißen" ist eine typische Wiener Redewendung, die doch zumindest im Gemeinderat bei dieser Debatte anwendbar sein muss, wenn doch die Tatsache genauso ist! (Heiterkeit bei den GRÜNEN. – GR Harry Kopietz: Nein! Nein! Nein!)

Aber ich werde in Hinkunft dieses Wort vermeiden.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Danke schön. (Ruf bei der SPÖ: So ist es! Die GRÜNEN bescheißen die Leute!) 

Also, ich melde mich jetzt noch einmal kurz zu Wort, weil auch entsprechende Zwischenrufe erfolgt sind. Ich ersuche jetzt eindringlich alle Kolleginnen und Kollegen, von Fäkalsprache und Fäkalausdrücken Abstand zu nehmen, sowohl, was den Redner, als auch, was die Zwischenrufe betrifft. (Beifall bei ÖVP, FPÖ und von GemeinderätInnen der SPÖ.)

GR Dipl-Ing Martin Margulies (fortsetzend): Eine wirklich unangenehme Situation wurde hervorgerufen (Heiterkeit bei den GRÜNEN.), weil in der MA 7 seit drei Jahren niemand erkannt hat, dass seitens des International Theatre alles gemacht wurde, um nicht wirklich aufscheinen zu lassen, wie viel Einnahmen tatsächlich lukriert werden, obwohl mehr Sessel im Theater stehen als ursprünglich vereinbart und von der Feuerpolizei abgenommen. Seit drei Jahren ist das bei der MA 7, die zuständig gewesen wäre für die Kontrolle, was, so glaube ich, StR Mailath-Pokorny zumindest heute ganz klar und deutlich dargestellt hat, und eben nicht eine Steuerberatungskanzlei. Das wurde nicht überprüft und nicht gesehen. 

Und jetzt stellt sich die Frage: Warum? Wie kann das gelingen, obwohl es in den Vorschriften der eigenen Magistratsabteilung drinnen steht, dass belegsmäßig zu prüfen ist, dass das drei Jahre lang niemand sieht? (GR Godwin Schuster: Wenn die Belege nicht vorgelegt wurden!)

Godwin Schuster, du sagst: Wenn die Belege nicht vorgelegt werden! Jährlich ist zu prüfen, und drei Jahre lang legt das International Theatre die Belege nicht vor, und trotzdem zahlt ihr weiter aus, ohne dass jemand hingeht und sagt: Bitte, die Belege! (GR Godwin Schuster: Die Belege, die gefehlt haben, haben gefehlt! Und wie kann das Kontrollamt prüfen?) – Godwin Schuster, ich halte den Zwischenruf fest. (GR Godwin Schuster: Nein, die ... Geschichte!) Es hat geheißen, die Belege liegen nicht vor! (GR Godwin Schuster: Du weißt genau, wovon wir gesprochen haben im Kontrollausschuss!) – Ja, wir haben im Kontrollausschuss davon gesprochen, dass, wenn ein Theater genau 33 Sitzplätze hat und jeder weiß, dass Vollpreiskarten und Ermäßigungskarten verkauft werden, und es für jede Veranstaltung de facto unmöglich ist, dass ... (GR Godwin Schuster: Und es steht im Kontrollamtsbericht, dass manche Sitzkarten nicht nummeriert waren!) – Ja, es steht im Kontrollamtsbericht, dass manche Sachen nicht und so weiter! Das stimmt alles! Ich frage ja nur: Warum ist das der MA 7 nicht aufgefallen? Und warum hat die MA 7 nicht schon vor zwei Jahren gesagt, wenn ihr das nicht endgültig vorlegt, dann gibt es keine Subvention? – Das ist die entscheidende Frage, weil ich davon ausgehe, dass das International Theatre sehr wohl Interesse an einer Subvention gehabt hat. (GR Christian Oxonitsch: Weiterleben oder umgebracht werden! Das ist der Punkt!)

Weiterleben oder umgebracht werden – das ist jetzt das entscheidende Kriterium. Ich verstehe es, ich kann es nachvollziehen und ich habe bewusst gesagt, ich mische mich in die kulturpolitische Debatte nicht ein. Aber das ist dann nicht mehr eine politische Entscheidung des Gemeinderates, denn dann stellen wir im Gemeinderat die Frage: Wer darf weiterleben oder wer wird umgebracht, wenn er die Belege nicht vorlegt, nicht abrechnet? Dann entscheiden wir es gemeinsam! Oder entscheidet es dann nur die SPÖ? Entscheiden die SPÖ und der StR Mailath-Pokorny, wer lebenswert ist und wer nicht? Es hat schon den einen oder anderen in der Theaterlandschaft gegeben, dem auf Grund fehlender Abrechnungen – und nicht nur in der Theaterlandschaft! – die Subvention sofort gekürzt oder eingestellt wurde. Das weißt du, lieber Christian Oxonitsch! Das wisst ihr alle!

Und wenn das so ist, dann entscheiden wir gemeinsam darüber! Ich halte das International Theatre, ich halte ein englisches Theater oder auch zwei englische Theater in Wien für ausgesprochen sinnvoll. Ich halte es für verwegen, dass man das, obwohl man weiß, dass nicht richtig abgerechnet wurde – weil spätestens, wenn die Belege nicht vorgelegt werden, weiß man das, und da die MA 7 selbst prüft und es keine testierte Bilanz gibt, prüft die MA 7 selbst –, seit zwei, drei Jahren vollkommen ignoriert. Und ich halte es vor allem für eine bodenlose Frechheit – und das sage ich ganz bewusst noch einmal –, dass ich mich im Kontrollausschuss als jemand, der sich insbesondere, wenn es um die Fragen der Kontrolle geht, als fairer Gesprächspartner auch der SPÖ gegenüber bislang immer erwiesen habe – und es gibt selten irgendwas, wo sich, wenn ich etwas festgestellt habe, herausgestellt hat, dass da nichts ist – anlügen lassen muss. Ich mag das nicht, und meines Erachtens ist das eines Stadtrates der Stadt Wien, der Gemeinde Wien nicht würdig. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Mir liegt jetzt keine weitere Wortmeldung mehr vor. Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung über das Geschäftsstück.

Wer für das Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei FPÖ, SPÖ und den GRÜNEN fest. Damit ist das Geschäftsstück mehrstimmig angenommen.

Mir liegen auch noch zwei Beschluss- und Resolutionsanträge der ÖVP vor.

Der erste betrifft Unregelmäßigkeiten im International Theatre. Hier ist in formeller Hinsicht die Zuweisung beantragt.

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung fest bei ÖVP, FPÖ und den GRÜNEN. Damit hat der Antrag nicht die erforderliche Mehrheit.

Der zweite Antrag betrifft einen Masterplan für das Palais Kabelwerk, auch hier ist die Zuweisung beantragt.

Wer für diese Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die einstimmige Annahme des Antrages fest.

Wir kommen zu Postnummer 17 der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Exil. Mir liegt keine Wortmeldung vor, wir kommen sofort zu Abstimmung.

Wer für die Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung der ÖVP, SPÖ und der GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Die Postnummer 23 betrifft eine Subvention an das Sir Peter Ustinov Institut. Mir liegt keine Wortmeldung vor.

Wer für die Subvention ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die einstimmige Annahme des Antrages fest.

Die Postnummer 24 betrifft die Subvention an den Verein Unlimited. Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wer für diese Förderung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier stelle ich die Zustimmung bei ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN fest. Der Antrag ist mehrstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 26: Subvention an das Cajetan-Felder-Institut.

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Mag Straubinger, die Verhandlung einzuleiten. (GR Christian Oxonitsch: Da ist auch keine!) Frau Mag Ringler ist gestrichen. (GR Mag Marie Ringler: Doch!) – Doch, sie möchte zu Wort. – Bitte, Sie haben das Wort. 

Berichterstatterin GRin Mag Sybille Straubinger: Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das war jetzt keine absichtliche Verwirrungstaktik. Ich bin nur eigentlich Schriftführerin und daher auf der falschen Seite gestanden.

Ich halte anlässlich dieser Subvention nur fest, dass die SPÖ jetzt mit der FPÖ und ÖVP in einem Boot sitzt, nämlich dabei, ihren Parteiinstitutionen und Vereinen auch Kultursubventionen zukommen zu lassen. Das Cajetan-Felder-Institut ist eindeutig der FPÖ zuzuordnen. So mancher Abgeordneter hier im Haus ist Mitglied. Das lässt sich auch an der Homepage verifizieren. Der Verein ist dankenswerterweise äußerst transparent, was die Vereinsmitglieder und Vorstandsmitglieder betrifft. Das ist löblich. Allerdings ermöglicht es uns natürlich, so wie auch allen Bürgerinnen und Bürgern, sich hier eine Meinung zu bilden. 

Ich halte fest, die Einzigen in diesem Hause, die bei dieser Praxis der verdeckten Parteienfinanzierung nicht mitmachen, sind die GRÜNEN, und das ist gut so. Sie sollten sich überlegen, ob diese Praxis tatsächlich dem entspricht, was Sie unter Kulturpolitik verstehen! – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Eine weitere Wortmeldung liegt mir nicht vor. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wer für den Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Zustimmung bei ÖVP, FPÖ und SPÖ fest. Damit ist der Antrag mehrheitlich angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 36 der Tagesordnung. Sie betrifft ein Plandokument aus dem 21. Bezirk. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hora, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Die Debatte ist eröffnet. Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mahdalik. 

GR Anton Mahdalik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Werte Damen und Herren!

Die Vorgangsweise der SPÖ bei diesem Plandokument ist sinnbildlich für den Umgang der Rathaus-SPÖ mit den Bezirken. Wir haben das gestern und vorgestern schon beim Budget angesprochen, dass die Bezirke in den letzten Jahren im Zuge der Dezentralisierung systematisch ausgehungert werden, aber nicht, weil kein Geld da ist, sondern weil ein Plan dahintersteckt. Nach dem Motto „Nur ein willfähriger Bezirk ist ein guter Bezirk!" werden viele Bezirke durch zu geringe Mittel bei der Dezentralisierung ausgehungert. 

Es gibt ja nur mehr einige wenige Bezirke, darunter auch Gott sei Dank den 22. Bezirk, die nicht krachen wie die Kaisersemmeln. Der 22. Bezirk hat einen Sparmeister als Finanzausschussvorsitzenden. Das ärgert zwar manchmal die Bürger, weil viele Straßen im Bezirk Schlaglochpisten sind, aber bitte schön. Wir haben zumindest noch Geld auf der hohen Kante. Das hat alles Vor- und Nachteile. Ich bin froh, dass ich in einem Bezirk zu Hause bin, der nicht flach ist. Hier einen schönen Gruß an den Walter Uttner, er macht das nach seinen Möglichkeiten recht gut. 

Aber nur handsame Bezirke stehen der Rathaus-SPÖ auch zu Gesicht. Deswegen werden die Bezirke auch mit so wenig Geldmitteln ausgestattet. Es ist ja nicht deswegen, weil zuwenig Geld da ist. Wir haben ja für alle möglichen Blödheiten genug Geld in der Stadt: Fürs EKH haben wir über 2 Millionen EUR über, für die Punkerhütte haben wir in den nächsten Jahren einige Millionen Euro übrig. Wir haben sogar für so genannte Künstler, die es als Kunst verstehen, in einem Hörsaal die Notdurft zu verrichten, 1 000 EUR Ehrenpension im Monat übrig. Geld ist mehr als genug da, es wird nur von der SPÖ so eingesetzt, wie es einer Partei mit einer doch nicht mehr zu verbergenden Präpotenz einer absoluten Mehrheit eben zu eigen ist (GR Alfred Hoch: Ihr seid ja die Steighilfe!) – Alfred, ich bitte dich! Du vergisst dich. Das ist ein Blödsinn, was du redest. 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm (unterbrechend): Bitte, es reißt jetzt wirklich schön langsam eine Sprachkultur ein, die ich nicht länger akzeptieren möchte. Man sollte nicht ständig einem anderen Blödheiten, Blödsinn oder Vergleichbares vorwerfen. Ich bitte wirklich, hier eine andere Sprachkultur zu pflegen und das sprachliche Niveau ein bisschen zu erhöhen!

GR Anton Mahdalik (fortsetzend): Entschuldigung, Herr Vorsitzender! Entschuldigung, Alfred! Aber als Favoritner ist man ein bisschen härter im Nehmen. (Heiterkeit bei GR Alfred Hoch.) Ich verbessere das Ganze auf Unsinn. Aber wir sind vom eigentlichen Thema abgekommen. 

Wir sind ja beim Plandokument 7825 in Wien-Floridsdorf, und auch da hat sich der Umgang der Stadt Wien mit den Bezirken wieder einmal manifestiert. Die Stellungnahmen der Bezirksvertretung sind abgetan worden, auch nach dem Motto von der SPÖ, so scheint es mir: Die „Bezirkswappler" kennen sich eh nicht aus, was wollen die eigentlich? Was wollen die mit diesen Stellungnahmen? So in etwa kommt es mir vor: Wir im Rathaus bestimmen, wo es langgeht. Wir sagen den Bezirken, was gut für sie ist. – Es hat eine umfangreiche Stellungnahme mit drei Punkten gegeben, und die SPÖ hat 1 000 Begründungen gefunden, warum das alles nicht zu berücksichtigen ist: Geht nicht, brauchen wir nicht, haben wir schon. Darum werden wir auch dieses Plandokument ablehnen, denn es kann nicht sein, dass so mit den Bezirken umgesprungen wird.

Meine Damen und Herren von der SPÖ! Hochmut kommt immer noch vor dem Fall. Das ist mir auch nicht nur anlässlich dieses Plandokumentes eingefallen, sondern auch, als die Kollegin Yilmaz heute gemeint hat, die Demonstranten im 20. Bezirk, die besorgten Menschen, wären nichts anderes als Mob. Das kommt vielleicht da, in der Sitzung recht gut an. Das kommt vielleicht auch in der einen oder anderen Sektion, etwa in Grinzing, gut an. Bei den Leuten auf der Straße, bei den besorgen Bürgern, die für mehr Sicherheit ihrer Kinder, die gegen die steigende Gefahr des radikalen Islamismus auftreten, kommt es mit Sicherheit nicht gut an. Und diese merken sich das auch. So blöd sind die Leute nicht! [Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.]

Ich weiß, dass viele in der Sozialdemokratie schon vor dem nächsten Wahlgang scheppern wie die Kluppensackeln, weil die Umfragen eben nicht so berauschend sind. Das ist nur eines der vielen Themen, wo die SPÖ in Wien eine Präpotenz an den Tag legt, die natürlich – und das könnte bei uns genauso sein – nach 60 Jahren an der Macht sich irgendwann einschleicht. Das ist auch menschlich verständlich, wird aber bei den Bürgern auf Dauer nicht gutgeheißen werden. 

Darum ist es interessant, solche Auseinandersetzungen mitzuverfolgen, wie sie jetzt bei der Kulturdebatte auch an der Tagesordnung waren, nämlich zwischen Rot und Grün. Das gibt es manchmal zwischen Rot und Blau oder zwischen Rot und Schwarz. Da werden wahrscheinlich die Köpfe rauchen, falls die absolute Mehrheit 2009 oder 2010 nicht mehr eingefahren werden kann, was wir glauben und hoffen, wer dann für die SPÖ den billigen Jakob als kleinen Koalitionspartner abgeben wird. Also, die FPÖ wird sicher nicht zur Verfügung stehen. Die wahrscheinlichsten Kandidaten sitzen von mir aus gesehen links. Sie haben es ja schon von 1996 bis 2001 gesehen, dass man mit wenigen Posten und Pöstchen und mit ein paar Zusagen eine ganze Legislaturperiode bequem regieren kann – aus der Sicht der SPÖ. (Zwischenruf von GR Alfred Hoch.) Aber vielleicht hat sich die ÖVP gebessert, hat gelernt daraus. 

Wir sind aber schon wieder vom eigentlichen Thema etwas abgekommen. Wir waren beim Hochmut, bei der Kollegin Yilmaz. Wir waren beim Hochmut der SPÖ gegenüber den Meinungen der Bezirksvertreter, die ja diese Meinung, diese Stellungnahmen sich nicht aus den Fingern gesogen haben, sondern natürlich die Stellungnahmen und Urgenzen aus der Bevölkerung leben und diese zu Papier gebracht haben. Die SPÖ im Rathaus hat gesagt: Das interessiert uns nicht, wir fahren drüber. Deswegen lehnen wir dieses Plandokument, wie gesagt, ab. 

Weil wir gerade bei einem Bezirkswunsch sind, möchte ich auch einen Antrag einbringen, der nicht den 21. Bezirk, sondern den 10. Bezirk betrifft. Ich möchte ihn jetzt nicht lange und breit ausführen, weil ich heute im Rahmen der Fragestunde an den Herrn StR Schicker diese Frage schon gestellt habe, und zwar betrifft es die Sanierung, die Asphaltierung der Liesingbachstraße im Bereich der Kleingartenanlage „Aus eigener Kraft". Herr StR Schicker hat in seiner Antwort bedeutet, dass das Ganze im Rennen ist. Das will ich ihm auch glauben. Sicher ist sicher. 

Ich habe daher gemeinsam mit meinem Kollegen Herbert Madejski und zwei Kollegen der ÖVP, Alfred Hoch und Günter Kenesei, folgenden Antrag vorbereitet und werde ihn jetzt einbringen. 

Der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr möge im Zusammenwirken mit der amtsführenden Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke und der Bezirksvertretung von Favoriten Gespräche mit dem derzeitigen Eigentümer dieses Straßenstücks bezüglich einer Übernahme ins öffentliche Gut führen und bei positivem Ausgang eine rasche Asphaltierung in die Wege leiten. 

Wir haben eine Zuweisung in die betreffenden Ausschüsse beantragt und hoffen auf Ihre Zustimmung. (Beifall bei der FPÖ.) 

Einen zweiten Antrag möchte ich noch einbringen. Da kommen wir schon wieder über die Donau zurück, in den 22. Bezirk. Er betrifft die Albert-Schultz-Halle beziehungsweise die derzeitige und hoffentlich auch zukünftige Heimstatt der Vienna Capitals, weil ja in den letzten Wochen und Monaten immer wieder Stimmen laut geworden sind, dass eine neue Mehrzweckhalle im Wiener Prater in den nächsten Jahren errichtet werden soll. Der vorgesehene Platz ist, so glaube ich, jetzt schon durch die geplante Übersiedlung der Wirtschaftsuniversität weggefallen. Ich glaube, die Pläne liegen nach wie vor auf dem Tisch oder in irgendeiner Schublade, dass die „Caps" abgesiedelt werden sollen, was in weiten Bereichen des Bezirkes und bei 100 Prozent der Fan-Gemeinde und der Vereinsmitglieder, des Nachwuchses, der Eltern auf Ablehnung stößt. Ich kann das aus eigener Erfahrung sagen, ich habe ja viele Gespräche mit den Fanclub-Vertretern geführt und habe mich auch mit dem Bezirksvorsteher des 22. Bezirkes verständigt. Wir fahren hier eine gemeinsame Linie. 

Die Linie lautet vereinfacht, die „Caps" müssen in Donaustadt bleiben. Sie sollen nicht verpflanzt werden (GR Dr Herbert Madejski: Immer gefährlich!), weil es für Vereine – Beispiel „Wacker" – immer gefährlich werden kann, die dann eines schleichenden oder schnellen Todes sterben. Das wollen wir natürlich nicht. Die „Caps" sind ein Donaustädter Verein – früher unter dem Namen WEV, CE Wien, wie auch immer. Spitzeneishockey ist und war im 22. Bezirk immer zu Hause und soll es auch bleiben im Sinne des Vereines und im Sinne der Fans. 

Falls diese Halle, wie von den Vereinsverantwortlichen oft gesagt wird, bei Spitzenspielen über ein zu geringes Fassungsvermögen verfügt, so hat das wohl seine Richtigkeit, aber es betrifft höchsten vier, fünf Spiele, vielleicht ein Playoff im Jahr, wo das Fassungsvermögen vielleicht 5 000 oder 6 000 Zuseher betragen müsste oder könnte. Aber deswegen ist noch lange nicht eine Absiedlung in einen anderen Bezirk, in eine Mehrzweckhalle mit 20 000 Zusehern notwendig. 

Ich habe mich mit dem Bezirksvorsteher Scheed auf diese Linie geeinigt: Es kann die Albert-Schultz-Halle bei gutem Willen und mit nicht allzu hohen finanziellen Mitteln aufgestockt werden – baulich wäre das möglich –, oder aber man stellt eine neue, etwas größere Halle an einem anderen Ort im 22. Bezirk auf, flächenmäßige Ressourcen haben wir mehr als genug. Der Antrag lautet: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport möge im Zusammenwirken mit dem amtsführenden Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr Gespräche mit den Verantwortlichen der Vienna Capitals führen und Überlegungen anstellen, wie die Albert-Schultz-Halle baulich eventuell erweitert oder optional eine Halle mit größerem Fassungsvermögen im 22. Bezirk als neue Heimstatt der „Caps“ errichtet werden kann.“ 

Wir haben sie auch an die zwei entsprechenden Ausschüsse zuweisen lassen, wenn dieser Antrag Zustimmung findet, worum ich ganz offiziell jetzt ersuchen möchte. (Beifall bei der FPÖ.) 

Sehr geehrte Damen und Herren! Zum Schluss möchte ich noch den Appell an Sie richten, bei diesen zwei Bezirksanträgen aus dem 10. und 22. Bezirk keine Überheblichkeit an den Tag zu legen, sondern Menschlichkeit und Weitblick. Diese Menschlichkeit und den Weitblick und die Nicht-Präpotenz, die Sie hoffentlich hier bei diesen Anträgen an den Tag legen, sollten Sie auch auf Ihre Beziehungen mit den Bezirken, was Finanzen oder Stellungnahmen zu Plandokumenten betrifft, ausweiten, meine Damen und Herren! Das wäre mein Appell an den StR Schicker und an die SPÖ im Allgemeinen zum Schluss. – Vielen Dank. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. – Bitte. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Der Flächenwidmungsplan, um den es da geht, betrifft, wie schon gehört, Floridsdorf. Entlang der Thayagasse soll eine neue Bebauungsmöglichkeit geschaffen werden. Ein mehrgeschoßiger Wohnbau ist dort geplant. Die Geschichte gibt leider ein ziemlich trauriges Sittenbild, wie bei uns momentan die Planung funktioniert. Es war dies eine Fläche, die für das benachbarte Umspannwerk als Erweiterungsfläche vorgesehen war. Es war also mit ÖZ festgesetzt, das heißt, für eine öffentliche Nutzung vorreserviert. Nun findet sich eben diese Wohnbebauung auf einem Grundstück, das auf der einen Seite von einer Bahnstrecke, auf der anderen Seite vom Umspannwerk umrahmt ist und quer von einer 
110-Volt-Hochspannungsleitung durchkreuzt wird. 

Was das Eigenartige an der ganzen Sache ist und was mich besonders ärgert: Seit Sommer bietet die Sozialbau, eine, wie wir wissen, der Mehrheitsfraktion nicht ganz entfernte Baugenossenschaft, schon Wohnungen dort an, obwohl wir diesen Flächenwidmungsplan heute hier diskutieren! 

Da frage ich Sie erstens: Woher wussten die, dass diese ÖZ-Widmung fallen wird? Wie kommen Sie zu dem Grundstück? Hat es eine Interessentensuche gegeben? Wurde da vorab etwas angeboten? Ich hab deswegen meinen Laptop mitgebracht, dass Sie nicht behaupten können, ich behaupte irgendetwas. (Die Rednerin hält ihren Laptop in die Höhe.) Das ist die Website Sozialbau, da können Sie nachschauen: 21. Bezirk, Thayagasse 75, Anzahl an zu mietenden Wohnungen: 105, vorgemerkt haben sich auch schon ein paar Leute. Diese scheint diese relativ ungünstige Lage, was die Umwelteinflüsse betrifft, nicht so zu stören, oder sie sind sich dessen noch nicht bewusst, weil sie das auf dem Plan wahrscheinlich nicht erkennen können, den die Sozialbau da anhängt.

Das ist genau das, was mein Vorredner auch schon angesprochen hat: Eine Präpotenz und eine Sicherheit, die dieser Bauträger da an den Tag legt, schon von vornherein die Wohnungen anzubieten, obwohl die Flächenwidmung noch nicht beschlossen ist! Diese muss ja von irgendwoher kommen. Ich nehme an, sie kommt daher, dass das halt schon abgesprochen ist. Die Mehrheitsfraktion hat gesagt: Okay, ihr wisst ohnehin, wenn ein Flächenwidmungsplan in den Gemeinderat kommt, dann wird er auch so beschlossen, wir haben die Mehrheit und wir ziehen das durch. Da ist uns egal, was die Umwelteinflüsse auf diesem Grundstück betrifft. Da ist uns auch egal, dass anscheinend ein Wohnbauträger voreiligst schon wirbt, und wir ziehen das durch. – Genau aus diesen Gründen werden wir diesem Flächenwidmungsplan jedenfalls nicht zustimmen. 

Was aber auf jeden Fall notwendig sein wird – und da appelliere ich schon sehr an die Verantwortlichen im Haus –: Es gibt derzeit schon massive Verkehrsprobleme im Bereich Siemensstraße, Ruthnergasse, eigentlich bis zur Shuttleworthstraße. Es sind in diesem Gebiet in den nächsten Jahren große Entwicklungen vorgesehen: Man munkelt, das Spital Nord wird in der Nähe angesiedelt werden. Es gibt diverse Flächen der Siemens, die entwickelt werden. Das heißt, das Verkehrsproblem wird dort massiv zunehmen und es wird dringend notwendig sein, dass die Stadtplanung hier ein Verkehrskonzept erarbeitet, um zumindest dieses Problem auch für die AnrainerInnen, aber auch für die BewohnerInnen dieser großartigen Wohnhausanlage, die Sie sich da ausgedacht haben, lösen zu können. 

Wir werden diesem Flächenwidmungsplan daher nicht zustimmen. Und ich würde Ihnen und Ihren befreundeten Wohnbauträgern raten, ein bisschen weniger überheblich und rasch mit ihren Wohnungsangeboten an die Öffentlichkeit zu gehen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Hoch. Ich erteile es ihm. 

GR Alfred Hoch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es ist kein Geheimnis, auch wir werden die Flächenwidmung 7825 ablehnen. Die Auflage im Sommer, dass die Wohnungen bereits im Internet angepriesen werden, hat meine Vorrednerin schon kritisiert. Mein Schwerpunkt, meine Kritik richtet sich auf die Stellungnahme der Bezirksvertretung im 21. Bezirk. Die Mehrheitsverhältnisse dort, glaube ich, sind allen bekannt. Diese haben drei Punkte ihrer Stellungnahme, die dann mit 75 Prozent angenommen wurde, kritisiert, wobei nur ein Punkt vom Magistrat positiv bewertet wurde, und zwar ist das die Auszonung bei den Mazda-Rainer-Gründen. Das ist nachvollziehbar, das ist auch okay. 

Aber alle weiteren beiden Punkte, die sehr wichtig sind, und zwar dass man im Bereich der Hochgarage eine Lärmschutzwand errichten soll, ein BB widmen soll – das ist eine besondere Bestimmung –, wurden ganz beinhart abgelehnt, und zwar einfach mit dem Vermerk, es wird dem Bauträger weitergegeben – so auf die Art, wenn er möchte, darf er es hinbauen, müssen tut er nicht. 

Und der dritte Punkt, auch nicht ganz unwichtig in der Gegend: Erstellung eines Grünraumkonzeptes. Auch das wurde seitens des Magistrats, der MA 21, nicht in die Flächenwidmung aufgenommen. 

Und da muss man schon sagen, wenn wir jetzt seitens der Stadtverwaltung so mit den Wünschen des Bezirkes umgehen, nur weil man dort einem Wohnbauträger einen Wohnbau versprochen hat, kann es nicht der Weisheit letzter Schluss sein. Ich erinnere da nur an die Wortmeldung gestern vom Kollegen Valentin, als wir da über Hamburg gesprochen haben, der gesagt hat: Es gibt dort angeblich in diesem Stadterweiterungsgebiet keinen sozialen Wohnbau. So einen sozialen Wohnbau gibt es dort sicher nicht, dass man um einen Strommasten herum eine Wohnsiedlung mit relativ wenig Lärmschutzmaßnahmen auch zur Bahn hin errichtet. Ich denke, dass das ein falscher Ansatz ist. Daher lehnen wir auch diesen Flächenwidmungsplan ab.

Ich möchte nur noch ein Wort zum Antrag vom Kollegen Mahdalik sagen, der den Hochmut der SPÖ kritisiert. Ich kritisiere jetzt zugleich auch den Hochmut der FPÖ. Der Antrag – ich habe mir das gemeinsam mit dem Kollegen Kenesei angesehen – ist inhaltsident und auch fast wortident mit unserem ÖVP-Antrag in der Bezirksvertretung aus dem Mai 2007. Du unterstützt ja den Hochmut der SPÖ! Also, wenn ich den zuständigen Stadtrat frage: Passiert da was? – Na, klar sagt er Ja. Denn es rennt ja schon. Auf Grund unseres Antrages im Mai 2007 – und das ist eindeutig eine Bezirkskompetenz – wird dort bereits gearbeitet. Dieser schmale Streifen gehört der aus der Causa Rothneusiedl bekannten herzoglichen Stiftung. Da rennen die Gespräche, die verkaufen das. Der Antrag ist in Wirklichkeit nur da, damit du halt sagen kannst, du hast halt auch irgendetwas getan. Ich bin mir nicht einmal sicher, ob du das Stückerl dort kennst, was da benötigt wird. Ich finde es halt nicht wirklich gescheit, dass man dem Stadtrat als Oppositionspartei so einen Elfer auflegt, dass er dann sagen kann, er tut es ohnehin schon. Das rennt – keine Angst! –, egal, ob jetzt der Antrag angenommen wird! Ich nehme aber an, er wird angenommen. Damit tust du den Oppositionsrechten keinen guten Dienst. 

Trotzdem bleiben wir dabei: Die Flächenwidmung im 21. Bezirk lehnen wir ab. Den Antrag für den 10. Bezirk unterstützen wir natürlich. – Danke.(Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Reiter. Ich erteile es ihm. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Nur damit man weiß, worüber gesprochen wird: Es geht bei diesem Plandokument um ein 7 ha großes Plangebiet, das die ÖBB-Kleingartenanlage Hochbahngasse, Widmungsanträge an der Siemensstraße mit der Hofbebauung betrifft. Das wurde zumindest von zwei Debattenrednern ansatzweise erwähnt. Und es geht um das Wohnbauprojekt nördlich des Umspannwerks Leopoldau. 

Kollege Mahdalik, so etwas von Nicht-Eingehen auf das Plandokument – ich bin schon fast 20 Jahre da im Haus oder sogar schon länger – habe ich noch nicht erlebt. Es sei gestattet, Abänderungsanträge, Resolutionsanträge einzubringen, keine Frage – im Interesse der Bezirke, 2. Bezirk, 10. Bezirk, 22. Bezirk. Apropos 22. Bezirk: Ich verstehe das schon. Wenn man Mandatar des 22. Bezirks ist, kennt man sich dort ganz gut aus, in Floridsdorf vielleicht weniger. Vielleicht hätten wir David Lasar ein bisschen zum Plandokument befragen müssen. 

Ich habe nämlich genau aufgepasst, und viel habe ich nicht gehört, außer Allgemeinphrasen, Argumente, Allgemeinfloskeln und so weiter und so fort. Das war es, was Kollege Mahdalik aus meiner Sicht geboten hat. Die beiden anderen Debattenbeiträge von Frau Dipl-Ing Gretner und von Herrn GR Hoch nehme ich durchaus ernst. Diese sind auf das Plandokument auch eingegangen. Und ich möchte auch ein paar Argumente aus meiner Sicht dazu sagen. 

Erstens einmal: Es gibt eine bestehende Rechtslage. Die bestehende Rechtslage ist so, dass man in diesem Bereich des Umspannwerkes Bauklasse III bauen könnte, das ist eine gewerbliche Nutzung. Davon ist man abgegangen und hat einen neuen Vorschlag gemacht, zu dem ich später kommen will. 

Wobei die städtebauliche Lage, über diese sollten wir auch reden, nicht so schlecht ist! Es ist hier vom Verkehr allgemein gesprochen worden. Aber Kollegin Gretner, dass dieses Gebiet mit einer hochrangigen öffentlichen Verkehrserschließung verbunden ist, wissen Sie sicher genau, wenn Sie sich in Floridsdorf umschauen. Da gibt es nämlich eine S-Bahn-Station Siemensstraße mit der S1, der S2 und der S8. Dort gibt es eine Busstation Siemensstraße – ein bisschen kann der Kollege Mahdalik jetzt lernen, dass er das Plandokument verinnerlicht –, wo der 31A zur Brünner Straße fährt und wo die Straßenbahnlinien 30 und 31 zu deinem lieben Bezirk, zur U1 nach Kagran fahren. Es gibt dort also eine städtebauliche Lage, die man als durchaus gut bezeichnen kann, was den öffentlichen Verkehr betrifft, und auch mit der Nahversorgung ist es in Ordnung. 

Zum Bedarf von Wohnungen: Der zuständige Stadtrat hat sich natürlich ein ehrgeiziges Ziel gesetzt, in den nächsten drei Jahren 20 000 Wohnungen zu errichten, und das ist nicht so einfach, und da ist jede Wohnung wichtig. Diese 100 Floridsdorfer Wohnungen werden gerne aufgenommen werden. Das Erweiterungsgebiet – und das muss gesagt werden – hat zur Zeit ÖZ-Widmung. Das ist obsolet, das wird wie gesagt nicht mehr gebraucht. 

Zur Sprache kam es jetzt zu diesem Projekt, wo zwei Wohntrakte und eine Hochgarage geplant sind. Dann hat die Frau Dipl-Ing Gretner sehr ausführlich über die Umwelterwägungen gesprochen. Ich möchte ein paar ergänzende Bemerkungen dazu machen. Es stimmt schon, Frau Kollegin, dass es dort eine 110-kV-Leitung gibt. Diese führt dann neben dieser geplanten Hochgarage vorbei. Aber Sie haben nicht dazugesagt, was auch im Akt steht, dass entsprechende Abstände zum Wohnbau hinsichtlich der Richtwerte der Strahlenschutzkommission und der elektromagnetischen Felder eingehalten werden. Das steht ausdrücklich im Akt drinnen. Es sind auch keine negative Auswirkungen zu erwarten. Auch das steht im Akt. Und das Screening hat ergeben, dass keine zusätzliche Umweltverträglichkeitsprüfung notwendig ist und dass auch der naturschutzkonforme Akt gegeben ist. Der § 22 wurde da extra angeführt. Also, es ist nicht so, dass dort Unerlaubtes in Planung ist. Das ist vollkommen in Absprache auch mit den Umweltabteilungen.

Und jetzt zu den Bürgerinitiativen, die beide Debattenredner angeführt haben: Die Sorgen der Bürger nehmen wir Floridsdorfer Sozialdemokraten immer ernst – das ist überhaupt keine Frage!, im Speziellen auch die Sorgen der Bürger der Ruthnergasse 56 Stiege 1 bis 9. Aber ein bisschen hinterfragen möchte ich es schon. Ich habe mir das ganz genau im Akt angeschaut und ich nehme an, Sie haben das auch gemacht, werte Kollegen. 

Wenn es einen vorgedruckten Zettel gibt – und auf diesen vorgedruckten Zetteln sind keine Unterschriften und auch keine Adressen angeführt, auf diesen einzelnen Zetteln sind in Blockbuchstaben zwei, drei, vier, in einem Fall sogar fünf Namen drauf –, dann kann man zumindest ein bisschen hinterfragen, wie diese Aktion zustande gekommen ist. 

Zu den Einwänden möchte ich aber einiges sagen: Es ist keine Frage, Lärm ist ein Thema. Aber es ist schon gesagt worden, es ist entlang der Floridsdorfer Hochbahn eine Lärmschutzwand, und in einer gewissen Weise wird natürlich auch der Bau der Hochgarage dazu beitragen, dass es eine zusätzliche Lärmverbesserung geben wird.

Verbauungsverbot, wie die Bürgerinitiative meint, aus dem Jahre 1970 ist nicht nachvollziehbar. Ich habe vorhin ja schon erwähnt, dass wie gesagt die Bauklasse III bebaut werden könnte. 

Eines noch zur Zeitspanne – auch das ein Argument der Bürgerinitiative –, dass die Zeitspanne zu kurz war. Es sind sechs Wochen öffentliche Auflage, das ist geschehen. Und es wurden auch diese Ankündigungen im Internet gemacht. 

Zu den Bezirkswünschen: Die Durchgängigkeit des Bezirks wurde so auch durchgeführt im Akt. Die Wünsche bezüglich Lärmschutzmaßnahmen und Grünraumkonzept werden an den Bauträger weitergeleitet. 

Der Fachbeirat hat übrigens dieses Plandokument ebenfalls zur Kenntnis genommen. Ich nehme an, meine Fraktion wird diesem Plandokument auch zustimmen. Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist daher geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Karlheinz Hora: Danke schön.

Kollege Mahdalik, nur ganz kurz: Ich habe mir den Akt ganz genau angeschaut. Es ist eine Floridsdorfer Flächenwidmung. Ich konnte nicht erkennen, dass wegen des Wahlergebnisses 2010 etwas drinnen steht, was Sie hier in Ihren Ausführungen angeführt haben. Ich kann nur sagen: Bleibt der Wahlsieg 2005 von Ihnen in gleicher Weise 2010, wird das dann vielleicht ein anderes Ergebnis erzeugen.

Das Zweite, zu den Vienna Capitals. Es hat mich nur etwas gewundert, dass das Wort „Vienna Capitals" ganz locker von Ihren Lippen gegangen ist. 

Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Poststück. – Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 36 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist mehrstimmig, das heißt, mit Unterstützung der SPÖ so angenommen. 

Zu dieser Postnummer liegen mir zwei Beschlussanträge vor. 

Der erste Beschlussantrag, eingebracht von FPÖ und ÖVP betreffend Kleingartenanlage „Aus eigener Kraft“ in Wien-Favoriten, ist ein Zuweisungsantrag an die Gemeinderatsausschüsse für Stadtentwicklung und Verkehr sowie Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ so angenommen.

Der zweite Beschlussantrag der FPÖ betreffend Verbleib der Vienna Capitals in Donaustadt ist ein Antrag, der zugewiesen werden soll an die Gemeinderatsausschüsse für Bildung, Jugend, Information und Sport sowie Stadtentwicklung und Verkehr.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 38 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument 7195K im 22. Bezirk, KatG Eßling. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Daher kommen wir zur Abstimmung.

Wer dieser Postnummer zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt, und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Sanierung von 75 Wiener Würfeluhren. Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Troch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr. 

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir haben im Ausschuss schon ein wenig diskutiert über diesen Tagesordnungspunkt. Was mir bisher zu kurz gekommen ist und was wir auch im Gemeinderatssaal noch nie getan haben, ist, uns die Frage zu stellen: Wie viel Werbung verträgt der öffentliche Raum in Wien? Wie viel Werbung wollen wir tagtäglich sehen? Wie viel Werbung können wir ertragen? Was wollen wir? Das ist bisher ziemlich einseitig entschieden worden von der Mehrheitsfraktion. Wir hatten die Debatte aber eigentlich noch nie geführt. Es entsteht immer mehr der Eindruck, die Wiener SPÖ glaubt, dass die Stadt ihr gehört und sie so Quadratmeter für Quadratmeter für Werbezwecke zur Verfügung stellen kann. (GR Christian Oxonitsch: Plädoyer gegen das Schwarzplakatieren!)

Wir haben die Idee sogar weitergesponnen im Klub und haben gesagt: Vielleicht kommen Sie bald auf die Idee, dass auf den Käppchen der Kontrolleure der Parkscheine oder links und rechts auf den Uniformen, wie man das von Spitzensportlern kennt, steht: gesponsert Wiener Städtische. Diese Idee wird Ihnen wahrscheinlich auch bald kommen. (GR Dr Wolfgang Aigner: Spätestens jetzt kommt sie! Das war nicht gescheit!) – Ja, es war vielleicht ein bisserl leichtsinnig, diese Vision hier zu äußern, weil womöglich können Sie sich damit anfreunden. (GR Christian Oxonitsch: Das ist die Kampagne gegen das Schwarzplakatieren!) – Genau, das ist auch so ein Fall. Die Gewista der Wiener SPÖ ist ja auch ein Unternehmen, sage ich einmal, das durchaus profitiert von dieser Haltung: Rollingboard-Bewilligungen, die auch vom Kontrollamt kritisiert wurden et cetera, ich erinnere, haben uns auch in den letzten Jahren schon beschäftigt. 

Diese Debatte findet nicht statt. Wie ich Ihren Zwischenrufen entnehmen kann, meinen Sie: Sie ist gar nicht notwendig, wir brauchen das Geld, wir machen, was wir wollen, die Stadt gehört uns. So interpretiere ich jetzt Ihre Aussagen. Wir sehen das anders. Für mich persönlich ist die Anzahl der Werbeflächen im öffentlichen Raum in Wien schon wirklich unerträglich geworden. Es geht jetzt nicht mehr nur darum, dass man in öffentlichen Verkehrsmitteln eine gewisse Anzahl von Werbungen sieht. Sie haben auch vor Kurzem beschlossen, dass im Rahmen der Europameisterschaft auch Bodenflächen et cetera freigegeben werden. 

Ich glaube nicht, dass die Wienerinnen und Wiener das wollen. Ich glaube, Sie sollten sich auch die Frage stellen, wie weit können Sie können gehen, den öffentlichen Raum zu verkaufen! 

In diesem Fall, zu den Würfeluhren, gibt es heute einen Artikel in der „Presse" dazu. Da wird ein Werbeexperte aus Deutschland zitiert, der selbst 4 000 Uhren im öffentlichen Raum als Werbeflächen in Deutschland nützt. Er sagt aber, das Ziffernblatt wird nicht angetastet, es geht da eher darum, die Säulen oder das, wo diese Uhren befestigt sind, als Werbeflächen zu nutzen. Er meint, er will das nicht wirklich kommentieren, aber er sagt wortwörtlich dazu, ob jetzt eben der veranschlagte Preis angemessen sei: „Das hängt ja ganz vom konkreten Standplatz und den Ortsverhältnissen ab. Aber es kommt mir wie ein sehr günstiges Schnäppchen vor." 

Ich möchte Ihnen jetzt nur zu den Standplätzen ganz kurz die Liste, die wir im Akt dabei haben, in Erinnerung rufen: Es sind 75 Uhren in ganz Wien. Da gibt es wirklich äußerst attraktive Lagen: Am Hof, Neuer Markt, Schottentor, Schwarzenbergplatz, Schwedenplatz, also wirklich Orte, wo sich viele Leute bewegen und auf die Uhr schauen, Matzleinsdorfer Platz, Alser Straße, Hütteldorfer Straße, Gersthofer Straße. In eigentlich allen wichtigen Plätzen unserer Stadt gibt es so eine Würfeluhr, die noch dazu durch ihr charakteristisches Aussehen auch schon zum Stadtbild gehört und doch auch zur Identität der Wiener Stadtlandschaft beitragt.

Die Angemessenheit ist jetzt der zweite Punkt. Die Zweckmäßigkeit habe ich schon sehr in Frage gestellt. Ich glaube eigentlich, dass eine Uhr dazu da ist, um die Zeit abzulesen und nicht um zu sehen, wer das Uhrwerk gestiftet hat. Die Zweckmäßigkeit stelle ich sehr in Frage, weil ich glaube, dass es durchaus noch Orte geben soll im öffentlichen Raum, wo man hinschauen kann und keine Werbefläche vor Augen hat.

Und jetzt zur Wirtschaftlichkeit: Wie schon angesprochen, wird bezweifelt, dass der Preis, diese 550 000 EUR, die die Wiener Städtische einmalig für zehn Jahre gespendet hat, angemessen ist. Wenn man das auf die 75 Uhren und die zehn Jahre berechnet, bedeutet das pro Ziffernblatt nur 183 EUR. Wie auch ein Professor am Institut für Publizistik und Kommunikationswissenschaften an der Uni Wien – in diesem „Presse"-Artikel zitiert – sagt: Es gibt eben mit solchen Flächen, wo eine Uhr, Information daran gebunden ist, „sehr viele Kontakte". Daher ist die Wirtschaftlichkeit auch dieses Unterfangens sehr in Frage zu stellen. Für ähnliche Flächen in den Wiener Linien beispielweise werden rund 5 000 EUR verlangt.

Ich bringe deshalb einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Vertrags zur Sanierung von 75 Wiener Würfeluhren ein. Er richtet sich eben darauf, ob der Vertrag zwischen der Stadt Wien, vertreten durch die MA 33, und der Wiener Städtischen Wechselseitigen Versicherungsanstalt-Vermögensverwaltung den Grundsätzen der Ordnungsmäßigkeit, Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht. Ich stelle den Antrag gemeinsam mit meinen Kollegen im Kontrollausschuss, Waltraut Antonov und Martin Margulies.

Wir haben bei den Recherchen zu dem ganzen Fall festgestellt: Ja, es stimmt, das Vergabegesetz ist nicht betroffen, da war nur die Ausschreibung dieser neuen Uhrwerke betroffen, und das wird dem Vergabegesetz entsprechen, wie uns beantwortet wurde. Aber wie verhält es sich mit solchen Spenden? Es ist ja normalerweise so: Das Vergabegesetz gilt dann, wenn die Stadt einem Unternehmen einen Betrag gibt, weil der eben eine gewisse Leistung erbringt. In diesem Fall ist es umgekehrt: Es gibt jemand der Stadt Geld für eine Leistung, für einen Gegenwert, in dem Fall die Werbefläche.

Ich denke aber auch, dass bei solchen Modellen natürlich die Wirtschaftlichkeit gelten muss. Wir können ja, wie gesagt, diese öffentlichen Wertformflächen nicht immer uns zugetanen Unternehmen zukommen lassen, weil sie sich dafür interessieren, sondern wir sollten immer im Auge haben, dass eben auch das Budget in dieser Stadt stimmt. 

Sie werden sich nicht wundern, dass wir diesem Antrag nicht zustimmen werden, und ich hoffe doch sehr, dass sie das Kontrollamt beweisen lassen, dass alles seine Richtigkeit hat und es auch andere Interessenten gegeben hätte und sie da ausführlich gesucht haben und das wirklich das wirtschaftlichste Angebot war. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Kurt Wagner: Sie glauben, da stehen die Firmen aus der Privatwirtschaft ...!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Dr Harald Troch: Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Wir debattieren etwas, das den Wienern etwas bedeutet und das die Herzen der Wiener eigentlich auch bewegt. Das hat man in den Medien schon wahrgenommen. Und ich darf Ihnen bei der Gelegenheit den neuesten Bildband über Wien vorstellen, ein phantastischer Bildband von Ronnie Niedermeyer. (Der Redner hält das genannte Buch in die Höhe.) Und was ist am Titelbild zu sehen? – Am Titelbild ist zumindest eine Wiener Würfeluhr. Eine wunderbare Publikation, auch vom künstlerischen Standpunkt und von der Qualität. 

Und weil den Wienern und Wienerinnen diese Würfeluhren etwas bedeuteten, hat sich die Stadt Wien etwas überlegt, ganz einfach, um diese Würfeluhren nachhaltig zu sichern. Und diese nachhaltige Sicherung finden wir in diesem Vertrag, der hier vorliegt. Ich muss sagen, die grüne Sprecherin argumentierte hier heute schon etwas differenzierter und richtiger als im Gemeinderatsausschuss. Es handelt sich tatsächlich – und das möchte ich allgemein zur Information sagen – um einen Gestattungsvertrag. Hier werden ein beziehungsweise mehrere Objekte der Stadt Wien zu Werbezwecken überlassen. Das ist nicht ausschreibungspflichtig, es ist keine Leistungssuche im klassischen Sinn. Und damit haben die GRÜNEN erfreulicherweise etwas differenzierter und weniger ignorant argumentiert als in der letzten Gemeinderatsauschusssitzung Stadtentwicklung.

Ich möchte als Berichterstatter das Debattenangebot zur Frage Werbung im öffentlichen Raum nicht aufgreifen. Ich möchte mich bescheiden auf den eigentlichen Punkt, um den es hier geht. Ich möchte aber zur Vorgangsweise der Stadt Wien doch einiges bemerken. Die Vorgangsweise des Stadtrates und der zuständigen Magistratsabteilung ist erstens einmal korrekt, es entspricht den zuständigen Richtlinien für die Einhaltung eines Gestattungsvertrages. 

Die Vorgangsweise des Stadtrates und der zuständigen Magistratsabteilung ist zweitens modern, intelligent und – ich würde sagen – sogar sehr wirtschaftlich, und zwar deshalb, weil der Stadt Wien und den Wiener Steuerzahlern und -zahlerinnen 550 000 EUR erspart werden. Das sind die Kosten für die Erneuerung aller 75 Wiener Würfeluhren im Zeitraum von zehn Jahren. Es ist in diesem Sinn auch sparsam – höchst sparsam, würde ich sogar sagen –, weil nicht nur auf Wiener Ebene gespart wird, sondern weil den für die Finanzierung zuständigen Bezirken die entsprechenden Kosten abgenommen werden. Wir diskutieren immer wieder die Bezirksbudgets. Es ist auch in diesem Sinn eine äußerst erfreuliche Vorgangsweise.

Ich würde sagen, die Vorgangsweise von StR Schicker und der zuständigen Magistratsabteilung ist auch ästhetisch. Erste Überlegungen und Angebote waren, dass bestimmte Firmen, beziehungsweise Vertragspartner, nur bestimme Uhren sozusagen zu Werbezwecken verwenden und damit für Kosten aufkommen, aber das hätte kein einheitliches Bild ergeben. Wir haben nun ein einheitlichen Bild in Wien, mit einem einheitlichen Logo. (Ironische Heiterkeit bei GR Mag Christoph Chorherr.) Ich denke, das ist für das Stadtbild und den öffentlichen Raum förderlich. Es ist ein Logo, das auch den Wiener Landesfarben entspricht. Es ist in rot-weiß gehalten. Es ist höchst erfreulich. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) 

Wenn man sich ältere Fotos oder aktuelle Fotos der Wiener Würfeluhren wie hier ansieht, dann sieht man, dass das Ziffernblatt auch bisher nicht frei von Illustrationen war. Da war das Logo der MA 33, da steht die Firma drauf, die es ursprünglich gestaltet hat, nämlich „Schauer", und auf verschiedenen Würfeluhren steht auch „Normalzeit" drauf, was auf dieser nicht der Fall ist.

Also auch die bisherigen Ziffernblätter waren beschriftet, auch wenn ein Kollege von den GRÜNEN lacht. Sie haben das vielleicht nicht gewusst: Diese waren beschriftet und werden einfach weiterhin beschriftet werden, aber mit dem Vertragspartner, mit dem wir hier eine ausgezeichnete Lösung, eine sparsame Lösung, eine wirtschaftliche Lösung, eine moderne und intelligente Lösung gefunden haben.

Ich ersuche Sie um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag der GRÜNEN betreffend die Überprüfung der Wirtschaftlichkeit des Vertrags zur Sanierung von 75 Wiener Würfeluhren vor. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrages an den Kontrollausschuss verlangt. 

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen worden.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 51 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 8. Gemeinde-
ratssubventionsliste 2007. Zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen daher zur Abstimmung. 

Wer der Postnummer 51 die Zustimmung erteilt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. (GR Dipl-Ing Martin Margulies: Getrennte Abstimmung! – GR Christian Oxonitsch: Pensionistenverband Österreich!) – Das ist mir nicht so gesagt worden. Danke für den Hinweis, ich hab das hier nicht entnehmen können. 

Aus dieser Subventionsliste wird gesondert abgestimmt die Landesorganisation Wien, Pensionistenverband. 

Wer dieser Subvention an den Pensionistenverband Österreich, Landesorganisation Wien zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der überwiegenden Mehrheit mit Ausnahme der GRÜNEN so unterstützt.

Es gelangt nunmehr der Rest der Subventionsliste zur Abstimmung. 

Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 43 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung eines Baurechtsvertrages mit der „Österreichisches Siedlungswerk" Gemeinnützige Wohnungsaktiengesellschaft für eine Liegenschaft im 7. Bezirk, KatG Neubau. Zum Wort ist niemand gemeldet.

Wir kommen daher gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Geschäftsstück zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle fest, dass eine überwiegende Mehrheit, mit Ausnahme von drei Gemeinderäten der GRÜNEN diesem Akt die Zustimmung erteilt hat.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 1 und 2 der Tagesordnung, sie betreffen Förderungen von Aktivitäten im Rahmen der Integrations- und Diversitätsangelegenheiten zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Das ist nicht der Fall. Ich bitte daher den Herrn Berichterstatter, GR Bacher-Lagler, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Korun.

GRin Mag Alev Korun (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich möchte mit der Postnummer 1 beginnen, mit den Maßnahmen zur Förderung interkultureller Sensibilität und Kompetenz und anderen Bereichen, die aus diesem Topf gefördert werden. Diese Maßnahmen sind auch gekoppelt beziehungsweise haben auch zu tun mit Sprachmaßnahmen und Alphabetisierungskursen. Da möchte ich anmerken, dass in der letzten Ausschusssitzung von uns wieder angemerkt wurde, dass die Evaluierung der vorhandenen Sprachmaßnahmen und Alphabetisierungsmaßnahmen nicht nur sinnvoll, sondern auch notwendig wäre. Wir haben daraufhin die Antwort bekommen, dass diese Evaluierungen stattfinden und diese in geeigneter Form auch an die Opposition weitergeleitet werden sollen. 

Wir freuen uns über diese Ankündigung und möchten noch einmal deponieren, dass wir hoffen, die Evaluierungsergebnisse sehr bald in entsprechender Form zu bekommen und hoffentlich in Zukunft auch laufend zu bekommen, ohne diese jedes Mal einfordern zu müssen.

Wir haben gestern und vorgestern in der Budgetdebatte auch über den großen und unserer Meinung nach wichtigen Bereich Integration gesprochen. Unser Antrag auf die Verdoppelung des Budgets für Integrationsmaßnahmen wurde von den anderen Fraktionen abgelehnt.

Nichtsdestotrotz wollen wir auch heute einen Antrag zum Beschluss von notwendigen Maßnahmen zur Herstellung von Chancengleichheit einbringen, die unserer Meinung nach dringendst notwendig sind, sollte Chancengleichheit nicht ein Lippenbekenntnis und eine rein rhetorische Ankündigung bleiben. Unserer Meinung nach gehören dazu sowohl die Erarbeitung eines strategischen Integrationsmasterplanes für Wien mit konkreten Zielen, Zielvorgaben und auch Zeitspannen, um diese Ziele zu erreichen, und mit konkreten Maßnahmen dazu, wie auch die Schaffung von flächendeckenden Kinderbetreuungseinrichtungen. Ich werde nicht wiederholen, was ich gestern gesagt habe. Thema war allerdings und Thema wird immer auch in der Integrationspolitik sein, genügend Kinderbetreuungsplätze sicherzustellen, damit alle Kinder von früh an, nämlich sobald sie die Bildungseinrichtung Kindergarten antreten, gleiche Chancen und gleiche Möglichkeiten für ihre Entwicklung und Entfaltung bekommen.

Zu unserem Beschlussantrag gehört auch die Forderung der Schaffung ausreichender Planstellen sowohl für Förderlehrer und -lehrerinnen als auch für muttersprachliche Lehrer und Lehrerinnen. Wenn man nämlich nicht nur beim Lippenbekenntnis bleibt, dass Muttersprache auch wichtig ist, muss man auch Geld in die Hand nehmen, um die Entwicklung der Muttersprache zu fördern, sonst haben wir nicht nur keine Mehrsprachigkeit bei Kindern, die an sich mehrsprachig wären, weil sie aus Familien mit nichtdeutscher Muttersprache kommen, sondern im schlimmsten Fall eine Halbsprachlichkeit.

Die Erhöhung der Zahl der Hauptschulabschlusskurse ist dringend notwendig, nicht nur weil laufend Quereinsteiger und Quereinsteigerinnen im Bildungssystem in Wien einsteigen, also Kinder und Jugendliche, die nicht am Beginn ihrer Schulpflicht nach Österreich kommen, sondern erst später. 

Und last but not least ist es auch notwendig, einen Maßnahmenplan zu erarbeiten, damit die Stadt Wien als Arbeitgeberin dem selbstgetätigten Ziel Chancengleichheit gerecht wird, damit nicht nur beim Putzpersonal im Magistrat Migranten und Migrantinnen – insbesondere Migrantinnen – sehr stark vertreten sind, sondern auch auf den mittleren und oberen Führungsebenen.

In diesem Sinne möchte ich diesen Beschluss- und Resolutionsantrag einbringen und die sofortige Abstimmung des Antrages beantragen.

Abschließend möchte ich noch einmal erwähnen, dass wir den Sprach- und Alphabetisierungsmaßnahmen sowohl im Integrationsausschuss als auch später im Gemeinderat bis jetzt zugestimmt haben und zustimmen, weil wir finden, dass Sprachkenntnisse und die Förderung von Sprachkenntnissen notwendig sind. Gleichzeitig möchten wir auch in Erinnerung rufen und auch unterstreichen, dass Sprachkenntnisse kein Fetisch werden dürfen. Es darf Integration nicht auf Sprachkenntnisse verkürzt werden, denn es gibt in dieser Stadt auch sehr viele Menschen, die hervorragend Deutsch beherrschen, die aber trotzdem ethnisch oder rassistisch diskriminiert werden, die ständig gefragt werden, wann sie dann endlich wieder zurückgehen, die nicht die gleichen Chancen bekommen: nicht am Wohnungsmarkt, nicht am Arbeitsmarkt und nicht im Bildungswesen. Also wäre es ein fataler Fehler, so zu tun, als wären die Menschen sozial gut integriert und hätten die gleichen Chancen, nur wenn sie gut Deutsch können.

Abschließen möchte ich mit dem Beispiel von einem afrikanischen Kollegen, der schon seit Jahren österreichischer Staatsbürger ist und der in Wien nach seinem alten Reisepass gefragt wurde, obwohl er seinen österreichischen Reisepass hergezeigt hat, und der bei Ausweiskontrollen regelmäßig in Wien drankommt und ständig gefragt wird, woher er kommt. Und das ist einer, der an einem Gymnasium Französischlehrer ist, hervorragend Deutsch spricht und seit ungefähr 20 Jahren hier lebt. Er selbst ist das beste Beispiel dafür, finde ich, dass Sprache eben nicht gleich Integration ist und dass soziale Integration nicht gleich Deutschsprachkenntnisse sind. 

In diesem Sinne werden wir sinnvolle Alphabetisierungs- und Deutschkurse weiterhin unterstützen, werden aber auch nicht müde werden, die Stadt Wien an ihre relativ junge Ankündigung, Chancengleichheit herstellen zu wollen, zu erinnern und zu sagen, dass viel mehr zur Chancengleichheit gehört als nur Sprachkenntnisse oder die Förderung dieser.

In diesem Sinne danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ekici. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sirvan Ekici (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herzlichen Dank, sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich habe mich heute zu Wort gemeldet, um einen Antrag einzubringen. Wie wir heute schon gehört haben, hat Kollegin Korun einen Antrag zur Chancengleichheit und Ausarbeitung eines Masterplanes der Stadt Wien eingebracht. Ich wäre gerne zu dem Antrag dazu gegangen, sie wollte das nicht. Deswegen sehe ich mich veranlasst, auch einen Antrag zu diesem Thema einzubringen, den ich aber auch schon in der Vergangenheit in ähnlicher Version eingebracht habe und der dann leider von der Stadt Wien bis jetzt abgelehnt wurde.

Wir von der ÖVP glauben – und nicht nur wir, sondern auch viele Experten und Menschen, die auf diesem Gebiet tätig sind –, ohne ein Integrationskonzept wird die Integrationsarbeit in dieser Stadt langfristig gesehen nicht fruchten und nichts bringen.

Wenn wir nicht wissen, wo die Problemlagen sind, wenn wir nicht wissen, wo die Defizite sind, wenn wir nicht wissen, ob die Maßnahmen, die gesetzt worden sind, greifen, dann sind alle Maßnahmen sozusagen im Sand verlaufen oder wir haben auch keinen Überblick darüber, ob sie effizient sind oder ob sie etwas bringen.

Ich bringe heute einen Antrag betreffend Erstellung und Umsetzung eines Integrationskonzeptes für Wien ein. Wir haben ja auch in dieser Woche des Langen und Breiten über das Thema Integration diskutiert. Ich bin auch in meinen Ausführungen am Montag sehr intensiv auf diverse Punkte eingegangen, obwohl es sehr spät war und ich nicht alle meine Punkte genannte habe. Es wurde ja auch von der Vizebürgermeisterin Brauner am Montag in der Budgetdebatte in ihrer Generalansprache genannt, dass Bildung, Ausbildung bei der zweiten und dritten Generation sehr wichtig ist und sie ihre Schwerpunktsetzung darauf testen werde. Ich verspüre und sehe da noch keinen Ansatz. Ich sehe auch keinen Maßnahmenkatalog in diesem Bereich. Es gibt eine Studie vom AMS Wien aus dem Juni 2007. Da werden viele Forderungen genannt und es wird die Stadt Wien zum Teil auch durch die Blume kritisiert, aber diesen Forderungen wird leider nicht entsprochen. 

Wie gesagt, möchte ich gerne auf Grund der aktuellen Debatte und der Bedeutung des Integrationsthemas einen Antrag zur Erstellung eines Integrationskonzeptes einbringen und mich in diesem Antrag vor allem auf drei Punkte beschränken: Von der Förderung der vorschulischen Integration durch mindestens zwei gebührenfreie Kindergartenjahre, Finanzierung von SpracherwerbspädagogInnen in den Kindergärten zur Förderung von Kindern mit Sprachdefiziten, und als dritten Punkt: Zwecks einer besseren Unterstützung von Kindern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund soll bei der Auswahl des Bildungs- und Berufsweges ein spezielles integratives Schnittstellen-Coaching konzipiert und im gesamten Wiener Bildungswesen angewandt werden. Im Rahmen der Erstellung und Umsetzung dieses Integrationskonzeptes mögen die zuständigen Stellen der Stadt Wien, die zuständigen Stellen des Bundes und weitere im Bereich der Integration tätigen Institutionen, Experten, aber auch Betroffene umfassend eingebunden werden.

Und in formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantrag. – Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Norbert Bacher-Lagler: Ich möchte nur ganz kurz darauf hinweisen, dass heute im Wiener Rathaus eine Veranstaltung zur interkulturellen Kompetenz durchgeführt wird. Sie sind natürlich recht herzlich eingeladen, dort vorbeizuschauen und in den Diskussionen mitzuwirken. – Danke. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Wir kommen nun zur Abstimmung, die wir getrennt durchführen.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 1 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zur Postnummer 1 liegen mir zwei Beschluss- und Resolutionsanträge vor. 

Ein Beschlussantrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Beschluss notwendiger Maßnahmen zur Herstellung von Chancengleichheit für WienerInnen mit Migrationshintergrund. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der zweite Beschluss- und Resolutionsantrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung und Umsetzung eines Integrationskonzepts für Wien. Auch hier wird die sofortige Abstimmung beantragt.

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der ÖVP unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 2.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 3, 4, 5 und 8 der Tagesordnung, sie betreffen Subventionen an verschiedene Vereine, zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? – Dies ist nicht der Fall.

Ich bitte daher Frau GRin Mag Krotsch, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Mag Nicole Krotsch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich danke und eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matiasek. Ich erteile es ihr.

GRin Veronika Matiasek (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Bevor ich auf die Tagesordnungspunkte eingehe, möchte ich doch ganz kurz zu meinen beiden Vorrednerinnen anmerken, weil Sie immer diese mangelnde Chancengleichheit so betrauern: Ja, meine Damen, Sie sind doch beide das beste Beispiel dafür – und ich glaube, man soll das auch nicht immer so krankreden –, dass sehr wohl, wenn man es kann, wenn man sich bemüht, Chancen auch für Menschen, die hier in Wien zuwandern, bestehen. Das möchte ich hier schon einmal festhalten. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Sie haben doch eigentlich eine sehr schöne Karriere gemacht, und das ist auch in Ordnung so. Gerade Sie, Frau Kollegin Korun, das muss ich auch wirklich anerkennend sagen, sprechen ganz ausgezeichnet Deutsch, das ist etwas Wichtiges. Und Sie leben eben so und haben Ihr Leben gestaltet, wahrscheinlich auch mit Beihilfe Ihrer Eltern, dass Sie sehr wohl eine Chance hier gehabt haben. Und so geht es ja vielen Menschen, die hier in Wien zugewandert sind. Man darf das nicht nur immer so hinstellen, als wäre in Wien alles von vornherein verbaut für Menschen, die hier zuwandern. Das stimmt nicht und das möchte ich wirklich einmal ganz entschieden festhalten. (Beifall bei der FPÖ.)

Dass mit der Integrationspolitik in Wien nicht alles zum Besten ist, das wissen wir auch. Wenn Sie auf der einen Seite immer nur die mangelnden Chancen beklagen, dann muss ich entgegenhalten, wir kritisieren hier auf der anderen Seite eher, dass die, die hier zugewandert sind, die hier leben wollen, im Rahmen der Integrationspolitik viel zu wenig an die hiesigen Normen, an die hiesigen Spielregeln, an die hiesigen gesellschaftlichen Regeln herangeführt werden. Ich glaube, da besteht ein großes Defizit und da ist noch viel zu tun. (Beifall bei der FPÖ.)

Ich darf ganz kurz auf die vorliegenden Poststücke eingehen. Wir werden sie, wie wir es schon im Ausschuss getan haben, ablehnen. Ich darf ganz kurz bei jedem anführen, warum. Ich komme zum Poststück 3, die Subvention für das Rosa-Mayreder-College. Es handelt sich dabei um eine reine Bildungseinrichtung. Ich halte es nicht für gut, dass wir im Rahmen der Frauen- und Integrationsförderung immer wieder Subventionen an Vereine oder an Projekte drinnen haben, die eigentlich oft reine Sozialprojekte oder wie in dem Fall reine Bildungsprojekte sind. Es gibt ja hier auch Subventionen aus dem Bundesministerium für Unterricht, Kultur und Kunst. Auf der anderen Seite wird vom Verband der Wiener Volksbildung dieses College ja geführt. 

Ich glaube, gerade diese extrem feministischen Projekte oder Studien dienen ja in erster Linie sicher denen, die sich damit auseinandersetzen wollen. Sie sind wesentlich mehr ein Bereich der Bildung als tatsächlich eine Hilfe für die Frauen, die in Wien an sehr vielen Dingen Bedarf haben – und hier stelle ich als Schwerpunkt sicher die Vereinbarkeit von Beruf und Familie, das Finden etwa eines guten, eines sicheren und qualifizierten Arbeitsplatzes, aber durchaus auch die teure Kinderbetreuungseinrichtung in Wien in den Mittelpunkt. Daher wäre es viel besser, da zu investieren als in feministische Projekte, von denen die Frauen als solche nichts haben und die ein reines Bildungsprojekt sind. Wir lehnen daher die Post 3 ab. 

Bei der Post 4 ist es wieder so eine Sache. Da geht es eher um ein eigentlich medizinisches Projekt, ein sozialmedizinisches oder psychologisches Projekt oder eine Subvention an einen Verein, das heißt, eine Beratung, die eigentlich eher im medizinischen Bereich anzusiedeln ist und eigentlich auch nicht in unseren Ausschuss hineingehört. Daher sehen wir das hier also nicht richtig platziert und lehnen das ab. 

Wenn ich noch auf die Post 8 in aller gebotenen Kürze eingehen darf: Wir haben immer – und das ist schwarz auf weiß nachzulesen –, wenn es uns sinnvoll erschien, Projekten – vor allem geht es ja um Frauenprojekte, die im Ausland, die vor Ort stattfinden, wo es um Bildungsprojekte geht, aber auch um Gesundheitsprojekte für Frauen – gerne zugestimmt, wenn wir den Sinn und die Zweckmäßigkeit erkannt haben. Im hier vorliegenden Akt ist aber auch zu entnehmen, dass dieses Projekt von Seiten der türkischen Behörden gar nicht so willkommen ist. Es ist ein Brieffragment angeführt, wo sich etwa Hannes Swoboda fast vergeblich bemüht, den türkischen Premier zu überzeugen, dass das eine gute Sache ist. Wir sehen, auch wenn das jetzt kein allzu hoher Betrag ist, diese 20 000 EUR als nicht gut investiert, weil es unsicher ist und weil wir eigentlich gar nicht wissen, wie das tatsächlich dort ankommt und angenommen wird, und werden in dem Fall dieses Auslandsprojekt ablehnen. 

Es gibt heute auch im Zuge der Diskussion dieser Anträge einen gemeinsamen Antrag – und die Initiative dürfte beim Herrn GR Vettermann gelegen sein, wie ich das so entnehme – gegen männliche Gewalt an Frauen – ich ergänze das jetzt, weil meistens leider auch nicht nur die Frauen, sondern auch die Kinder in den Familien betroffen sind –, und wir haben diesem Antrag auch gerne Folge geleistet, das ist überhaupt keine Frage. Wir lehnen selbstverständlich Gewalt gegen Partner oder in der Familie wirklich aus vollem Herzen ab. Was mich freut – es hat ja vor einigen Jahren noch ein Lächeln oder fast ein mitleidiges Lächeln erzeugt, dass der zuständige Sozialminister sich damals auch zum Männerminister erklärt hat und eine Männerabteilung eingerichtet worden ist –, ist, dass mittlerweile, was auch aus diesem Antrag zu entnehmen ist, die Männerberatung, die Beratung von Burschen, die Unterstützung von Männern, die Probleme haben – und ich halte das für etwas ganz Wichtiges – auch Einzug gefunden hat und auch hier mitverankert ist. Das ist richtig, denn Probleme von Männern sind in der Regel auch Probleme von Frauen. Das habe ich immer gesagt und bin immer dafür eingetreten, dass wir hier natürlich nicht nur betroffene Frauen behandeln, betreuen sollen. Das ist zu wenig. Wir müssen uns selbstverständlich auch an den Verursacher der Gewalt wenden, und das sind halt in dem Fall die Männer. Wir stimmen diesem Antrag daher gerne zu. Wir sind gerne mitgegangen, dass wir auch hier vielleicht einen nächsten Schritt erreichen. 

Ich darf vielleicht noch ergänzen: Auch hier ist es doch wichtig, zu vermitteln. Gott sei Dank sind wir hier so weit. Ich weiß auch von vielen, dass sie partnerschaftlich denken, dass sie engagierte Väter sind. Das ist mittlerweile heute bei uns Gott sei Dank in der doch etwas jüngeren Generation vor allem zur Selbstverständlichkeit geworden. Man soll, glaube ich, auch festhalten, dass wir hier auch vermitteln. Das halte ich für einen ganz wichtigen Teil unseres gesellschaftspolitischen Verständnisses, dass wir hier partnerschaftlich denken, dass wir gewaltfrei denken, dass bei uns, in unserem Kulturraum selbstverständlich auch der Zwang von Kindern in eine Partnerschaft, also die Vermittlung von Zwangsehen, aber auch Ehrmorde oder sonstige Rituale oder die Rache wegen Beziehungen wirklich nichts zu suchen haben. Das wird und muss natürlich auch als Bestandteil der Integrationspolitik verstärkt werden. (Zwischenruf von GRin Mag Alev Korun.) Die Gewalt ist leider vorhanden, und ich sehe sicher einen Mitteleinsatz in diese Richtung, auf eine Ausweitung des Opferschutzprogrammes in diesem Rahmen für einen positiven Schritt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte das Paket, dieses feministische Paket der Poststücke 3, 4, 5 und 8 ebenfalls dazu nützen, über die „16 Tage gegen Gewalt an Frauen" zu sprechen, die am Sonntag mit dem internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen beginnen. Ich möchte aber vorweg noch zu den vier Subventionsanträgen die Position der GRÜNEN darlegen, die von der Vorrednerin divergiert. Die GRÜNEN unterstützen sehr gerne die Subventionen in einer Gesamthöhe von 94 000 EUR für die vier Vereine Rosa-Mayreder-College, Verein COURAGE, diese bekommen das Geld für die Partnerinnen-, Familien- und Sexualberatungsstelle, Verein Kolping Österreich und Verein WADI. Letzterer bekommt das Geld für ein Frauenförderungsprojekt in der Osttürkei, in Diyarbakir. Das Abstimmungsverhalten über diese vier Subventionsanträge ist mir nicht ganz klar momentan, aber was mir klar ist und mich freut, ist, dass wir einen Resolutionsantrag in diesem Haus einstimmig beschließen werden.

Gewalt gegen Frauen ist kein Randproblem und es ist vor allem auch nicht ausschließlich das Problem der Frauen, sondern es ist in erster Linie ein Problem der Täter, Problem der Männer. Das trifft als Opfer nicht spezifische Schichten von Frauen, sondern leider alle: reiche und arme, schlecht und gut gebildete. Ich hab mir das lange überlegt, ob ich das selber auch dazusage, aber man neigt ja dazu, das sogar im eigenen Umfeld zumindest nicht zu erwähnen. Ich befürchte, dass ich nicht der Einzige bin, der das im eigenen erweiterten Familienumfeld auch schon mitbekommen hat. Anders lassen sich die hohen Zahlen auch nicht erklären. Die Fakten in dem Bereich sind erschreckend. Es ist jedes Mal, wenn man es liest, nicht schwer zu glauben, aber schwer zu akzeptieren, dass es so ist. Jede fünfte Frau ist in Österreich von Gewalt durch einen nahen Verwandten, das ist in erster Linie der Partner, der Ehepartner, der Freund betroffen. 

Die Mehrzahl der Gewaltfälle passieren im sozial nahen Umfeld. Wir haben 2006 mittlerweile über 7 000 Wegweisungen in Österreich, wir sehen auch, dass das Anti-Stalking-Gesetz ein Erfolg geworden ist, eine Vierparteieninitiative in diesem Haus im Übrigen. 80 Prozent des Anti-Stalkings betrifft ebenfalls den Sozialnahraum. 

Neun von zehn Gefährdeten von Gewalt sind Frauen. Eine Zahl, die leider nicht 100-prozentig verifiziert werden kann – dazu komme ich später noch –: Jeder dritte bis jeder sechste, da ist eine Schwankungsbreite, Polizeieinsatz in Wien hat mit häuslicher Gewalt zu tun. Also alleine, wenn man sieht, dass die Polizei einen Großteil ihrer Arbeit damit verrichtet, bei häuslicher Gewalt einzuschreiten, zeigt das, wie groß das Problem ist. 

In Österreich werden jetzt laut Frauenministerin Doris Bures dank Budgeterhöhung die Interventionsstellen endlich wieder personell aufgestockt. Das haben die Wiener GRÜNEN seit Jahren gefordert. Wenn das erfolgt ist – weil davon wird ja noch geredet –, sind wir wieder auf dem Stand vom Jahr 2000. In den Jahren der schwarz-blauen und schwarz-orangen Bundesregierungen sind diese Interventionsstellen sukzessive finanziell ausgehungert und heruntergefahren worden.

Wir hoffen, dass jetzt die Mittelaufstockung, die jetzt erfolgt und uns nur wieder auf den Stand von 2000 zurückführt, der erste und nicht der letzte Schritt ist, vor allem, weil in diesen Interventionsstellen zusätzliche Arbeit entstanden ist, unter anderem durch die Anti-Stalking-Gesetzgebung. 

Wir freuen uns über die White Ribbon Kampagne. Die weiße Schleife wird ja auch sehr sichtbar in diesem Haus von vielen Abgeordneten getragen. Wir freuen uns vor allem, dass sich eine Argumentationslinie der GRÜNEN durchgesetzt hat, nämlich diese White Ribbon Kampagne nicht aus dem mageren Frauenbudget, sondern aus dem Zentralbudget zu bezahlen. Da freuen wir uns darüber. 

Weil wir hier quasi einen Erfolg verbuchen konnten, freuen wir uns auch, weitere grüne Ideen für Wien anzubieten: Nämlich den verbesserten Schutz von Frauen gegen den Psychoterror von Abtreibungsgegnern und Abtreibungsgegnerinnen, wie von ExpertInnen seit Jahren gefordert, die flächendeckenden Sensibilisierungsangebote an Schulen für das Thema Gewalt für LehrerInnen und SchülerInnen, wie von ExpertInnen seit vielen Jahren gefordert, und niederschwellige Beratungsstellen für Prostituierte, vor allem für jugendliche Prostituierte, wie von ExpertInnen seit Jahren gefordert. 

Wir haben allerdings auf Bundesebene natürlich über den Antrag hinausgehende Forderungen. Ich möchte ein paar davon erwähnen: Die Schaffung eines eigenständigen Aufenthaltstitels und eigenständigen Aufenthaltsrechts für Opfer von Frauenhandel liegt uns sehr am Herzen und ist bundesweit leider nicht durchgesetzt. Die gesetzliche Anerkennung von geschlechtsspezifischen Fluchtgründen wäre uns ebenfalls ein großes Anliegen. Und was wir leider bisher auch nicht geschafft haben, ist die Zurücknahme des schikanösen Fremdenrechtspakets und die Schaffung eines menschenrechtskonformen Bleiberechts. 

Diese Forderungen können Sie in der Resolution nicht finden, sonst wäre sie nicht einstimmig. Wir freuen uns heute, dass wir eine gelungene Resolution trotz dieser Zusatzforderungen, die ich vorher formuliert habe, gemeinsam in diesem Haus beschließen können und hoffen, dass all das ein weiterer Schritt in die richtige Richtung ist, aber sicher nicht der letzte. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Feldmann. Ich erteile es ihr. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Wir wissen, dass in Österreich eine unglaublich hohe Zahl an Menschen, speziell Frauen, von Gewalt betroffen sind, die bestmöglichen Schutz und optimale Hilfestellung brauchen, dass es Aufgabe des Staates ist, gegen kriminelles Unrecht vorzugehen, rechtliche Rahmenbedingungen zu schaffen, Hilfe zur Verfügung zu stellen. Es gibt Frauenhäuser in Wien mit rund 560 Plätzen, die leider bereits aus allen Nähten platzen. Es wäre wünschenswert und ich hätte gehofft, dass weitere Mittel für einen weiteren Ausbau der Frauenhäuser zur Verfügung gestellt werden. Laut dem Gewaltschutzbericht sind rund 300 000 Frauen jährlich von Misshandlungen betroffen. 563 Plätze in den Frauenhäusern sind leider in diesem Fall nicht ausreichend. White Ribbon – wir haben alle oder fast alle die Schleifen heute angesteckt – ist eine Initiative von Männern gegen Männergewalt an Frauen. Es ist eine sehr vorbildliche Initiative gegen Gewalt an Frauen. Ich möchte hier erwähnen, dass es ein Education Kit von White Ribbon für Schulen gibt, und möchte gerne anregen, dass dieses Education Kit in den Schulen innerhalb dieser Gewaltschutztage präsentiert und eingeführt wird. 

Wir haben im September 2007 im Rahmen des Anti-Stalking-Gesetzes einen Vier-Parteien-Resolutionsantrag gestellt. Das Anti-Stalking-Gesetz ist mit einem Strafausmaß beschlossen worden, das rechtlich abschreckend und ausreichend ist, nämlich von einem Jahr Freiheitsentzug. Es freut mich, dass wir heute wieder dank des Herrn Vettermann einen Vier-Parteien-Resolutionsantrag an den Bundesgesetzgeber zur Weiterentwicklung von Maßnahmen für wirkungsvolle Gewaltverhinderung stellen. Wir werden den einzelnen Anträgen zustimmen.

Ich möchte noch kurz erwähnen, dass wir im Rahmen der Budgetdebatte einen Antrag eingebracht haben, und zwar betreffend die Erarbeitung eines Aktionsprogramms zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt in Wien. Dieser Antrag ist von allen mit Ausnahme von der SPÖ angenommen worden – leider! Ich kann mir nicht genau vorstellen, warum. Im Prinzip kann ja nur jede Maßnahme gegen Gewalt als positiv gesehen werden und dem zugestimmt werden – noch dazu, wo man weiß, dass die unterschiedlichsten Stellen zusammenarbeiten müssen: die Fraueneinrichtungen oder Jugendwohlfahrt, Gesundheitsbereich, Polizei, Justiz et cetera. 

Ich denke, es geht darum, dass nicht ausreichend Budget für diese Maßnahmen vorhanden ist, und ich hoffe, dass das in Zukunft vielleicht doch geändert wird. Wir stellen jetzt zwar einen Antrag an den Bundesgesetzgeber, aber man könnte auch in Wien noch weitere Mittel im Rahmen von Gewaltschutz zur Verfügung stellen. Darum bitte ich und danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Vettermann. Ich erteile es ihm.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Als Einleitung: Auch wir werden den vier Anträgen zustimmen. Das wird auch keine besondere Überraschung sein, aber ich sage es einmal. (GRin Nurten Yilmaz überreicht dem Redner ein Glückskeks mit der Aufschrift „hellwach". Im Plenum werden weitere Glückskekse verteilt.) – Ja, es kommen auch Glückskekse für uns alle. (Beifall bei der SPÖ.) So ein Glück muss man einmal haben! 

Der Hauptgrund, warum ich mich zu Wort gemeldet habe, ist aber der angekündigte Vier-Parteien-Antrag, den ich dann im Anschluss einbringen möchte. Vielleicht kann ich aber kurz zu meinen VorrednerInnen etwas sagen und etwas zur Begründung des Antrages einbringen. 

Zur Kollegin Matiasek, der ich im Großen und Ganzen zustimme, muss ich sagen: Das haben Sie nicht so deutlich dazugesagt, daher sage ich es dazu. Sie haben nur einen kleinen Teil erwähnt, Sie haben auf kulturelle Unterschiede und auf Konflikte zwischen Inländern und zwischen Inländern und Ausländern hingewiesen. Es kommt aber in allen Schichten vor, das wissen wir ja. Es kommt im Akademiker- wie im Arbeiterhaushalt, es kommt bei Dicken und Dünnen, Jungen und Alten, Armen und Reichen, also in allen Schichten vor. Daher ist das Problem ein Problem, das uns alle angeht. Man sollte nicht einen Teil herausnehmen und sagen, da ist es besondern virulent. Männliche Gewalt kommt vor, ist abzulehnen, und daher gibt es ja auch den Antrag.

Zum StR Ellensohn noch eine Ergänzung: Ja, er hat recht, jede fünfte Frau ist betroffen. Es ist übrigens auch so, dass man rein statistisch gesehen daher sagen muss: Der gefährlichste Ort ist das eigene Heim, zu Hause, also nicht die so genannten Angsträume, da sind Frauen relativ sicher statistisch. Aber kaum bist du zu Hause, ist die Chance, dass dich Gewalt erreicht, sozusagen am höchsten. Dagegen einmal vorzugehen, ist natürlich eine Sache, die auch in den Köpfen beginnen muss, weil es da klassisch um Privaträume geht. Ich unterstütze auch – und das wollte auch Frau StRin Frauenberger und selbst ihre Vorgängerinnen –, dass das aus dem Frauenbudget nicht bezahlt wird. Sie hat auch extra darauf hingewiesen; zumindest verbindet uns das. Das war von mir auch nie angedacht, und das aus guten, nämlich frauenpolitisch guten Gründen. 

Zur Kollegin Feldmann: White Ribbon ist ja an den Schulen. Gerade die „16 Tage" sind ein guter Grund, aber sie sind auch zwischendurch immer wieder eingeladen, wenn es Projekte gibt, wo es um Gewalt geht. Da gibt es auch Ausstellungen, sie haben eine eigene Form der Präsentation. Sie können eine ganze Stunde oder ein ganzes Projekt auch betreuen, wenn man sich mit ihnen zusammenredet. Sie sind momentan ausgebucht. Ihre Kapazität ist während der „16 Tage" ausgebucht. Wenn es aber nicht so aktuell ist, haben sie natürlich freie Kapazität. Das kann ich nur unterstreichen. Da soll man es auch nützen, und nicht nur tragen. Wir sind ja hoffentlich überzeugt, es ist auch gut, wenn sie an die Schulen kommen. 

Wichtig ist das gesellschaftliche Klima, keine Toleranz für Gewalt, insbesondere für Gewalt von Männern an Frauen, die wir ablehnen. White Ribbon ist eben das Zeichen der Männer, die sich dafür aussprechen und ein Zeichen geben wollen. Viele Gemeinderäte tragen heute aus diesem Grund dieses Zeichen. Ich glaube, das ist ein positives und ein ermutigendes Zeichen, wie auch schon darauf hingewiesen wurde, dass ja beim Anti-Stalking-Gesetz ebenfalls ein Vier-Parteien-Antrag sozusagen Auslöser war, der auch einiges rein statistisch und nachweislich bewegt hat.

Was geschieht jetzt in Wien wirklich, auch was Männerarbeit betrifft, um auch darauf ein bisschen einzugehen, obwohl wir eine breite Palette auch direkt für Frauen anbieten, wie den 24-Stunden-Notruf und die Förderung von Opferschutzvereinen? Dass Männerarbeit notwendig ist, zeigen ja die Zahlen, die ich zuerst genannt haben: von Übergriffen, Gewalt, Wegweisungen und Betretungsverboten. Aber es geht ja bei der Arbeit nicht darum, die Gefühle wie Wut, Trauer, Ärger nicht zuzulassen, die in Beziehungen vorkommen, sondern es geht darum, sie ohne Gewalt auszuleben. Das heißt, das nicht wegzuspalten, denn das würde vermutlich nicht funktionieren, sondern die Frage zu stellen: Wie kann ich mit ihnen leben und sie auch entsprechend ohne Gewalt ausleben? Oder: Wie kann ich Angst nehmen? Angst ist ja ebenfalls oft ein Grund, so absurd das im ersten Moment klingt, wieso Gewalt vorkommt. 

Da gilt es auf verschiedenen Ebenen anzusetzen, die es bei uns gibt. Das eine ist der Verein NEUSTART, der im wahrsten Sinn des Wortes Täterarbeit macht, weil er mit vielen arbeitet, die wegen Gewaltdelikten verurteilt wurden und dann Bewährungshilfe und Bewährung bekommen, oder es wird nach ihren Entlassungen mit ihnen gearbeitet, um bei diesen Personen soziale Integration zu ermöglichen, Neuverurteilungen zu entgehen. 

Besser natürlich als diese eigentliche Täterarbeit ist die Prävention, wenn Männer erkennen, dass Gewalt nicht die Lösung, sondern das Problem ist, denn Liebe, Zuneigung, um die es ja in vielen Beziehungssachen auch geht, ist natürlich nicht erprügelbar. Daher gibt es immer mehr Männern, die auch ihre eigenen Handlungsweisen durchaus kritisch hinterfragen und ihre Sichtweisen ändern wollen. Es hat ja auch keinen Sinn, ständig aggressiv und angespannt zu sein. Wer das 90 Prozent der Zeit ist, hat es zumindest einmal schwer, selbst wenn er es nie ausleben würde. Daher kann man da bei der Männerberatung sowohl bei der Veränderung der Sichtweisen arbeiten – mit Entspannung, Sport –, als auch natürlich mit einer Möglichkeit, ohne Gewalt auch vorkommende Aggressionen auszuleben. Und diese Prozesse, die hier angeboten werden, gehen von einfachen Verhaltenstipps bis zu therapeutischen Prozessen. Hier leistet White Ribbon, glaube ich, gemeinsam mit der Männerberatung eine sehr gute Arbeit. – Und das mit den Schulen ist ja schon angesprochen worden.

Am besten ist natürlich, wenn man mit der Jugend arbeitet. Die Schulen wurden erwähnt, aber auch der Verein Wiener Jugendzentren – diesen möchte ich jetzt erwähnen – leistet in allen unseren Zentren Burschenarbeit. Neben dem Mädchentag, wo es einen eigenen Tag gibt, gibt es in allen Zentren Burschenarbeit, wo Männer, Burschen, junge Männer gemeinsam an ihren Männlichkeitsrollen, an ihren Rollenbildern arbeiten können oder müssen. Dabei geht es vor allem auch um ein stabiles Selbstbewusstsein, denn dann lassen sich Konflikte auch besser lösen. Es geht um Männeridentität ohne Gewalt, ohne die Bedürfnisse und Gefühle in gut und schlecht einzuteilen, noch dazu, wo die Bilder, wie ein Mann wirklich funktionieren sollte, vielschichtiger, vielseitiger geworden sind. Echte und neue Männer stehen sich da oft in den Köpfen gegenüber. Energie und Durchsetzungswille, der ja durchaus positiv ist, weil er mit Aktion verbunden ist, steht gegenüber von Brutalität und Gewalt. 

Burschenarbeit hat deshalb auch einen deutlichen Bezug zur Selbstverwirklichung, und wenn das gelingt, kann auch unser Anliegen gelingen. 

Deshalb bringe ich diesen Vier-Parteien-Antrag ein. Ich sage jetzt, was dieser fordert, damit wir wissen, wozu wir da genau zustimmen. Die Begründung erspare ich mir und Ihnen. Die Interessierten haben es ohnehin gelesen und die anderen sollen zumindest wissen, was wir beschließen werden. Die Forderungen sind natürlich solche, die Gewalt an Frauen eindämmen können. Da geht es vor allem wieder um Opferschutz, aber im letzten Punkt auch um Burschenarbeit.

Wir fordern die Ausdehnung der einstweiligen Verfügung von drei Monaten auf sechs Monate, ein umfassendes Schutzprogramm für Opfer von Gewalt, ähnlich dem ZeugInnenschutzprogramm, für einen sicheren Start in ein neues Leben, die Weiterentwicklung von Opferrechten, die Ausdehnung des Rechts auf schonende Einvernahme für alle Opfer einer Gewalt, einer gefährlichen Drohung oder von beharrlicher Verfolgung, die Verankerung des Themas Gewalt gegen Frauen in der Ausbildung der Justizberufe und auch die Verankerung und finanzielle Förderung der Burschenarbeit als Querschnittsaufgabe in allen Bereichen der Jugendarbeit.

In formeller Hinsicht – der Akt wird auch gut durchgehen, da es ein Vier-Partein-Antrag ist – wird natürlich die sofortige Abstimmung verlangt.

Ich hoffe daher, dass, wenn wir diese Forderungen heute beschließen können und ein Zeichen durch das Tragen des White Ribbons gesetzt haben, wir dadurch auch einen Beitrag für ein besseres gesellschaftliches Klima gegen Gewalt an Frauen setzen können. – Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ und den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau StRin Mag Cortolezis-Schlager. 

StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Zur Aktion selbst kann ich dem Magistrat und der Stadt und der Stadtregierung herzlich gratulieren. Umso bedauerlicher finde ich, dass man daraus eine parteipolitische Aktion macht, anstatt eine parteiübergreifende Aktion. Ich nehme das mit großem Bedauern zur Kenntnis. Die Chance wäre gewesen, das parteiübergreifend zu machen. Es ist ein rot-grünes Projekt, das wäre auch noch in Ordnung. (GRin Sonja Kato: Ist ja parteiübergreifend!) Aber ein rot-grünes Projekt mit öffentlichen Steuergeldern zu kombinieren, ist schade und tut dieser Sache aus meiner Sicht nicht gut. Ich denke, es wäre interessant gewesen, hier alle Parteien zur Mitwirkung einzuladen. Ich nehme es zur Kenntnis. Wir werden uns künftig kritisch anschauen, warum solche Steuermittel dann immer für eine parteipolitische Aktivität herhalten müssen. 

Es war aber ein spannender Start. Vielleicht entschließen Sie sich nächstes Jahr, doch alle Parteien in derartige Aktivitäten zu integrieren. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Yilmaz. Ich erteile es ihr.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! 

Sehr geehrte Frau Stadträtin, das ist keine parteipolitische Aktion. Da gibt es eine Projektgruppe, die sich „hellwach“ nennt und eben zu bestimmten Themen Aktionen macht – unter anderem auch diese Glückskekse. Diese Gruppe wurde für diese Aktion von der Stadt Wien, wie Sie sehen, unterstützt. Nur, dieser Gruppe ist irgendwann einmal das Geld ausgegangen. Sie haben viel mehr produziert, sie haben auch viel mehr gebraucht, sie haben auch andere Verbündete gesucht. Nur, die AktionistInnen dieser Gruppe suchen sich ihre Verbündeten auch selbst. Wir haben uns nicht aufgedrängt. (Ironische Heiterkeit bei der ÖVP.) Diese sind an uns mit der Bitte um Unterstützung herangetreten. So schaut es aus.

Ich denke, Sie müssen sich schon selbst Mühe geben, damit Sie auch wahrgenommen werden, dass Sie gegen Gewalt an Frauen mitarbeiten wollen. (Beifall bei der SPÖ.) Ich bin überzeugt davon, dass sich jetzt dieser Vier-Parteien-Antrag herumsprechen wird. Beim nächsten Mal sind Sie sicher dabei. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Matthias Tschirf: Passen Sie auf, dass ...! – GR Dr Herbert Madejski: Das war wieder die Präpotenz, statt dass Sie dankbar sind, das Sie vier Fraktionen zusammenbringen!)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung. (GR Dr Herbert Madejski: Mit der rot-grünen Karte!)
Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 3 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von allen Parteien unterstützt und hat damit natürlich die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen zur Postnummer 4. (GR Dr Herbert Madejski: Zwei Minuten später wäre taktisch besser gewesen!) – Ich bitte um ein bisschen Aufmerksamkeit!

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Zu diesem Poststück liegt mir ein Beschluss- und Resolutionsantrag vor, der von allen Parteien eingebracht wurde. Er ist auch ausführlich dargestellt worden.

Wer diesem Antrag, der für die sofortige Abstimmung eingebracht wurde, seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit. 

Ich bitte jene Dame und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 5 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von ÖVP, SPÖ und den GRÜNEN unterstützt und ist damit ausreichend unterstützt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 8.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 8 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Danke. Das ist mit Ausnahme von der FPÖ von allen Parteien unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 29 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Heizungskostenzuschuss 2007/2008. Ich bitte die Frau Berichterstatter, Frau GRin Klicka, die Verhandlungen einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Diese Präpotenz der Macht zieht sich irgendwie durch alle Aktenstücke. Ich werde dann auch gleich ein bisschen darauf eingehen. 

Wir stimmen heute über den Heizkostenzuschuss ab, der letztes Mal im letzten Gemeinderat seitens der Mehrheitsfraktion als Antrag eingebracht wurde. Zeitgleich stand er auch schon auf der Tagesordnung des eine Woche später stattfindenden Gesundheitsausschusses. Klar, wenn man die Mehrheit hat, braucht man auch nicht zu warten, wie die Abstimmung ausgeht, dann ist das ohnehin egal. Aber das sind ja nur so kleine Sachen.

Die ÖVP hat einen Antrag mündlich eingebracht, wir haben letztes Mal einen schriftlich eingebracht, der, wie ich annehme, in einer der nächsten Ausschusssitzungen besprochen wird. 

Ganz kurz zu unserem Antrag, der sich doch um einiges sowohl vom sozialistischen als auch vom ÖVP-Antrag unterscheidet. Wir fordern für die Heizperiode 160 EUR pro Monat, wobei man natürlich auch einmal daran denken könnte, eine Heizperiode nicht demokratisch von November bis März zu verordnen, sondern sie flexibel nach den tatsächlichen Wettereinflüssen zu gestalten. Heuer zum Beispiel – wir werden sehen, wie sich der Winter gestaltet – war es eindeutig, dass man im Oktober auch schon heizen musste. Aber bitte, das ist einmal so vorgeschrieben: von November bis März, fünf Monate. 

Wir haben 160 EUR verlangt, und letztes Jahr 100 oder 110 EUR pro Monat. Das auch deswegen, weil durch die Änderung der Richtsätze der Sozialhilfe die Mietenselbstbehalte gestiegen sind. 25 EUR sind im luftleeren Raum, die die Sozialhilfeempfänger jetzt mehr zahlen müssen, nämlich einen höheren Selbstbehalt. Wenn man das jetzt auf das Jahr hochrechnet, kommt man auf 300 EUR. (Zwischenruf von GRin Mag (FH) Tanja Wehsely.) – O ja, mal zwölf! Ich sage Ihnen ja nur meine Argumentation! Diese 300 EUR haben wir versucht, in diesen fünf Monaten unterzubringen, daraus resultiert die von uns beantragte Steigerung von 110 EUR auf 160 EUR. Das ist natürlich nicht ganz genau, sondern eine ungefähre Steigerung. Wir werden sehen, wie dazu Stellung genommen wird. 

Klarerweise stimmen wir auch geringeren Heizkostenzuschüssen zu, im Sinne von: besser als nichts. Wir werden diesem Antrag auf 100 EUR klarerweise zustimmen. 

Ich habe vorher von Präpotenz der Macht gesprochen. Lassen Sie mich schon noch einmal wiederholen: Wir haben Gaspreiserhöhungen, wir haben Strompreiserhöhungen 2006, 2007, wir haben Abwasser-, Müllgebührerhöhungen. Dinge, die mit Wohnen zusammenhängen, wurden alle erhöht. Der Heizkostenzuschuss wurde nicht erhöht. Der ist letztes Jahr gleichlautend auf 100 EUR wie dieses Jahr.

In der Begründung zu diesem Antrag, den die Sozialistische Partei letztes Jahr eingebracht hat, steht dann meinem Gefühl nach ein bisschen perfid drinnen: Einkommensschwächere Haushalte treffen Kostensteigerungen überdurchschnittlich. – Kostensteigerung, für die sie selbst verantwortlich sind, meine Damen und Herren! Um die einkommensschwächsten Wiener Haushalte zu unterstützen, sollte deshalb der Heizkostenzuschuss für die kommende Heizperiode gewährt werden. – Nicht erhöht, nur gewährt! 

Ich erhöhe als Stadtregierung alle von mir genannten Gebühren und Preise des Strom, Gas, Müll, Wasser und sage dann: Die Ärmsten der Armen sind leider betroffen von den Erhöhungen, die ich selber gemacht habe. Deswegen gebe ich Ihnen genau das, was ich letztes Jahr gegeben habe. – Schon wieder ein Verlust sozusagen! (Zwischenruf von GR Christian Oxonitsch.) – So steht das drinnen, Herr Kollege Oxonitsch. Nichtsdestoweniger ist es besser als nichts, und wir werden zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr.

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Ich hab gestern schon bei der Budgetdebatte die Gelegenheit genutzt zu sagen, dass wir einen Heizkostenzuschuss von 175 EUR fordern und heute einen Antrag einbringen werden. Die österreichweiten Erfahrungen der letzten Jahre belegen, dass ein außerordentlicher Heizkostenzuschuss, den die jeweiligen Bundesländer gewährt haben, vielen sozial bedürftigen Bürgerinnen und Bürgern geholfen hat und diese ihn auch in Anspruch genommen haben. Durch die erhöhten Lebenshaltungskosten in Wien und durch die gestiegenen Gebühren – Energiepreise um beispielsweise 30 Prozent – erscheinen uns 100 EUR als zu niedrig, und wir fordern außerdem, dass der Heizkostenzuschuss automatisch ausbezahlt werden soll. Meine Kollegin Ingrid Korosec und ich stellen daher einen Beschlussantrag. 

„Die amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Soziales wird aufgefordert, allen in Wien gemeldeten Arbeitslosen, NotstandshilfebezieherInnen, PensionssozialhilfebezieherInnen, MindestpensionistInnen und KinderbetreuungsgeldbezieherInnen, welche ein Einkommen unter dem Ausgleichszulagenrichtsatz beziehen, einen Heizkostenzuschuss von mindestens 175 EUR auszubezahlen. (GR Christian Oxonitsch: Gibt es das in Niederösterreich auch?)

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“ – Danke. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mörk. Ich erteil es ihr.

GRin Gabriele Mörk (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In diesem Geschäftsstück behandeln wir den Heizkostenzuschuss für die jetzige Periode 2007 und 2008 in der Höhe von 100 EUR. Die Stadt Wien unterstützt somit auch im kommenden Winter sozial Schwache und kommt sehr wohl ihrer sozialen Verantwortung nach.

Herr Mag Ebinger, Sie haben angeführt, die Heizperiode sollte nicht von November bis März gelten. Gestatten Sie mir da eine Anmerkung: GeldaushilfebezieherInnen erhalten monatlich einen Heizkostenzuschuss von 41 EUR. Das sind im Jahr 492 EUR. Diese Personen erhalten auch noch zusätzlich die 100 EUR, die wir heute hier beschließen werden.

Vor allem möchte ich auch darauf hinweisen, dass die Stadt Wien vor allem im Jahr 2006 die Sozialhilferichtsätze überdimensional angehoben hat. Es kam zu durchschnittlichen Erhöhungen von 5,1 Prozent. Vor allem wurde auch die Form der Richtsatzverordnung geändert, dadurch konnten vermehrt kinderreiche Familien aber auch AlleinerzieherInnen mit mehreren Kinder überdimensional unterstützt werden.

Und ich möchte auch in Erinnerung rufen, dass mit dieser Maßnahme damals 6,6 Millionen EUR für SozialhilfebezieherInnen zur Verfügung gestellt wurden.

Bezüglich ihrer Forderung einer automatischen Anweisung, Frau Praniess-Kastner: DauerleistungsbezieherInnen der Stadt Wien erhalten automatisch diese Heizbeihilfe angewiesen. Das gilt auch für GeldaushilfebezieherInnen und so genannte RichtsatzergänzungsbezieherInnen, das sind diejenigen, deren Arbeitslosengeld oder Notstandshilfe oder Kinderbetreuungsgeld zu gering ist. Leider gibt es vermehrt auch Personen, deren Einkommen aus einer beruflichen Tätigkeit geringer ist als die Sozialhilferichtsätze. Auch diese bekommen diese Heizbeihilfe automatisch bei ihrem nächsten Antrag bei ihrer Auszahlung angewiesen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich ersuche Sie, diesen Antrag zu unterstützen. – Danke. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteil es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Natürlich stimmen wir dem Heizkostenzuschuss zu. 100 EUR mehr ist besser als ein leeres Geldbörsel. Wir stimmen auch dem Antrag der ÖVP zu, denn 175 EUR mehr würde noch mehr Geld im Geldbörsel bedeuten. Allfällige Anträge der FPÖ würden noch mehr vorsehen. Auch denen würden wir zustimmen, denn noch mehr Geld für die Ärmsten der Armen wäre angebracht. 

Das, was mich angesichts der Zahlen, nämlich des Gesamtvolumens dieses Heizkostenzuschusses fast deprimiert, ist: Man muss sich einmal vor Augen halten, wie viele Leute das sind, über die da heute beschlossen wird. 4 750 000 EUR Heizkostenzuschuss ist geplant. Das sind 47 500 Leute, die einen Heizkostenzuschuss bekommen. Jetzt muss man noch rechnen, dass es Leute gibt, die das nicht beantragen aus verschiedenen Gründen. Die Dunkelziffer kennen wir nicht. Sagen wir einmal, mindestens 50 000 Leute hätten nach dieser Berechnung einen Anspruch. 

Jetzt muss man sich die Grenzen anschauen, ab wann man einen Heizkostenzuschuss bekommt oder wie lange man einen bekommt, wenn man von unten anfängt. Eine Person darf nicht mehr als 690,06 EUR im Monat netto zur Verfügung haben, um einen Heizkostenzuschuss zu bekommen. Zwei Personen dürften zusammen 1 037,12 EUR zur Verfügung haben, und wenn Kinder im Haushalt leben, sind es noch einmal pro Kind 72,34 EUR. Jetzt machen wir ein Beispiel mit einer Frau und zwei Kindern, einer Alleinerzieherin. Diese darf dann insgesamt 834,70 EUR zu dritt zur Verfügung haben, dann bekommt sie einen Heizkostenzuschuss. Hätte sie 835 EUR, würde sie keinen bekommen. 

Das ist doch eine erschreckende Zahl, zu denken, dass unter diesen Zahlen – 690 EUR alleine, 1 037 EUR zu zweit, 72 EUR pro Kind – 47 500 Leute in der Stadt leben, die Anspruch auf das haben. 

Ob jetzt soziale Wohltat oder nicht, 100 EUR oder 175 EUR, aber das ist die erschreckende Zahl, die wir nun quasi zur Kenntnis nehmen und weitermachen. Das ist pure Armut! Das sind noch nicht alle, die arm sind - denn jemand, der ein bisschen mehr als die vorhin angeführten Grenzen hat, ist auch arm -, das sind die allerärmsten! So arm musst du sein, dass du einen Heizkostenzuschuss bekommst; das heißt, dass du gerade noch 834 EUR zur Verfügung hast. Ich habe keine Ahnung, wie man mit 834 EUR Miete zahlt, Essen einkauft, die Kinder in die Schule schickt und, und, und. Ich sage ganz ehrlich, ich wüsste nicht, wie ich das organisiere. Hut ab vor den Leuten, die das irgendwie organisieren!

Wird diese Zahl noch verglichen mit der Armutsgefährdungsschwelle: eine Person 900 EUR, ohne Kinder, Single-Haushalt. Das ist die Armutsgefährdungsschwelle, die wir momentan in Österreich annehmen, und so viele Leute in der Stadt fallen darunter! Diese erschreckende Armut gilt es zu bekämpfen, nicht nur im Winter, wenn die Leute nicht heizen können. 

Ich habe mich kundig gemacht und möchte es jetzt nicht gerade vergleichen, aber was es direkt im Jahr 1946 und danach gegeben hat, waren Wärmeräume, wo die Leute hingegangen sind, weil sie daheim nicht mehr haben heizen können, und dann hat man sich dort getroffen. Die Kinder sind nicht in die Schule gegangen, weil die Schule im Winter nicht geheizt wurde, sie haben zu Hause gelernt und sind nur vorbeigekommen, wenn eventuell Prüfungen waren, beziehungsweise haben in kleinen, extra geheizten Einheiten am Nachmittag irgendetwas machen dürfen. 

Das ist fast so ähnlich, und deswegen gibt es auch einen Tourismus: Ich kenne das zwar nicht aus eigener Erfahrung, aber ich kenne sogar Studierende, die - als ich noch studiert habe - in den kalten Wintern in erster Linie aufgestanden sind und auf die Uni gefahren sind, weil es auf der Uni warm war. Auf der Uni war es warm, dort sind sie auch den ganzen Tag geblieben, und dann haben sie sich treffen müssen bei jemandem, der eine geheizte Wohnung hatte. 

Aber das sind so viele Leute und das ist die pure Armut, von der wir da reden. Niemand von Ihnen möchte es sich ausrechnen müssen, von so wenig Geld leben zu können. Deswegen wären ganz andere Maßnahmen notwendig, als zu überlegen, ob es heuer minus 10 Grad oder vielleicht wieder einmal minus 20 Grad haben wird, sondern wir brauchen insgesamt in Österreich und in Wien - weil es hier, prozentuell gesehen, mehr Leute betrifft - ein Armutsbekämpfungsprogramm, das den Namen auch verdient.

Dazu brauchen wir viel Geld, und ich sage es noch einmal: Ich glaube, dass es in diesem Land ein Zustand zum Zuschauen ist, wie viele Leute derart bitterlich arm sind, dass sie auf diesen Heizkostenzuschuss angewiesen sind – egal, in welcher Höhe -, und wir gleichzeitig ein Luxus-Steuerparadies für die Reichen und Superreichen sind. In keinem Land der OECD zahlen Reiche so wenig Vermögens- oder vermögensbezogene Steuern wie bei uns. Das muss nicht sein! 

Ich verstehe nicht, wo da die Initiativen und der Druck bleiben - den vermisse ich -, um das durchzusetzen. Zumindest würde ich es gerne hören. Die einzige Wortmeldung, die ich bis jetzt hier von der Sozialdemokratischen Partei gehört habe, war nämlich: Die GRÜNEN denken nur an neue Steuern. Das war eigentlich eine Absage. Ich hoffe, das war damals dem geschuldet, was wir eben in der Hektik beim Reden einmal miteinander haben, und dass das nicht die offizielle Position der SPÖ ist. Aber es geht nicht, dass wir in Österreich fallende Vermögenssteuern haben und gleichzeitig zuschauen, wie die Armutszahlen auf eine Million angestiegen sind und noch immer weiter ansteigen. 

Dann kann man Armut bekämpfen. Wenn man eine grüne Grundsicherung nach dem Modell von uns durchsetzt, dann gibt es keinen mehr, der einen Heizkostenzuschuss bekommt; aber nicht, weil wir den Heizkostenzuschuss streichen, sondern weil alle über dieser Grenze leben. Es ist finanzierbar! Da fehlt es nur am politischen Willen, es fehlt nicht am Geld. 

Am Geld fehlt es in dem Land nicht, die Privatvermögen in Österreich belaufen sich auf 1 000 Milliar-
den EUR. 10 Prozent in Österreich besitzen zwei Drittel davon, und sie zahlen dafür weniger Steuern als jene in Belgien, in Frankreich, in Japan, in der Schweiz und in den USA. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Es ist für jeden (GR Mag Alexander Neuhuber: Da müssen Sie die Einkommenssteuer auch vergleichen!), der Armut ernsthaft bekämpfen möchte, ein Armutszeugnis, wenn er es verteidigt, dass wir ein Luxusparadies sind, zum Beispiel - wenn wir schon bei der Einkommenssteuer sind, weil der Einwurf gekommen ist - wenn man die Einkommenssteuersätze rechnet.

In den USA zahlen sie ja für Aktiengewinne keine richtige Vermögenssteuer, sondern eine Capital Gain Tax, damit zahlen sie zu einem guten Teil eben genau Einkommenssteuer. In Österreich ist das steuerbefreit, ein Aktiengewinn wird einfach nicht besteuert! (GR Mag Alexander Neuhuber: Das ist aber etwas anderes ...! - Weitere Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich habe gerade gesagt, dass es keine echte Vermögenssteuer ist, sondern ein Capital Gain Tax. Das können wir lange ausführen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)

Die Stiftungen in Österreich gehören anders besteuert. Man muss das in eine Relation setzen, wurscht, wer das eingeführt hat und ob das damals gescheit war oder nicht. Heute haben wir explodierende Armutszahlen, und dagegen gilt es etwas zu unternehmen. 

Der Heizkostenzuschuss ist gut und recht, weil er besser als nichts ist. Aber das ändert natürlich nichts an der Situation der Person, die mit 690 EUR lebt - im November, im Dezember, im Jänner und im Februar - und mit den 100 EUR natürlich nicht nur nicht reich wird, sondern genauso arm wie vorher ist und eben ein bisschen mehr heizen kann; angesichts der explodierenden Heizkosten wahrscheinlich nicht mehr als im vergangenen Jahr, weil das ja alles auffrisst.

Jetzt rede ich nicht von der Ökologisierung und vom Herunterschrauben von Heizkosten, weil es mir da in erster Linie um die Armutsbekämpfung geht. Ich hätte gerne in Österreich eine Initiative für Vermögenssteuern auf OECD-Durchschnitt, und das sind 5 Milliarden EUR jährlich. Momentan ist es in etwa 1 Milliarde, Tendenz fallend, weil ja unter der aktuellen Bundesregierung Erbschaftssteuer und Vermögenssteuer gestrichen werden, wenn es denn so kommt. 

Der internationale Durchschnitt in der OECD - da kann man nicht gleich von Kapitalfluchtbedrohung reden, das ist das, was andere auch machen - wären 5 Milliarden EUR. Mit 5 Milliarden EUR haben wir keine Leute mehr, die sich zu dritt anstellen, mit 830 EUR im Monat. Die haben wir dann nicht mehr, weil es nicht notwendig ist, dass Leute von so wenig Geld leben müssen, und auf die Zeit freue ich mich. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Weil bei diesem Tagesordnungspunkt vom Heizen und von Wärme die Rede ist, eine kurze Bemerkung, die mich seit Montag belastet: Gerade bei Ihnen von den Sozialdemokraten, die ja eine soziale Ader immer besonders betonen, ist es für mich unverständlich, dass im November die Mitarbeiter des Restaurants vier Tage da draußen in der Kälte stehen müssen. Wir alle laufen im Laufschritt durch, weil es so kalt ist, und von den Mitarbeitern erwartet man, dass sie vier Tage in der Kälte stehen. (Beifall bei der ÖVP.) Das zeigt, dass Sie keine soziale Kompetenz haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Sehr geehrte Frau Korosec! Im Großen und Ganzen kann ich nur das wiederholen, was ich bereits gestern gesagt habe: Dass dieser Zustand existiert, ist allen Klubs vorher bekannt gewesen, und wir werden alles tun (GR Mag Wolfgang Jung: Als Arbeitgeber ...!), um diesen Umstand wieder zu verändern. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ.) Das habe ich gestern schon gesagt, ich kann es nur wiederholen. Bitte, diese Redebeiträge sind zwar nett, aber sie helfen den Betroffenen im Moment gar nicht. (GRin Ingrid Korosec: Das dürfte gar nicht sein ...! - GR Dr Wolfgang Aigner: Das ist der Hausherr!)

Zum Wort gemeldet ist niemand mehr. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Ich danke für die Einstimmigkeit.

Es liegt ein Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP vor, der die Erhöhung des Heizkostenzuschusses in Wien beantragt. In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.

Wer diesem Antrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. (StRin Mag Katharina Cortolezis-Schlager: Ah!) 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 11 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Errichtung 

eines Mehrzweckgebäudes auf der Sportanlage der Polizeisportvereinigung Wien. Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 11 die Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vereinbarung mit dem Bundesministerium für Inneres bezüglich der Zurverfügungstellung von Räumlichkeiten im Zusammenhang mit der EURO 2008.

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 12 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Vertragsgenehmigung mit der Wiener Stadthalle Betriebs- und Veranstaltungs-GmbH. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Ich komme daher zur Abstimmung.

Wer dieser Postnummer die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von allen Parteien unterstützt und ist daher einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Gesellschafterzuschuss an die Riesenrad Errichtungs-GmbH. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Postnummer 14 die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung ist erschöpft.

Diese Sitzung ist geschlossen.

(Schluss um 15.11 Uhr.)

